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Tschumi, Berichterstatter der Mehrheit: Der Ein-
führung des Bauchkrautes Tabak einige Zeit nach der

Entdeckung Amerikas wurde in den europäischen Staa-
ten anfänglich ein scharferWiderstand entgegengesetzt.
Man belegte das Bauchen mit starken, zum Teil recht
originellen Strafen. In Bußland ertappte Baucher
wurden geknutet; in der Türkei durchbohrte man
ihnen die Nase, steckte das Bauchrohr hindurch und
führte sie — rücklings auf einen Esel gesetzt — durch
die Straße oder enthauptete sie; in deutschen Landen
mit Einschluß eines Teiles der Schweiz belegte man sie
mit Bußen und brachte das Bauchen und den .Ehe-
bruch in der gleichen Schwerklasse der Vergehen unter.
Vor allem war auch die Priesterschaft gegen das
Bauchen, weil es den Gottesdienst verstänkere. Man
scheint also auch in den Kirchen geraucht zu haben.
Kurz, es bedurfte langer Zeit, bis die Marquise de
Pompadour, die Mätresse Ludwigs XV., sagen
durfte : « II est indigne de vivre sans tabac. »

Was rief vor allem einer wohlwollenderen Ein-
stellung zum Tabak? Die Erkenntnis, daß in ihm ein
ergiebiges Steuerobjekt gefunden werden könne, und
in der Tat, ein geradezu ideales Steuerobjekt, das von
den meisten Staaten bald recht kräftig erfaßt wurde
und stets noch weiter erfaßt wird.

Auf den Kopf der Bevölkerung berechnet, wird
der Tabak besteuert •** • - .
in Deutschland mit Fr. 15.57
» England mit » 39.16
» den Vereinigten Staaten mit . . . . » 19.50"
» Schweden mit ' '» 14.40
» Norwegen mit . . » 18.13
» Dänemark mit . » 9.—
» Frankreich mit . . . . . . . . . . » 19.—
» Italien mit » 22.32
» Oesterreich mit » 38.40
» der Schweiz mit » 5.35

Die Angaben stützen sich auf die Jahresergeb-
nisse 1927—1929. Man darf ihnen entnehmen, daß
die Schweiz auf dieser Position schon noch etwas
stärker zugreifen darf, namentlich auch im Hinblick
darauf, daß es sich bei der Belastung des Tabaks um
die finanzielle Sicherstellung eines Sozialwerkes von
größter Bedeutung handelt.

Es ist kaum zu verstehen, daß beispielsweise im
Jahre 1918, wo die Bundesverwaltung ein Defizit
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von 250 Millionen aufwies, man die Zollbelastung auf
déni Tabak bei 25 Fr. pro 100 kg belassen hat. Im
Jahre 1920 erst verdreifachte man den Ansatz, was
zu einem jährlichen Ergebnis von 17 Millionen führte.
Das heutige System wurde in den Jahren 1921—1923
eingeführt und schließlich im Jahre 1924 ausgebaut.
Nun handelt es sich darum, zu dem bisherigen Er-
trägnis von rund 20—22 Millionen Franken noch
7—-8 Millionen herauszubringen. Die Möglichkeit
dafür darf bejaht werden.

Der Ständerat hatte für die Vorlage die Priorität.
Nach eingehender Behandlung derselben stimmte er
ihr schließlich mit 29 Stimmen bei einigen Enthal-
tungen zu. Der Bundesrat schloß sich den Beschlüssen
des Ständerates auf der ganzen Linie an, so daß der
Nationalrat sich nur noch mit einem Projekt, das wir
nun. kurzerhand das ständerätliche nennen wollen,
das sich indessen vom bundesfätlichen nach der mate-
riellen Seite hin nicht nennenswert unterscheidet, zu
befassen hat.

Die Vorlage stützt sich auf die Art. 28, 29, 31,
34quater und 41ter der Bundesverfassung und es ist
zunächst zu prüfen, ob die Verfassungsrechtliche
Grundlage dafür vorhanden sei. Zweifel, die wir aber
keineswegs zu teilen vermögen, wurden im Ständerat
nur mit bezug auf das zweite Alinea des Art. 19
— die Garantie der Kleinhandelspreise — geäußert,
und es muß sich empfehlen, auf diesen Punkt dann
noch ganz besonders eingehend einzutreten.

Die Art. 28 und 29 der Bundesverfassung erkläjren
das Zollwesen kurzerhand als Sache des Bundes. Er
allein hat das Recht, Ein- und Ausfuhrzölle zu er-
heben. Luxusgegenstände, die nicht zu den lebens-
notwendigen Mitteln gezählt werden können, sind,
was ausdrücklich bestimmt ist, mit den höchsten
Zollansätzen zu belasten. Das trifft nun ohne jeden
Widerspruch gerade für den Tabak zu, denn er ist
ein spezifisches Genußmittel wie kaum ein zweites.

Die Auffassung über die Bedeutung und Trag-
weite des Art. 31 hat seit seiner Einstellung in die -
Bundesverfassung eine wesentliche Wandlung er-
fahren. Es ist heute, ganz abgesehen von den Bre-
schen, die durch die Verfassung selbst schon in den-
selben gelegt worden sind, die Erkenntnis ganz all-
gemein durchgedrungen, daß eine schrankenlose Frei-
heit in Handel und Gewerbe, wie man sie sich ur-
sprünglich vorgestellt hat, ohne Schädigung unserer
gesamten Wirtschaft nicht aufrecht erhalten werden
kann und dem Wirtschaftsleben vielmehr eine ge-
wisse Gebundenheit an fördernde Normen in höherem
Maße dient. Darüber wird bei dem schon zitierten
Art. 19 der Vorlage dann noch näheres auszuführen
sein. Von allem Anfang an aber bestand die Meinung,
daß der Handels- und Gewerbefreiheitsartikel auf das
Zollwesen keinerlei Einfluß haben dürfe. Denn alle
Maßnahmen zur Erhebung der Grenzzölle sind von
der Einschränkung dieses Artikels ausdrücklich aus-
genommen. Es besteht also für den Bund in Zoll-
sachen volle Bewegungsfreiheit.

Ziff. 6 des Art. 34quater sodann bestimmt, daß
vom 1. Januar 1926 an der Bund an die Alters- und
Hinterlassenenversicherung einen Beitrag in der
Höhe der gesamten Einnahmen aus der fiskalischen
Belastung des Tabaks zu leisten habe. Irgendeine
Wegleitung, in welcher Form diese Belastung zu er-
folgen habe, enthält diese Vorschrift nicht, mit ändern
Worten, es besteht mit bezug auf die Art der Tabak-
belastung für den Bund ebenfalls volle Freiheit.

Mit der nämlichen Klarheit geht diese Auffassung
auch aus Art. 41ter hervor, der lautet: « Der Bund ist
befugt, den rohen und den verarbeiteten Tabak zu
besteuern. » Auf welchem Wege diese Besteuerung
erfolgen müsse, wird auch hier wiederum mit keinem
Worte gesagt, womit für die bezügliche Gesetz-
gebung volle Freiheit besteht. Diese Freiheit er-
streckt sich zweifellos auch auf diejenigen Maß-
nahmen, die zur Sicherung der Einbringung einer auf-
erlegten Steuer notwendig sind; denn es kann natür-
lich dem Bunde nicht gleichgültig sein, ob der Steuer-
zahler seinen Verpflichtungen nachzukommen in der
Lage sei oder nicht.

Wir dürfen demnach die verfassungsrechtliche
Grundlage auf Grund der zitierten Artikel der Bundes-
verfassung als restlos vorhanden betrachten.

Die Vorlage selbst besteht aus zwei Hauptab-
schnitten, dem « Bundesgesetz betreffend die Be-
steuerung des Tabaks » und dem « Tarif betreffend die
Tabaksteuer ».

Das Gesetz zerfällt in sechs Unterabschnitte mit
folgenden Titeln:

I. Form der Besteuerung;
II. Eingangszoll;

III. Zigarettensteuer;
IV. Steuersicherung;
V. Strafbestimmungen ;

VI. Uebergangs- und Schlußbestimmungen.
Zur Erzielung einer möglichsten Uebersichtlich-

keit über den Gesetzesinhalt mag es sich empfehlen,
Abschnitt für Abschnitt zu durchgehen. Wir werden
dabei nicht weiter ausholen, als unbedingt nötig er-
scheint.

Der I. Abschnitt — Form der Besteuerung — ent-
hält einen einzigen Artikel, der bestimmt, daß die
fiskalische Belastung des Tabaks in zwei Varianten
zu erfolgen habe. Wie schon bisher, wird auf Tabak-
fabrikaten, Rohtabak, Abfällen der Tabakfabrika-
tion und den Materialien für die Herstellung von
Zigarren, Pfeifentabak, Kau- und Schnupftabak ein
Eingangszoll gemäß dem besondern Tarif erhoben.
Ueber die Höhe desselben wird an anderer Stelle noch
gesprochen werden.

Wir führen jährlich zirka 55,000 q Tabak ein, wo-
gegen die Schweiz nur 5—6000 q produziert. Dieses
Verhältnis muß nach Möglichkeit beibehalten und
ein entsprechendes System der finanziellen Belastung
des Tabaks gesucht werden. Die Inlandsproduktion
darf nicht gesteigert werden, weil diese Tabake nur
mit fremdem Gemisch zum Genuß gebracht werden
können. Für sich allein sind sie nicht konsumfähig
und eine obere Grenze von 6000 q wird das höchste
sein, was zur Verwendung gebracht werden kann.
Jeder Ueberschuß wäre unverkäuflich und hat man
dafür schon Beispiele. Zweimal mußte der Bund mit
Subventionen einspringen, um die schweizerischen
Tabakbauer zu unterstützen. Der inländische Tabak
wird nicht belastet, es sei denn, daß er auch als
Zigarettentabak in kleinen Quantitäten Verwendung
finden würde* was aber keine Rolle spielen kann.

Die Belastung der Zigarette sodann erfolgt in
zwei Formen, einmal durch einen Eingangszoll auf
dem zu ihrer Herstellung bestimmten Tabak und im
weitern durch eine Fabrikationssteuer auf allen im In-
lande gewerbsmäßig hergestellten Zigaretten. Diese
Steuer ist erst nach Ablauf einer bestimmten Frist
nach der Fabrikation zu entrichten.
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Der II. Abschnitt der Vorlage, der vom Eingangs-
zoll handelt und die Art. 2—9 umfaßt, legt die Grund-
lagen der Zollerhebung fest. Wir haben es hier mit
einem System zu tun, das eine Verzollung in drei
Kategorien vorsieht und sich von ändern Zollsystemen
unterscheidet; es wird deshalb direkt als « Schweizer-
system » bezeichnet. Man tastete Jahrzehnte lang
herum, bis man 'schließlich auf dieses System verfiel,
und gleich vorweg soll festgestellt werden, daß es sich
glänzend bewährt hat und Erträgnisse zu erbringen
imstande war und noch weiter imstande sein wird, an
die man ehedem gar nicht zu glauben wagte. Längere
Zeit dachte man auch an ein Tabakmonopol; der Ge-
danke wurde indessen fallen gelassen, weil selbst die
größten Monopolisten eine Annahme einer bezüg-
lichen Vorlage durch das Schweizervolk als ausge-
schlossen betrachteten. Auch das sogenannte Bande-
role-System wurde in Erwägung gezogen, jedoch
ebenfalls fallen gelassen, weil man in ändern Staaten
damit keine guten Erfahrungen gemacht hat. Schließ-
lich kam man auf das System der differenzierten Zölle,
eben das Schweizersystem. Nach diesem Differen-
ziai- und Progressiv-System haben wir heute unter
Berücksichtigung der Qualität sowohl als der Ver-
wendungsart und der Herkunft des Tabaks folgende
Zollansätze :

Tabak für Zigarren . Fr. 170, 220 und 280 pro q
Pfeifentabak . . . . » 250, 300 360 pro q
Tabak für Zigaretten » 610,800 1200 pro q

Im Hinblick auf die bereits erwähnten guten Er-
fahrungen, die man mit diesem System gemacht hat,
kann keine Rede davon sein, dasselbe zu verlassen.
Die künftigen Ansätze nach Annahme der Vorlage
werden von den bisherigen nicht nennenswert ab-
weichen und sich folgendermaßen gestalten:

Zigarrentabak . . . Fr. 175, 225 und 285 pro q
Pfeifen-, Kau- und

Schnupftabak . . » 280 nach Bundesrat pro q
» 275 nach Ständerat pro q

Zigarettentabak. . . » 780 und 1000 pro q

wobei bemerkenswert ist, daß den gelben Orient-
tabaken gegenüber dem bisherigen Ansätze von
1200 Fr. eine Erleichterung von 200 Fr. zugestanden
wird.

Die verhältnismäßig bescheidenen Ansätze für den
Zigarrentabak lassen sich besonders auch noch aus
dem Gesichtspunkte rechtfertigen, daß Grund be-
steht, die stetig zurückweichende Zigarrenfabrikation
nach Möglichkeit zu erhalten, da in ihr eine große
Zahl von Arbeitskräften — zirka 6000 — beschäftigt
werden kann, was beispielsweise bei der Zigaretten-
fabrikation nicht der Fall ist. Eine moderne Zigaret-
tenmaschine produziert täglich eine halbe Million
Zigaretten, woraus hervorgeht, wie wenig Arbeits-
kräfte hier gebunden werden können. Die schein-
bare Erhöhung der Ansätze für Zigarrentabak um
je 5 Fr. pro 100 kg wird reichlich wettgemacht durch
verschiedene Vorteile, welche das kommende Gesetz
den Zigarrenfabrikanten bringen wird. Für den Zoll,
auf Zigarettentabak darf mit einem Mehrbetrag von
mindestens einer halben Million gerechnet werden.

Die bereits erwähnten guten Erfahrungen mit dem
Schweizersystem konnten ohne weiteres den Ge-
danken nahelegen, auf dem erprobten Wege noch
einen Schritt weiter zu gehen, um die Erträgnisse auf
der Belastung des Tabaks zugunsten der Alters- und

Hinterlassenenversicherung über das bisherige Er-
trägnis von 20—22 Millionen Franken hinaus auf
rund 30 Millionen zu bringen. Beim Eingangszoll
hätte namentlich auf dem Tabak für Zigaretten und
Luxuszigarren eine Erhöhung stattfinden müssen.
Dahin ging ein Antrag Evéquoz im Ständerat und
Aehnliches wurde auch in der nationalrätlichen Kom-
mission zum Ausdruck gebracht. Es wird an anderer
Stelle ausgeführt werden, weshalb dieser Weg nicht
betreten werden kann und eine andere Lösung ge-
sucht werden mußte.

Die Differenzierung der Zölle nach Qualität und
Verwendungsart des Tabaks machte es selbstverständ-
lich notwendig, vom Empfänger der Ware eine Ver-
wendungsverpflichtung einzufordern, um die Be-
messungsgrundlage für den Zollansatz gewinnen zu
können. Form und Inhalt dieses Reverses werden von
der Oberzolldirektjpn festgesetzt. Befürchtungen, es
könnte diese Vorschrift zu unliebsamen Komplika-
tionen führen, dürfen als ausgeschlossen betrachtet
werden, weil die Tabakfabrikanten sie selbst als durch-
aus durchführbar und geboten erachten. Je nach der
Verpackungsart des Tabaks findet Brutto- oder Netto-
verzollung statt. Im weitern enthält der II. Ab-
schnitt Bestimmungen über die Ausnahmen von der
Zollpflicht, die Zollzahlung und die Zollrückvergütung
und -ermäßigung sowie die Errichtung von Privat-
lagern, alles Vorschriften technischer Natur, bei denen
divergierende Auffassungen in der nationalrätlichen
Kommission nicht zum Ausdruck 'gekommen sind.
Mit unbedeutenden redaktionellen Aenderungen wurde
dem ständerätlichen Entwurf .einmütig zugestirrftnt.

Der III. Abschnitt, der wichtigste der Vorlage,
enthält die Bestimmungen betreffend die Zigaretten-
steuer. Aus der Zigarette sollen die Millionen heraus-
gewirtschaftet werden, um, wie bereits betont, auf
die notwendigen 30 Millionen für die Alters- und
Hinterlassenenversicherung zu kommen. Diese Lö-
sung drängt sich im Hinblick auf die Entwicklung
unserer Tabakindustrie direkt auf. Daß der Ver-
brauch an Kau- und Schnupftabak zurückgegangen
ist und man selten mehr einen Berufsschnupfer an-
treffen kann, wird jeder schon aus eigenen Beobach-
tungen bestätigen können. Bedauerlicherweise ist
auch der Zigarrenverbrauch und damit die Arbeits-
gelegenheit in diesem Fabrikationszweige kleiner ge-
worden, während die Zigarettenindustrie, in welcher,
wie bereits betont, die Maschine die Hauptrolle spielt,
eine ganz unerwartete Entwicklung erfahren hat und
sich allem Anscheine nach noch weiter entwickeln
wird, indem in immer größerem Maße auch die
Frauenwelt in den Genuß des Tabaks in Form der
Zigarette eintritt.

Die Steuer wird von der einzelnen Zigarette be-
zogen, und zwar ohne Rücksicht auf das Herstellungs-
verfahren und die Herkunft des dafür verwendeten
Materials. Es werden zwei Kategorien vorgesehen,
eine Steuer von % Rp. für die Zigarette mit Detail-
verkaufspreis unter 7 Rp., die wir der Einfachheit
halber « Volkszigarette » nennen wollen, und eine
solche von l Rp. für die Zigarette mit Detailverkaufs-
preis von 7 und mehr Rappen, die kurzweg « Luxus-
zigarette » genannt werden mag. Diese Differenzie-
rung empfiehlt sich aus sozialen Gründen, weil doch
der Raucher von Luxuszigaretten als ein tragfähigeres
Steuersubjekt betrachtet werden darf, als der Raucher
von Volkszigaretten. Die Steuer — für ein Paket von
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20 Volkszigaretten 10 Rp., für ein Paket von 20 Lu-
xuszigaretten 20 Rp. — ist nicht so hoch, um einen
Verbrauchsrückgang befürchten zu lassen. Wer ge-
wohnt ist, eine bestimmte Marke Zigaretten von
l Fr. 40 das Paket zu rauchen, wird seiner Marke nicht
untreu werden, wenn er künftighin auch l Fr. 60
dafür entrichten muß. Die Preisfestsetzung ist nicht
Sache der Behörden, sondern der Zigarettenfabri-
kanten und die scharfe Konkurrenz auf diesem Ge-
biete wird schon dafür sorgen, daß die Preise nicht
übersetzt werden. Ebenso ist eine Ringbildung der
Zigarettenfabrikanten direkt ausgeschlossen, weil
sonst die Auslandszigarette den schweizerischen Markt
bald erobern würde.

Ein Vorschlag, für die Steuerbemessung drei Kate-
gorien zu bilden, fand in der nationalrätlichen Kom-
mission keinen genügenden Anklang, wohl aber ein
anderer Antrag, die Limite zwischen der Volksziga-
rette und der Luxuszigarette nicht beim Verkaufs-
preis von 7, sondern von 5 Rp. zu wählen. Man dachte
schon bei der Vorberatung der Vorlage an die Grenze
von 5 oder 6 Rp. Die Fabrikanten bestunden dann
auf 7 Rp., weil dadurch die Fabrikationssteüer zwi-
schen der blonden und der schwarzen Zigarette in ein
richtiges Verhältnis gebracht werde. Der Vorschlag,
die Grenze bei 5 Rp. zu wählen, unterlag in der Kom-
mission mit 16 gegen 6 Stimmen; er wird aber bei
Art. 12 als Minderheitsantrag wieder eingebracht und
werden wir uns dann dort damit zu befassen haben.

Wird die Zigarettensteuer denjenigen Ertrag er-
bringen, den man Von ihr erwartet? Die Frage darf
ohne wesentliche Bedenken bejaht werden und damit
nähern wir uns der Möglichkeit der Einführung der
Alters- und Hinterlassenenversicherung um einen be-
deutenden Schritt. Darin lag ja überhaupt der Aus-
gangspunkt einer kräftigeren finanziellen Erfassung
des Tabaks. Man hätte sich ja auch die Frage vor-
legen können, ob die Erträgnisse aus der Tabakbe-
steuerung nicht zur Abtragung unserer immer noch
großen Staatsschuld hätten verwendet werden sollen.
Man sah davon ab. Mit einer gewissen Begeisterung
beschlossen Räte und Volk, die ganze Tabaksteuer
der Sozialversicherung zuzuwenden. Wer diese ernst-
haft will, wird gerne auch bereit sein, in der kräfti-
geren Erfassung eines Luxusartikels die nötigen
Mittel dafür aufbringen zu helfen. Eine Ablehnung
der heutigen Vorlage wäre so ziemlich gleichbedeutend
mit einer Negierung der Sozialversicherung. Nur mit
tiefem Bedauern muß man heute allerdings zur Kennt-
nis nehmen, daß sich da und dort gegen die Sozial-
versicherung Stimmen eines nichtbegreiflichen Wider-
standes erheben wollen. Das darf uns aber nicht
hindern, dem großen Werke die Wege zu ebnen. Denn
ein langes Hinauszögern oder Fallenlassen desselben
würde in weiten Kreisen des Schweizervolkes eine
Verzweiflungsstimmung auslösen, aus der heraus eher
alles andere als eine allgemeine Volkswohlfahrt ge-
boren würde.

Der IV. Abschnitt der Vorlage, der von der
Steuersicherung handelt, enthält eine Anzahl Be-
stimmungen technischer Natur, die wahrscheinlich
keine große Diskussion auslösen werden. Aber er
enthält auch die sogenannte « Preisschutzklausel »,
d. h. die Vorschrift, daß die auf der einzelnen Zigarette
oder auf dem einzelnen Zigarettenpaket aufgedruckten
Kleinhandelspreise in der Abgabe an den letzten Ver-
braucher nicht unterboten werden dürfen. Die

Klausel, die unseres Erachtens zur Steuersicherung
notwendig und tatsächlich harmloser ist, als man sie
in gewissen Kreisen ansehen möchte, hat in der
nationalrätlichen Kommission Anfechtung erfahren.
Sie wurde indessen bei anfänglicher Enthaltung der
Vertreter der sozialdemokratischen Fraktion, die
nachher dann aber ihre Zustimmung dazu erklärten,
mit 11 gegen 5 Stimmen angenommen. Mit Hinzu-
rechnung der Stimmen der sozialdemokratischen Mit-
glieder erfolgte demnach die Annahme mit 17 gegen
5 Stimmen. Doch werden wir uns auch hier bei
Art. 19, Ziff. 2, mit einem Minderheitsantrag zu be-
fassen haben. Es soll auf diesen Punkt in besondern
Ausführungen noch etwas weiter eingetreten werden.

Die Abschnitte V und VI, in welchen die Straf-
bestimmungen über Steuerhinterziehung und -gefähr-
dung sowie die Uebergangs- und Schlußbestimmungen
untergebracht sind, können in der Eintretensfrage zu
besondern Erörterungen kaum Anlaß geben und
werden auch in der Detailberatung einen größern
Zeitraum nicht beanspruchen, -ebenso wenig wie der
zu dem Gesetze gehörende Tarif.

In der ganzen Vorlage werden es namentlich zwei
Punkte sein, die einer eingehenden Behandlung rufen
werden, einmal die Frage, ob nicht in konsequenter
Durchführung des Schweizersystems die größere
steuerliche Erfassung der Zigarette an der Grenze
durch Zollerhöhung des verwendeten Materials er-
folgen sollte, und sodann namentlich auch die Frage
der Preisschutzklausel. Auf diese beiden Momente
wird am besten schon in der Eintretensfrage einge-
treten, um zu verhindern, daß in der nachherigen
Diskussion noch Punkte berührt werden, die schon
als genügend abgeklärt gelten dürfen. Was am einen
Orte an Zeit in Anspruch genommen wird, kann da-
durch an einem ändern wieder eingebracht werden.

Würde der Versuch gemacht werden, aus der
Belastung des Tabaks zirka weitere 10 Millionen, um
die es sich, wie bereits ausgeführt, handelt, auf einer
allgemeinen und alle Tabake umfassenden .höheren
Erfassung auf dem Zollwege an der Grenze einzu-
bringen, wodurch auch der Pfeifen- und Zigarren-
tabak wahrscheinlich mehr belastet und damit die
Steuer zu einem Teile namentlich auch auf die wirt-
schaftlich schwächere Bevölkerung überwälzt würde,
ganz abgesehen von einem unerwünschten Rückgang
der Arbeitsgelegenheit in der Zigarrenfabrikation, so
hätte eine solche Vorlage wahrscheinlich keine oder
wenig Aussicht auf Annahme durch das Volk. Und
das ist ein erster und wesentlicher Grund, diesen Weg
nicht zu beschreiten. Ein weiterer wesentlicher Grund
liegt sodann darin, daß bei einer den zirka 10 Mil-

. Honen entsprechenden Zollerhöhung auf dem Ziga-
rettentabak zwischen den verschiedenen verwendeten
Tabaksorten ein solcher Unterschied entstünde, daß
damit dem Betrüge Tür und Tor geöffnet werden
müßten.

Einige Beispiele vermitteln uns darüber sofort die
nötige Klarheit. Die Zollbelastung der orientalischen
Zigarettentabake müßte von 1200 Fr. pro 100kg
auf 1700 Fr. gebracht werden, die Belastung der
dunklen Zigarettentabake von 610 auf 1300 Fr. Der
geringste Zoll für Zigarren- und Pfeifentabake wird
inskünftig 175 Fr. pro 100 kg betragen. Auf das Kilo-
gramm berechnet, hätten wir somit zwischen der
niedersten und der höchsten Belastung einen Unter-
schied von l Fr. 75 zu 17 Fr. So etwas würde tat-
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sächlich nicht mehr begriffen. Das wäre aber noch
das Wenigste. Viel, ja viel schlimmer wäre der Um-
stand, daß darin ein so großer Anreiz zur Verwendung
von billig verzolltem Tabak zur Zigarettenfabrikation
bestünde, daß mit einer bezüglichen Umgehung in der
Verwendungsart der Tabake mit größter Wahrschein-
lichkeit, ja fast mit Sicherheit gerechnet werden
müßte. Denn schließlich kann man es den Tabak-
fabrikanten nicht verdenken, wenn sie auch noch
Menschen mit menschlichen Schwächen sind.

Was wäre die logische Folge?
Man müßte jede Zigarren- und Zigarettenfabrik

unter schärfste Polizeikontrolle stellen. Eine'eigent-
liche Zollgendarmerie würde zur unumgänglichen
Notwendigkeit. Die Schnüffelei nach Fabrikations-
defraudanten würde kein Ende nehmen. Die Indu-
striellen würden sich für eine solche Einrichtung be-
danken und gegen eine Vorlage mit derartiger Fabri-
kationsüberwachung mit Recht das Referendum er-
greifen. Die Fabrikanten erklären sich überein-
stimmend bereit, die kommende Belastung zu tragen,
nicht aber Hand bieten zu wollen zu einem System
der Schikane.

Diese Ueberlegung muß jedermann von der abso-
luten Unmöglichkeit der Einbringung von nahezu
10 Millionen auf dem Wege erhöhter Zollbelastung
überzeugen. Von den rund 55,000 q Tabak, welche
in der Schweiz verarbeitet werden, entfallen nur
13,000 q auf die Zigarettenfabrikation, so daß auch
daraus hervorgeht, wie stark die Zollbelastung aus-
fallen müßte, um ein gleiches Resultat zu erzielen.

Damit drängte sich der Gedanke auf, das Schwei-
zersystem in ungefähr bisherigem Umfange beizube-
halten, die Mehrbelastung dagegen in der Form der
Zigarettensteuer im Inlande, d. h. auf der fertigen
Zigarette zu suchen, und zwar in der Weise, wie es
schon entwickelt worden ist.

Was trägt die Steuer ein ? In der bundesrätlichen
Botschaft ist auf Tabelle 18 der gesamte Zigaretten-
konsum auf 1200 Millionen Zigaretten pro Jahr ver-
anschlagt. Diese Annahme bleibt unter der Wirk-
lichkeit; man dürfte mit 1500 Millionen der Wahr-
heit näher kommen. Nehmen wir jedoch die gewählte
Quantität vorläufig als Grundlage und berücksich-
tigen wir den Detailverkaufspreis, so kommen wir bei
einer Annahme von 1170 Millionen Zigaretten unter
7 und 30 Millionen von 7 und mehr Rappen das Stück
zu einem Gesamtergebnis von 6,15 Millionen Franken
und unter Zurechnung des Mehrerträgnisses an der
Grenze zu rund 7 Millionen. Mit diesem Mindest-
betrag darf jedenfalls gerechnet werden.

Der verhältnismäßig bescheidene Anteil, den die
Luxuszigarette an das genannte Erträgnis liefert, hat
der Anregung gerufen, es in der Besteuerung bei einer
Kategorie bewenden zu lassen. Sie mußte indessen
aus verschiedenen Gründen abgelehnt werden. Je
mehr sich übrigens auch die Frauenwelt dem Ziga-
rettengenuß zuwendet, desto mehr dürfte auch die
Luxuszigarette im Umsatz eine Steigerung erfahren.

Es ist fast unnötig zu sagen, daß die Zigarette nicht
beliebig groß gemacht werden darf, um damit die
Steuer verringern zu können. Das zulässige Höchst-
gewicht für 1000 Zigaretten von weniger als 7 Rp.
beträgt 1250 g und für 1000 Zigaretten von 7 und mehr
Rappen 1500g. Bruchteile dieser Gewichtseinheiten
.werden einer ganzen Einheit gleichgestellt. Damit
findet eine allerdings minime, aber gerechtfertigte

Vergünstigung für die gelbe Zigarette statt, die'mei-
stens aus den höher zu verzollenden orientalischen

, Tabaken hergestellt wird.
Und nun kommen wir noch auf den Punkt zu

sprechen, der sowohl im Ständerat wie auch in der
nationalrätlichen Kommission am meisten zu reden
gab, die Preisgarantieklausel.

Schicken wir da gleich voraus, daß sie sowohl von
den Tabakfabrikanten als auch von den Detaillisten
gebieterisch verlangt wird. Uebereinstimmend wird
sie als eine Notwendigkeit zur Sicherung der Steuer
und des reellen Handels bezeichnet. Diese Kreise,
denen die Umsatzverhältnisse im Zigarettenhandel
bekannt sind, verdienen gehört zu werden. Und wenn
die Bundesversammlung ihre Beschlüsse auch nicht
nach Volksmeinungen richten kann, so besteht doch
auch kein Grund, die Einleitung eines Referendums
gegen eine Vorlage ohne genügenden Grund zu pro-
vozieren, noch dazu eines Referendums, dessen Aus-
gang nicht zweifelhaft sein könnte, wenn ein großer
Wirtschaftsverband einer kleineren Gruppe seine
.Unterstützung böte, um sie in einem illoyalen Kon-
kurrenzkampfe nicht untergehen zu lassen.

Wie schon beiläufig erwähnt, wurde die Ver-
fassungsmäßigkeit der Preisgarantieklausel in Zweifel
gezogen. Aus diesem Grunde ließ das Finanzdeparte-
ment von bekannten und anerkannten Juristen ein
Gutachten darüber ausarbeiten. Prof. Blumenstein
bejahte die Verfassungsmäßigkeit ohne jeden Vor-
behalt und Prof. Burckhardt für den Fall, daß sie zur
Steuersicherheit als notwendig erachtet werden sollte.
Der eine sagt also : « Man kann sie vorbehaltlos ein-
führen; sie ist verfassungsmäßig » — und der andere :
«Wenn man ihre Einführung als notwendig erachtet,
so ist sie verfassungsmäßig ». Ergo bietet nach beiden
Gutachten die Verfassung jedenfalls kein Hindernis,
sie einzuführen.

Was will man mit der Preisschutzklausel erreichen ?
Die Unterbindung des wilden Geschäfts, der Preis-
schleuderei, der man mit keinem ändern Mittel bei-
kommen kann, auch nicht mit einem Gesetz gegen
den unlautern Wettbewerb. Man kennt die Mentalität
so vieler Leute, ihre Sympathie auch einem Schleu-
derer zu schenken, selbst wenn er offensichtlich eine
Anzahl reeller Geschäfte zugrunde richtet, deren
Gewissen auch nicht geweckt wird, wenn dieser selbe
•Schleuderer nach kürzerer oder längerer Zeit in einem
Konkurse oder einem Nachlaßvertrage ein unrühm-
liches Ende findet. Die Rückwirkung solcher Unter-
bietungen auf die Möglichkeit der Steuerentrichtung
liegt auf der Hand.

Gewiß läßt sich der eine oder andere Einwand
gegen die Preisschutzklausel hören, wie solche Ein-
wände ja gegen jede Neuerung vorgebracht werden
können. Darum liegt uns jeder Gedanke ferne, den
Gegnern der Klausel ihre Stellung übelnehmen zu
wollen. Wir möchten sie bloß von der Notwendigkeit
dieser Klausel überzeugen. Der Sprechende steht
seit 40 Jahren in engster Beziehung mit dem Klein-
handelsstande. Er weiß, wie wenig man gegenüber
Schleuderern mit den freien Maßnahmen ausrichten
kann. Die Ehrlichkeit verlangt, daß der Detaillist
die Zigarettenpakete oder einzelne Zigaretten zum
angeschriebenen Preise verkaufe. Ja, verdient denn
die Ehrlichkeit nicht Schutz! Man schaffe einen
Präzidenzfall, wird behauptet, für weitere Eingriffe
des Bundes in die Preisbildung. Wir halten es für
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ausgeschlossen. Bei keiner ändern Ware liegen die
Voraussetzungen zu einer solchen Maßnahme so
stark vor, wie beim Zigarettenhandel. Wir wüßten
auch nicht einen Fall zu nennen, wo der Eingriff des
Bundes in eine Wirtschaftsgruppe so groß wäre, wie
hier. Und haben wir nicht auch auf ändern Gebieten
trotz der Handels- und Gewerbefreirjeit, deren Wand-
lung wir bereits früher dargelegt haben, wirtschaft-
liche Bindungen vorgenommen ? Gehören nicht hier-
her alle Versicherungen, die wir im Laufe der letzten
Jahre auf Bundesboden eingeführt haben oder noch
einführen wollen, selbst die Sozialversicherung. Und
der Getreidepreis? Wird er nicht auch vom Bunde
festgesetzt! Kurz, von Staates wegen sind im Ge-
biete der Preisbildung schon Eingriffe erfolgt, die sich
weniger rechtfertigen ließen, als es bei der Steuer-
erfassung der Zigarette der Fall ist, und an vielen
Orten, wo der Staat nichts zu sagen hat, hat man auf
freiwilligem Wege durch Kartelle sich der schlimmen
Auswirkungen der Mißbräuche der schrankenlosen
Handels- und Gewerbefreiheit zu erwehren gesucht.

Es wird sich bei Art. 19 der Vorlage jedenfalls
noch Gelegenheit bieten, weitere Argumente zu-
gunsten dieser Klausel anzuführen. Für einmal nur
noch die Mahnung, der Vorlage aus doktrinären Grün-
den nicht Schwierigkeiten zu bereiten, wo man sie
nicht mehr verstehen könnte.

Wir kommen zum Schlüsse. Die Eintretensfrage
wurde von der nationalrätlichen Kommission mit
25 gegen l Stimme, diejenige des Herrn Steinmetz,
bejaht. Und wiederum mit allen gegen seine Stimme
wurde die Vorlage auch in der Schlußabstimmung
angenommen.

Und wenn die Sache uns auch alle einte,
• War er der Geist, der stets verneinte.

Herr Präsident, meine Herren! Namens der so-
zusagen einmütigen Kommission beantragen wir
Ihnen Eintreten auf die Vorlage. •

M. Jobin, rapporteur de la majorité: La revision
Q constitutionnelle votée le 6 décembre 1925 (art. 41qua-

ter), adoptait le principe de l'assurance-vieillesse et sur-
vivants; elle donnait à la Confédération le droit d'impo-
ser le tabac en l'obligeant à verser au fonds des assu-
rances, dites sociales, le montant des taxes douanières
provenant de cet impôt, montant qui devait s'ajouter
aux recettes que produirait la revision du régime des
alcools, aujourd'hui réalisé.

Dans son volumineux message du 4 mai 1929
enrichi de tableaux statistiques et comparatifs des
plus intéressants et fort instructifs, le Conseil fédéral
constate qu'une politique financière prudente con-
seille de faire abstraction d'une subvention annuelle,
par voie budgétaire au profit des assurances, et que
l'examen minutieux de la situation fiscale de la Con-
fédération ne permet pas d'effectuer, dans ce but,
d'autres ressources que les droits sur l'alcool et le
tabac.

En effet, les impôts directs sur la fortune acquise
et le revenu, prélevés par la Confédération, les can-
tons et les communes ayant plus que triplé depuis
1913 (de 173 millions à 546), on ne pourrait les aug-
menter encore sans compromettre notre économie
générale; il n'est pas davantage désirable d'exiger
des versements supérieurs des articles d'alimentation
courante, puisque toute majoration implique le

renchérissement du coût de la vie, plus que suffisam-
ment .élevé en Suisse.

En revanche, l'alcool et le tabac, articles de luxe,
peuvent sans inconvénient ni danger, procurer une
augmentation sérieuse de recette fiscale.

Si nous consultons le tableau statistique des
charges fiscales du tabac à l'étranger et en Suisse
(page 5 du message), nous voyons que, réduits en
francs suisses, par tête de population, en 1927, sans
qu'il soit survenu de changement notable depuis,
il est perçu: en Allemagne 15 fr., en Angleterre
39 fr. 16, aux Etats-Unis 19 fr. 50, en Suède Ì4 fr. 40,
en Norvège 18 fr. 13, en Danemark 9 fr., en France
19.fr., en Italie 22 fr. 32, en Autriche 38 fr. 40 et en
Suisse 5 fr. 35.

Les droits encaissés actuellement, à la frontière,
sur les tabacs bruts et manufacturés dépassent la
somme de 20 millions par année. La quote-part du
tabac au fonds des assurances étant fixée à 30 mil-
lions, le présent projet a pour but d'obtenir une recette
complémentaire de 8 à 10 millions.

En considérant, toutefois, que la taxe douanière
prélevée en Suisse sur le tabac est de 50 % environ,
inférieure à celle de l'Etat le moins exigeant en la
matière, le Danemark, et qui, appliquée chez nous,
rapporterait 37 millions, il n'y a aucune exagération
à escompter une recette totale de 30 millions.

Le message rappelle, non sans une pointe d'amer-
tume, qu'en 1918, alors que le budget fédéral signalait
un déficit de 250 millions, le tabac ne payait qu'un
droit de 25 fr. les 100 kilos, soit 3 millions en tout,
à peine 1 fr. par tête de population. Tandis que
nos voisins retiraient de ce chef 10 à 15 et 20 fr.
Le droit d'entrée fut porté à 75 fr. en janvier 1920;
puis, à la date du 31 décembre de la même année,
le Conseil fédéral décrétait une modification nouvelle
au tarif, substituant à la taxe uniforme de 75 fr.,
appliquée indifféremment à tous les tabacs à la fron-
tière, un taux différentiel et un taux progressif.
Cette décision fut approuvée et ratifiée par l'arrêté
fédéral du 24 juin 1921. Grâce au taux différentiel,
il devenait possible de tenir compte de la capacité
fiscale très variable des différentes utilisations du
tabac, et la progression permettait d'imposer les
tabacs fins plus lourdement que les tabacs ordinaires.
Ainsi se préparait la voie à l'imposition de la cigarette,
qui forme la partie principale du projet de loi, soumis'
à l'examen de ce Conseil, auquel le Conseil des Etats,
qui avait la priorité, a donné son adhésion par 29 voix
contre 4, après avoir apporté quelques changements
acceptés par le Conseil fédéral.

Le projet maintient le système actuel, introduit
en 1921, particulier à la Suisse, dont l'application
jusqu'à ce jour a donné des résultats très satisfaisants.
Il prévoit la perception à la frontière de droits sur
tous les tabacs bruts et manufacturés et, à titre de
complément, une taxe supplémentaire sur toutes
les cigarettes fabriquées industriellement dans le
pays. Comme par le passé, le tabac brut étranger
sera contrôlé à la frontière et grevé d'un droit de
douane gradué selon la qualité et la destination.
Mais le tabac brut utilisé à la fabrication de la ciga-
rette, sera frappé, en plus du droit d'entrée supérieur
à ceux exigés pour le cigare et la pipe, d'une taxe
spéciale, de un % ou 1 centime par pièce, selon Je
prix de vente au détail de la cigarette. Le prix de
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vente est fixé par le fabricant, et celui-ci verse le
montant de la taxe au fisc.

Le projet se compose de deux parties essentielles,
distribuées en 6 chapitres: La première partie
(chap. I et II) traite de la perception des droits de
douane et la seconde (chap. III et IV) règle la per-
ception de l'impôt sur les cigarettes. Les chap. V et VI
prévoient les pénalités et les dispositions transitoires
destinées à empêcher, autant que possible, }a spécu-
lation lors du changement de régime. Enfin le tarif
des droits est annexé au projet et fait corps avec lui.

La Suisse importe, en moyenne, annuellement,
55,000 kilos de tabacs et la production indigène
atteint 5000 à 6000 kilos. Pauvre en arôme, notre
tabac est utilisé surtout pour la préparation des
tabacs coupés pour la pipe, et le plus souvent encore
mélangé à une meilleure sorte de tabac étranger.
Il entre peu de tabac indigène dans la préparation
du cigare et il est utilisé comme remplissage dans
la cigarette. Les possibilités d'utilisation étant limitées,
l'extension des cultures des tabacs ne paraît pas in-
diquée, d'autant plus que l'essai tenté en 1923 eut
cette fâcheuse conséquence que l'excédent de 18QÛ
kilos ne put être absorbé par notre industrie. La CorP
fédération dut venir en aide aux producteurs.

L'impôt sur la cigarette comprend donc le droit
prélevé à la frontière.sur le tabac importé destinée
à sa fabrication et une taxe de fabrication levée
sur toutes- les cigarettes préparées industriellement
en Suisse. Quant à la cote d'impôt, elle est calculée
d'après le prix de vente au détail et le poids de la
cigarette. Est réputé prix de détail, le prix qui doit
être imprimé sur le tube de la cigarette et sur l'em-
ballage.

Le chap. II du projet confirme simplement la
réglementation adoptée en 1924, actuellement en
vigueur. Soit dit, en passant, que le Conseil fédéral
avait envisagé, en 1893 déjà, la création d'un mono-
pole du tabac; projet repris en 1915, mis de côté
en 1916 en vue de l'introduction du système dit de
la « banderole », abandonnée à son tour, à raison
des résultats défavorables obtenus ailleurs, pour abou-
tir au projet du 2 mars 1917 par lequel le Conseil
fédéral proposait au Parlement l'adoption du mono-
pole du tabac. Ce monopole prévoyait une recette
pouvant atteindre 15 millions. Mais les délibérations
de la commission du Conseil national ayant démontré
l'impossibilité d'obtenir une majorité en faveur du
monopole, le Conseil fédéral se rallia au procédé
de l'imposition à la frontière des tabacs bruts et manu-
facturés dont l'application, après quelques tâtonne-
ments, inévitables, a -donné des résultats dépassant
les espérances, tant au point de vue du rendement
fiscal qu'au point de vue des rapports de confiance
établis entre la Direction générale des douanes et les
industriels des tabacs — ce qui est à la louange de
ceux-ci et de celle-là. Le projet adopte le procédé
du dédouanement des feuilles de tabac* sur la base
du poids net, au lieu du poids brut présentement;
il prévoit en outre l'installation d'entrepôts privés
permettant la consignation des tabacs non dédouanés
et par le fait de différer le versement des droits jus-
qu'au moment de la mise en œuvre de la matière
première.

Le régime tarifaire classe les tabacs bruts en trois
groupes; cette classification appréciée des fabricants
est maintenue dans le chap. III du projet.

Le message (page 29) donne un tableau comparatif
des droits de douane d'après le régime actuel et le
nouveau, auquel nous empruntons les chiffres ci-
après: Le taux applicable, par 100 kilos:

1° Aux trois sortes de tabacs-types servant à la
fabrication du cigare, et qui sont maintenus res-
pectivement de 170 fr., 220 fr. et 280 fr. actuelle-
ment, est élevé de 5 fr. par type, soit 175, 225 et
285 fr.;

2° Aux trois sortes de tabacs-types employés
à la fabrication des cigarettes, fixé actuellement à
610, 800 et 1200 fr., et ramené à deux types seule-
ment, sera respectivement de 780 et de 1000 fr.;

3° Aux trois sortes de tabacs pour la pipe, à
mâcher et à priser, qui est actuellement de 250, 300
et 360 fr., sera uniformément porté à 275 fr. (Conseil
des Etats).

Il résulte de ce tableau que la fabrication des
cigares est la moins frappée; mais ce traitement
de faveur s'impose dans le but de sauvegarder le
maintien et le développement d'une industrie qui
se perfectionne de façon réjouissante,, en occupant
une main-d'œuvre de l'importance de 6000 personnes.

Le taux uniforme, réduit, appliqué au tabac
pour la pipe ainsi qu'au tabac à mâcher et à priser,
aura vraisemblablement pour effet d'augmenter
l'importation des sortes supérieures de tabacs de
ces catégories et d'améliorer ainsi la qualité du produit
manufacturé.

Mais c'est à la cigarette que revient l'honneur
de procurer la plus forte part de la recette complé-
mentaire qui manque encore pour atteindre les 30 mil-
lions escomptés de l'imposition du tabac. L'innova-
tion typique du nouveau régime proposé réside
dans la taxe spéciale à prélever sur toutes les ciga-
rettes fabriquées industriellement indépendamment
du droit douanier à la frontière sur les tabacs employés
à leur préparation.

Les deux facteurs déterminants pour la perception
de cet impôt sont le prix de vente au détail et le
poids de la cigarette. L'impôt comporte deux taux:
le taux de un % centime que doit supporter la ciga-
rette « dite populaire », soit celle dont le prix de vente
au détail est inférieur à 7 centimes et le taux de 1 cen-
time à verser par les cigarettes dont le coût est de
7 centimes et davantage. Cet impôt est dû par le fabri-
cant qui, du reste, fixe également le prix de la mar-
chandise. La concurrence entre fabricants et la pos-
sibilité d'ouvrir la frontière aux cigarettes étrangères
autorisent à admettre que les prix demeureront
dans les limites raisonnables.

La légitimité de la différence des deux taux
n'a pas été contestée. Cependant son application
pratique a provoqué la proposition de n'appliquer
le taux du y2 centime qu'aux cigarettes dont le coût
ne dépasse pas 5 centimes au lieu de 7. Notre Conseil
en décidera.

Il ne semble pas qu'un impôt de 10 centimes
par paquet de 20 cigarettes populaires ou~de 20 cen-
times pour un paquet de 20 cigarettes de luxe soit
de nature à indisposer le fumeur et à modifier ses
habitudes ou ses goûts.

Nous renvoyons à la discussion des articles qui
composent le chap. IV.l'examen des conditions de
fabrication, d'imposition, des mesures de contrôle
et d'exécution.
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Constatons toutefois avec le message que le projet
assure une imposition exacte et complète, donnant
à l'administration la garantie d'une perception sûre
et régulière des taxes fiscales par un procédé rapide,
précis, qui, à l'usage, a dissipé complètement les
appréhensions, les craintes, les préventions, faciles
à comprendre d'ailleurs, des fabricants.

Le chap. V, « Dispositions pénales », soumet les
infractions et délits douaniers à la loi sur les douanes,
mais en réservant à des prescriptions spéciales du
projet certaines infractions du régime des cigarettes.
Quant aux << Dispositions finales et transitoires »
du chap. VI, elles ont principalement/pour but d'ob-
vier aux spéculations excessives du genre de celles
constatées lors des précédents changements de ré-
gime, en 1923 notamment, sans grand profit du reste
pour les spéculateurs, et de stipuler que les cigarettes
non conformes au projet, lors de sa mise en vigueur,
ne pourront être introduites sur le marché qu'après
versement de la taxe prévue. Un signe apparent,
délivré par l'administration des douanes, devra être
imposé sur les emballages des cigarettes importées
et non vendues avant l'entrée en vigueur de la nouvelle
loi.

Il nous reste à examiner les critiques soulevées
par le projet. L'une d'elles s'adresse à la double
imposition qui frappe le même objet: la cigarette,
du fait du droit d'entrée sur les tabacs et de la taxe
de consommation. M. Evéquoz, rapporteur de la
minorité de la commission, au Conseil des Etats,
a proposé le renvoi du projet au Conseil fédéral dans
le but d'obtenir le maintien du système actuel d'im-
position uniquement à la frontière, en majorant les
taux des tabacs servant à la fabrication des cigarettes
et des cigares de luxe, de façon que la majoration
soit de 10 millions pour atteindre les 30 millions
demandés pour les assurances.

Il est certain qu'« a priori », en théorie, cette
solution serait la plus simple. Mais tout ce qui est
simple en théorie ne l'est pas toujours dans la pra-
tique.

Le chef du Département des finances fit observer
à M. Evéquoz que le procédé de majoration des droits
à la frontière avait d'abord été envisagé à la direction
générale des douanes; mais, soumis'à l'étude et à
l'examen des fabricants, ceux-ci avaient répondu:
« Ce n'est pas possible. Pourquoi ? Ecoutez ! Nous
supportons déjà les intérêts intercalaires considérables
entre le moment de l'importation des tabacs destinés
à la cigarette, dont le prix est exceptionnellement
élevé, et celui où le détaillant paie sa facture; pendant
cet intervalle, souvent très long, nous avons besoin
de crédits en banque onéreux; il est donc désirable
et, à notre avis, équitable que les droits à verser
sur les tabacs pour la fabrication des cigarettes ne
soient pas exigés, en une seule fois, tout d'un coup,
à la frontière, mais répartis en droits d'importation
et en taxes de consommation, en ayant soin de rap-
procher le plus possible le moment de la perception
de l'impôt de consommation du moment où la vente
s'effectue et où nous rentrons dans nos fonds. »

Cette augmentation nous semble des plus con-
cluantes en faveur de la légitimité du système adopté
par le projet.

Il saute aux yeux, en effet, qu'on ne" peut raison-
nablement exiger des fabricants l'avance de la somme
énorme de 17 millions, soit le 300 % de la valeur

des tabacs pour la cigarette, déjà à la frontière.
L'un ou l'autre industriel pourrait peut-être assumer
sa part de cette lourde charge; mais le plus grand
nombre d'entre eux n'est manifestement pas en
situation "de verser un impôt du triple de la valeur de
la marchandise, alors qu'ils n'en pourront encaisser
la contre-valeur que 1.8 mois ou 2 ans plus tard.

Bien plus, ces droits énormes inciteraient inévita-
blement à la fraude dans l'utilisation des tabacs,
contrairement aux déclarations. Seule, une inquisi-
tion serrée, continuelle, inexorable, et fatalement
tracassière, permettrait de la réprimer, et encore
incomplètement. A la bonne entente actuelle se sub-
stituerait un régime de méfiance et d'aigreur sans
profit pour le fisc et pour le fabricant.

Pour retirer, à la frontière, les 10 millions néces^
saires aux assurances, le Conseil fédéral devrait
élever le droit sur les tabacs orientaux clairs de 1200 fr.
les 100 kilos à 1700 fr. et de 610 fr. à 1300 fr. le droit
sur les sortes foncées. Le droit le plus bas — celui
que paient les cigares et les tabacs pour la pipe —
ne comporte que 175 fr. les 100 kilos; nous aurions
l'jcart dangereux de 1 fr. 75 à 17 fr. par kilo entre le
prix inférieur et le prix supérieur.

Consultés sur le point de savoir si l'impôt sur la
cigarette, ainsi que les mesures de contrôle qui en
découlent, pouvaient se concilier avec l'art. 31 de la
Constitution fédérale qui garantit la liberté du com-
merce et de l'industrie, M. le professeur Blumenstein
se prononce affirmativement, tandis que M. Burkhardt
formule la réserve que « la Constitution ne permet
pas d'aller plus loin que ce qui est strictement néces-
saire pour imposer raisonnablement le tabac ». Or,
nous venons de le voir, les fabricants de tabac n'hé-
sitent pas à déclarer que le prélèvement à la frontière,
sur les tabacs à cigarettes, des droits permettant de
recueillir la recette prévue pour les assurances est
impossible, peu équitable et ' donc déraisonnable.
Par conséquent, la mesure prise apparaît nécessaire
et raisonnable conformément au postulat de M. Burk-
hardt.

Enfin, l'art. 31quater de la Constitution fédérale
qui autorise la Confédération à prélever des impôts
sur le tabac brut et manufacturé implique logique-
ment le droit d'employer les moyens utiles à cet effet,
spécialement la taxe de consommation sur la cigarette
que prévoit le projet.

Plus délicate est la clause de garantie du prix de
vente de la cigarette (art. 12, al. 2), vivement combat-
tue au Conseil des Etats et dont une minorité de notre
commission propose la suppression au nom de la
liberté du commerce et de l'industrie garantie par
l'art. 31 de la Constitution fédérale. Cet article pose,
en effet, solennellement, le principe de la liberté
du commerce et de l'industrie.

Le législateur de 1874, héritier de celui de 1848,
a pu croire et a cru, de bonne foi, que la liberté de
commerce et'de l'industrie, impliquant celle de la
concurrence illimitée, étaient des vérités en quelque
sorte dogmatiques de l'Evangile de Manchester. ,

Mais les abus de ce régime de liberté, qui ne furent
pas étrangers aux troubles et aux émeutes de 1848
dans les pays de grande industrie en Europe ne de-
vaient pas tarder à porter atteinte à l'art. 31 qui
le garantissait. Et ce fut, en 1877, déjà l'acceptation
de la loi sur les fabriques, considérée, à l'époque dans
les milieux patronaux comme l'abomination de la
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désolation et le présage de la ruine prochaine de
l'économie industrielle de la Suisse, alors qu'en réalité,
elle fut le point de départ d'un assainissement pré-
curseur d'une ère de prospérité. Ainsi se vérifiait,
à l'expérience, la vérité de la parole de Lacordaire
déjà vieille de quelques décades, affirmant que,
« dans la lutte entre le fort et le faible, entre le riche
et le pauvre, c'est la liberté qui opprime et c'est la
loi qui affranchit ». D'autres atteintes ont suivi et
le texte actuel de l'art. 31 en question ne comporte
pas moins de cinq dérogations officielles au 'principe
établi.

L'avènement du syndicalisme symbolisant aux
yeux des uns la socialisation des moyens de production
dans'le but de réaliser une répartition plus équitable
des richesses, mais symbolisant aux yeux des autres,
dont le nombre va croissant et se recrute dans tous
les milieux et dans toutes les conditions de la société,
la possibilité du retour à l'organisation profession-
nelle inspirée de l'idée corporative, dû désir de voir
attribuer par les pouvoirs publics, à la profession
la compétence d'élaborer son statut, les conditions
de son fonctionnement, les mesures de contrôle de
la bienfacture, de la qualité des produits manufacturés,
la réglementation de la production et des prix et de
prendre les sanctions utiles à la défense des intérêts
de tous les membres de la profession et, par ricochet,
de la collectivité elle-même, cet avènement du syn-
dicalisme a porté au dogme — fantaisiste — de la
liberté du commerce et de l'industrie un coup dont
il aura peine à se remettre. Il se relèvera d'autant
plus difficilement qu'à l'esprit syndicaliste s'ajoute
la surindustrialisation de la plupart des grandes
nations et de nombreuses et puissantes colonies,
réduisant de plus en plus les possibilités d'écoulement
des produits manufacturés et que, depuis la guerre,
la liberté de la concurrence illimitée est en train
de causer à certaines industries, naguère encore flo-
rissantes, plus de préjudice qu'elle ne leur a, jadis,
procuré d'avantages. Si la liberté de commerce et
d'industrie, si l'âme du commerce qu'on disait être

x la concurrence, ont pu être considérées comme vérités
bienfaisantes, il y a soixante ans, elles ne le sont décidé-
ment plus aujourd'hui, car elles rendent plus de ser-
vices aux gens sans scrupules qu'aux professionnels
soucieux de la dignité, de l'ordre et de la loyauté
en affaires.

Nous reconnaissons volontiers que la garantie des
prix est difficile à résoudre, mais les abus du gâchage
sont tels qu'il nous paraît d'autant plus nécessaire
de multiplier les tentatives d'y remédier. Nous croyons
qu'il est opportun que l'Etat intervienne, puisque,
malheureusement, la profession n'est pas encore en
mesure d'en interdire l'exercice à ceux qui fa com-
promettent et s'en rendent indignes. Le gâchage
est un procédé de commerce déloyal consistant à
vendre la marchandise à un prix inférieur, même
en-dessous du prix coûtant.

La liberté opprimante l'autorise, mais la loi
libératrice se doit de la réprimer, afin de mettre le
commerçant honnête à couvert de ses effets désas-
treux, sans compter que cette détestable pratique
soulève des répercussions et des perturbations éco-
nomiques de nature à compromettre la perception
régulière de l'impôt. Il appartient à l'effort conjugué
de l'Etat et du monde du commerce et de l'industrie,
de faire l'impossible pour sa suppression. Entre.le
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gâchis que, de façon générale, la liberté du commerce
et de l'industrie, la concurrence illimitée et la sur-
production déterminent partout dans les affaires et
les inconvénients inévitables sans doute que la pro-
fession organisée et armée des pouvoirs nécessaires
comporte, des bons experts soucieux de l'avenir
économique national se prononcent aujourd'hui de
plus en plus nombreux pour cette dernière.

Nous ne saurions admettre que la liberté garantie
par la Constitution fédérale à son art. 31 ait pour
résultat final de protéger les parasites, les malfai-
sants, les termites, si j'ose dire, des affaires, au grand
dommage des industriels et des commerçants cons-
ciencieux. L'initiative de l'inscription de la clause de
garantie dans le projet du prix de vente revient du
reste non pas au Département des finances ni à la
direction générale des douanes, ni même aux fabri-
cants, mais aux détaillants qui sont au nombre de
40,000.

Et voici la raison qu'ils donnent de leur revendica-
tion: «Nous sommes obligés, disent-ils, par la voix
de leurs représentants, de verser au fabricant ou au
grossiste le prix de la cigarette et l'impôt au moment
de la livraison, impôt qui, pour de nombreuses sortes
de tabacs, a atteint jusqu'à 300 % de la valeur de
la marchandise. Il est juste que nous rentrions dans
nos débours; et notre seule chance de les récupérer,
c'est la garantie du prix de vente. A défaut de cette
garantie du prix de vente, le projet devient absolument
inacceptable, en ce qui nous concerne, à cause du
gâchage qui est une plaie fréquente et une menace
continuelle de ruine en cette catégorie de marchan-
dises. »

II faut reconnaître que le gâchage n'est point
un vain et fallacieux épouvantail. Nos voisins, en
Allemagne notamment, en ont fait et en font l'expé-
rience. Ainsi le Reichstag votait en 1919 la clause de
garantie du prix de vente des cigarettes. Puis, en
1925, il la modifia, en ce sens qu'il fut permis de vendre
au-dessous du prix inscrit sur la banderole, dans le
but évident de stimuler la consommation. En 1927
déjà, les autorités durent constater que non seulement
un grand nombre de détaillants étaient ruinés, mais
qu'une quantité d'ateliers et de fabriques avaient
été contraints de suspendre leur exploitation, de se
laisser absorber par des entreprises plus puissantes
en moyens financiers. Le fisc allemand subit pour
taxes arriérées de banderoles, en majeure partie
irrecouvrables, une perte de 200 millions de marks.
Aussi, voyons-nous aujourd'hui le commerce et
l'industrie des tabacs, en Allemagne, multiplier les
pétitions et les démarches pour obtenir du pouvoir
législatif le rétablissement de la clause de. garantie du
prix de vente sanctionnée de pénalités sévères, dans
la conviction que c'est l'unique moyen de lutter avec
chances de succès contre l'avilissement des prix.

D'aucuns voient dans cette clause de garantie un
précédent gros de dangers pour d'autres industries
et commerces à l'avenir.

En voulant bien considérer qu'il s'agit, au cas
particulier, de la vente d'un article frappé d'un
droit de 300 % ad valorem, la plus grave atteinte
à la liberté du commerce n'est pas dans l'obligation
de respecter le prix de vente imprimé sur le tube de
la cigarette, elle réside surtout dans la perception
même de pareil impôt de 300 %.
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II en résulte que l'imposition du tabac ne ressemble
aucunement à celle des autres marchandises qui paient
du 3 ou 4 % en moyenne, et moins encore pour la
majeure partie des matières premières. Cette par-
ticularité explique et justifie le traitement qui doit
être réservé à la vente de la cigarette pour sauvegarder
les intérêts légitimes des détaillants.

La liberté absolue du commerce et de l'industrie
est devenue incompatible avec la conception de l'Etat
moderne centralisateur que les uns préconisent,
incompatible également avec les aspirations actuelles
que les autres nourrissent et qui visent à faire re-
connaître à la profession les attributions, les compé-
tences naturelles, le droit d'élaborer son statut par-
ticulier afin de la fortifier et de lui permettre de rem-
plir sa mission de défense et de protection des inté-
rêts de ses membres, de tous les membres profession-
nels.

Ce fut une erreur, compréhensible, voire excu-
sable, mais une erreur quand même,«à notre avis,
d'inscrire le principe de la liberté de commerce et
d'industrie dans la Constitution, où il n'avait que
faire, la suite des événements l'a tôt démontré. Il
a surtout contribué à accélérer le mouvement centrali-
sateur et à ralentir, à entraver, à rendre suspect
l'idée salvatrice de la nécessité de l'organisation pro-
fessionnelle. Parmi les considérations que je viens
de présenter au sujet de l'art. 31 de la Constitution
fédérale, vous aurez fait la discrimination nécessaire
entre les idées qui correspondent à la mentalité de
mes collègues de la majorité de la commission, et
mes vues personnelles. Quel sera le montant de la
recette totale que la nouvelle législation doit procurer ?

D'après le message (p. 38, tab. 18) les droits
d'entrée sur les tabacs bruts et manufacturés rap-
portent 20 millions de francs actuellement.

La mise en vigueur du tarif joint au projet soumis
à l'examen de notre Conseil garantit une recette au
moins égale, probablement majorée d'environ un
million, soit 21 millions de francs.

L'impôt spécial sur la cigarette peut être évalué
à 7 millions de francs sur la base d'une consommation
annuelle de 1200 millions de cigarettes, soit
1,170,000,000 de pièces, coûtant moins de 7 centimes
et supportant une taxe de % centime, soit 5,850,000 fr.,
et 30 millions de pièces de 0,07 et davantage payant
une taxe de 1 centime, soit 300,000 fr., ensemble
6,115,000 fr.; en ajoutant la plus-value correspon-
dante des droits à la frontière, soit 800,000 fr., nous
obtenons 6,915,000 fr.

Il ne sera pas permis aux industriels de fabriquer
des cigarettes dépassant un certain poids. Le projet
dispose en effet que le poids moyen par 1000 cigarettes
sera de 900 g pour les sortes foncées à moins de
7 centimes et de 1300 g pour les sortes claires à plus
de 7 centimes, différence compensatoire en faveur
des cigarettes blondes réclamant des tabacs plus
coûteux.

Le produit global de la nouvelle imposition, y
compris la recette complémentaire de l'impôt spécial
sur la cigarette, est évaluée à 27 millions de francs
au minimum, sur la base d'une importation totale
de 55,000 kilos pour la consommation indigène.
Le message se croit autorisé à croire que les chances
sont sérieuses de voir cette somme de 27 millions
assez souvent dépassée. , -

Acceptons-en l'augure en considération du but à
atteindre. En résumé, le projet assure une augmen-
tation précieuse de recettes tout en ménageant le
consommateur; il évite toute secousse nouvelle dans
l'industrie du tabac, puisque la réglementation en-
visagée s'appuie sur des dispositions, dont la plupart
ont fait leurs preuves.

L'acceptation du projet donne à l'industrie im-
portante du tabac une stabilité favorable à son fonc-
tionnement et à la conclusion des marchés à terme;
enfin, l'administration des douanes est pourvue d'un
personnel expérimenté; il suffira de transférer trois
ou quatre fonctionnaires de la douane à Berne pour
assurer la marche et le maniement, du système d'im-
position.

Nous faisons nôtres les conclusions du Conseil
fédéral et vous recommandons, au nom de la grande
majorité de la commission, l'entrée en matière.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Vormittagssitzung vom 2. Dezember 1930.
Séance du matin du 2 décembre 1930.

Vorsitz — Présidence: Hr. Stranii.

2437. TaDahzoll und Zigarettensteuer.
Bundesgesetz.

Droit de douane sur le tabac et impôt sur la cigarette. Loi.

Fortsetzung. — Suite,

Siehe Seite 761 hiervor. — Voir page 761 ci-devant.

M. Steinmetz, rapporteur de la minorité: A la
commission des douanes, j'ai proposé le renvoi au
Conseil fédéral du projet que nous discutons et par
conséquent voté contre l'entrée en matière.

Vous me permettrez donc, M. le président et
Messieurs, de reprendre ici ma proposition. Le fait
qu'à la votation finale tous ceux qui avaient voté
au début l'entrée en matière ne se sont pas retrouvés
et qu'au cours des séances une minorité s'est formée
au sujet de l'art. 19 prouve que ce projet ne devait
pas être admis sans de sérieuses retouches si le refe-
rendum et le rejet probable de la loi veulent être
évités.

La base constitutionnelle de la loi n'est pas con-
testée ni contestable, en ce qui concerne l'imposition
du tabac brut et manufacturé du moins : elle réside
dans l'art. 41ter.

Les ressources financières qu'exigé de la Confédé-
ration l'institution prochaine des assurances sociales
doivent être produites par l'imposition plus forte de
l'alcool et du tabac, ce qui est juste.

Il faut, d'après les calculs établis, que le tabac,
à lui seul, rapporte environ 10 millions de plus qu'ac-
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II en résulte que l'imposition du tabac ne ressemble
aucunement à celle des autres marchandises qui paient
du 3 ou 4 % en moyenne, et moins encore pour la
majeure partie des matières premières. Cette par-
ticularité explique et justifie le traitement qui doit
être réservé à la vente de la cigarette pour sauvegarder
les intérêts légitimes des détaillants.

La liberté absolue du commerce et de l'industrie
est devenue incompatible avec la conception de l'Etat
moderne centralisateur que les uns préconisent,
incompatible également avec les aspirations actuelles
que les autres nourrissent et qui visent à faire re-
connaître à la profession les attributions, les compé-
tences naturelles, le droit d'élaborer son statut par-
ticulier afin de la fortifier et de lui permettre de rem-
plir sa mission de défense et de protection des inté-
rêts de ses membres, de tous les membres profession-
nels.

Ce fut une erreur, compréhensible, voire excu-
sable, mais une erreur quand même,«à notre avis,
d'inscrire le principe de la liberté de commerce et
d'industrie dans la Constitution, où il n'avait que
faire, la suite des événements l'a tôt démontré. Il
a surtout contribué à accélérer le mouvement centrali-
sateur et à ralentir, à entraver, à rendre suspect
l'idée salvatrice de la nécessité de l'organisation pro-
fessionnelle. Parmi les considérations que je viens
de présenter au sujet de l'art. 31 de la Constitution
fédérale, vous aurez fait la discrimination nécessaire
entre les idées qui correspondent à la mentalité de
mes collègues de la majorité de la commission, et
mes vues personnelles. Quel sera le montant de la
recette totale que la nouvelle législation doit procurer ?

D'après le message (p. 38, tab. 18) les droits
d'entrée sur les tabacs bruts et manufacturés rap-
portent 20 millions de francs actuellement.

La mise en vigueur du tarif joint au projet soumis
à l'examen de notre Conseil garantit une recette au
moins égale, probablement majorée d'environ un
million, soit 21 millions de francs.

L'impôt spécial sur la cigarette peut être évalué
à 7 millions de francs sur la base d'une consommation
annuelle de 1200 millions de cigarettes, soit
1,170,000,000 de pièces, coûtant moins de 7 centimes
et supportant une taxe de % centime, soit 5,850,000 fr.,
et 30 millions de pièces de 0,07 et davantage payant
une taxe de 1 centime, soit 300,000 fr., ensemble
6,115,000 fr.; en ajoutant la plus-value correspon-
dante des droits à la frontière, soit 800,000 fr., nous
obtenons 6,915,000 fr.

Il ne sera pas permis aux industriels de fabriquer
des cigarettes dépassant un certain poids. Le projet
dispose en effet que le poids moyen par 1000 cigarettes
sera de 900 g pour les sortes foncées à moins de
7 centimes et de 1300 g pour les sortes claires à plus
de 7 centimes, différence compensatoire en faveur
des cigarettes blondes réclamant des tabacs plus
coûteux.

Le produit global de la nouvelle imposition, y
compris la recette complémentaire de l'impôt spécial
sur la cigarette, est évaluée à 27 millions de francs
au minimum, sur la base d'une importation totale
de 55,000 kilos pour la consommation indigène.
Le message se croit autorisé à croire que les chances
sont sérieuses de voir cette somme de 27 millions
assez souvent dépassée. , -

Acceptons-en l'augure en considération du but à
atteindre. En résumé, le projet assure une augmen-
tation précieuse de recettes tout en ménageant le
consommateur; il évite toute secousse nouvelle dans
l'industrie du tabac, puisque la réglementation en-
visagée s'appuie sur des dispositions, dont la plupart
ont fait leurs preuves.

L'acceptation du projet donne à l'industrie im-
portante du tabac une stabilité favorable à son fonc-
tionnement et à la conclusion des marchés à terme;
enfin, l'administration des douanes est pourvue d'un
personnel expérimenté; il suffira de transférer trois
ou quatre fonctionnaires de la douane à Berne pour
assurer la marche et le maniement, du système d'im-
position.

Nous faisons nôtres les conclusions du Conseil
fédéral et vous recommandons, au nom de la grande
majorité de la commission, l'entrée en matière.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Vormittagssitzung vom 2. Dezember 1930.
Séance du matin du 2 décembre 1930.

Vorsitz — Présidence: Hr. Stranii.

2437. TaDahzoll und Zigarettensteuer.
Bundesgesetz.

Droit de douane sur le tabac et impôt sur la cigarette. Loi.

Fortsetzung. — Suite,

Siehe Seite 761 hiervor. — Voir page 761 ci-devant.

M. Steinmetz, rapporteur de la minorité: A la
commission des douanes, j'ai proposé le renvoi au
Conseil fédéral du projet que nous discutons et par
conséquent voté contre l'entrée en matière.

Vous me permettrez donc, M. le président et
Messieurs, de reprendre ici ma proposition. Le fait
qu'à la votation finale tous ceux qui avaient voté
au début l'entrée en matière ne se sont pas retrouvés
et qu'au cours des séances une minorité s'est formée
au sujet de l'art. 19 prouve que ce projet ne devait
pas être admis sans de sérieuses retouches si le refe-
rendum et le rejet probable de la loi veulent être
évités.

La base constitutionnelle de la loi n'est pas con-
testée ni contestable, en ce qui concerne l'imposition
du tabac brut et manufacturé du moins : elle réside
dans l'art. 41ter.

Les ressources financières qu'exigé de la Confédé-
ration l'institution prochaine des assurances sociales
doivent être produites par l'imposition plus forte de
l'alcool et du tabac, ce qui est juste.

Il faut, d'après les calculs établis, que le tabac,
à lui seul, rapporte environ 10 millions de plus qu'ac-
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tuellement, de là le projet de loi qui vous est soumis.
Jusque là tout le monde est d'accord. Mais ce projet
n'est pas une imposition du tabac en général, mais
simplement et injustement l'imposition de la cigarette
par le relèvement considérable des droits d'entrée
sur le tabac et -par l'innovation d'un impôt absolu-
ment nouveau, celui de la fabrication.

Pour ce dernier, le Conseil fédéral a éprouvé
quelques scrupules sur sa base constitutionnelle.
Il a consulté les juristes attitrés de la couronne et
accepté leurs thèses qui peuvent se résumer par la
formule adoptée en 1914 par le gouvernement alle-
mand à propos de la violation de la neutralité belge.
Not kennt kein Gebot.

Comme argument juridique, il n'est pas plus
convaincant que concluant. Quelle innovation et
quel précédent dangereux que cet impôt de fabrica-
tion qui cependant pourrait s'éviter en se contentant
de relever les droits d'entrée sur le tabac brut et
manufacturé. Pourquoi ne pas augmenter les taux
actuels dans une proportion qui maintienne la classi-
fication en usage, puisqu'elle donne satisfaction aux
intéressés et cela jusqu'à ce que cette imposition
augmentée produise les 10 millions de plus de recettes
demandés au tabac?

Les fabricants ont accepté le contrôle et les for-
malités qu'imposent des taux variables-suivant l'usage
qui est fait d'une même qualité de tabac brut: une
nouvelle augmentation du taux ne compliquerait
en rien. Le Conseil fédéral, dans son message, page 11,
reconnaît du reste que l'appoint complémentaire
demandé au tabac pourrait être obtenu par le moyen
d'une simple revision du tarif des douanes. Mais
comme il prévoit- cette révision en augmentant
presque exclusivement les droits sur le tabac à ciga-
rette, il craint l'incitation à la fraude, puisque le
même tabac paie des droits très différents suivant qu'il'
est employé à la fabrication de la cigarette ou du
cigare.

Mais tout relèvement de droits d'entrée quel-
conques ou même des taux d'impôts incitent à la
fraude. Je n'ai pas encore vu pour cela que le fisc
et la douane aient renoncé au tour de vis, qui en ré-
sulte et qui d'exceptionnel est devenu régulier.

Là vraie raison de renoncer à ce moyen simple de
révision du tarif... c'est d'avoir un motif pour nous
gratifier d'un impôt de fabrication. Une fois adopté
ce sera là un précédent qui sera invoqué pour l'ap-
pliquer, afin d'augmenter les ressources financières
de la Confédération, à toute fabrication des produits
de marque, tels les cigares, le chocolat, les produits
chimiques et pharmaceutiques et d'autres.

Quelques chiffres prouvent facilement l'inégalité
de traitement entre les différentes branches de l'in-
dustrie du tabac manufacturé:

Si vous distinguez dans le tabac trois grandes
catégories, soit 1° celui pour la fabrication du cigare,
2° celui pour la fabrication du tabac pour la pipe,
3° celui pour la fabrication de la cigarette, vous cons-
taterez que l'imposition très modeste, qui est demandée
en plus aux tabacs pour la pipe et le cigare ne repré-
sente guère que 230,000 fr. sur la charge totale, alors
que l'importation du tabac pour le cigare et la pipe
est de 42,000 qm sur 56,000, au total, soit du % de la
totalité.

Or, ces trois quarts de l'importation totale rap-
portent actuellement à la .Confédération 8,700,000

francs alors que le quart représenté par le tabac
à cigarettes en rapporte 10,400,000 fr. Avec le
nouveau projet vous accentuez encore cette différence
et ces trois quarts de l'importation totale représentés
par les tabacs pour le cigare et la pipe rapporteraient
8,900,000 fr., alors qu'un quart représenté par le
tabac pour la cigarette rapporterait 17,170,000 fr.

En tenant compte de la qualité de tabac, la ciga-
rette est frappée 6 fois plus que le tabac ou la pipe,
ce qui représente une imposition de 300 %.

C'est ce qui permet au Conseil fédéral de recon-
naître franchement qu'avec le nouveau régime pro-
posé, une augmentation de prik du cigare ou de la
pipe ne se justifierait pas, alors que pour la cigarette
le prix du paquet de 20 pièces subirait une hausse de
9 à 15 cts., hausse qui sera bien entendu arrondie
en-dessus pour le marchand.

Or, en quoi la cigarette est-elle plus un article de
luxe que le cigare ou la pipe? Autrefois peut-être,
alors que les tout jeunes gens seuls la fumaient,
mais à présent vous la voyez à la bouche d'hommes de
tous âges et de toutes conditions, sans oublier les
femmes jeunes et mûres.

Le message du Conseil fédéral nous déclare sim-
plement que les fabricants de cigares ne peuvent être
chargés davantage, donc que c'est à la cigarette
qu'est réservée de fournir la toute grosse part de la
recette complémentaire demandée au tabac et comme
ce sont les consommateurs qui paient en fin de compte,
ce sont les fumeurs de cigarettes qui fourniront les
10 millions demandés en plus au tabac. Est-ce équi-
table? Nous ne le croyons pas. Il est vrai que la
cigarette se fabrique à la machine, qui en produit
en quantité, alors que le cigare se fait à la main
et procure de ce fait plus de main-d'œuvre, mais en
Amérique, m'a-t-on affirmé, il s'en fabrique déjà à la
machine et comme en mécanique tout est possible,
nous verrons sans doute diminuer fortement l'impor-
tance de cette main-d'œuvre d'ici à peu d'années.

N'oublions pas non plus qu'il faut 6 à 8 cigarettes
pour faire l'équivalent d'un cigare.

Dans l'impôt de fabrication, le projet, dans
l'espoir de devenir lui-même populaire, prévoit
deux catégories de cigarettes, celle dite populaire,
dont l'impôt sera de % et. par pièce, et celle considérée
de luxe du prix de 7 cts. et plus payera 1 et. Il semble
que là on aurait pu prévoir une gradation plus accen-
tuée et ménageant mieux la cigarette populaire, qui, •
du reste, à 6% cts. n'en est plus une.

Au reste, cette distinction entre cigarettes 's'ob-
tiendrait tout aussi bien par les droits d'entrée
sur le tabac, mais c'est l'innovation, l'introduction
d'un impôt de fabrication qui est voulue, parce qu'elle
créera le précédent, dont tous les industriels devraient
entrevoir le danger. Ce danger, les partisans du projet
cherchent à le diminuer, à le masquer par le paravent
de la garantie de prix qu'aura le consommateur et la
suppression du gâchage de prix par les détaillants que
croient obtenir ainsi les fabricants.

Quelle garantie a le consommateur du fait que
le prix sera imprimé sur chaque cigarette ? Pas d'autre
que celle que le fabricant a bien acquitté l'impôt
de fabrication. Cela est indifférent pour la plupart
des fumeurs.

Quant au gâchage, fort regrettable, des prix,
ce prix officiellement marqué sur la cigarette, le
supprimera-t-il? C'est bien'difficile à admettre.
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II y a 40,000 détaillants en Suisse; pour les sur-
veiller et établir des contraventions, il faudrait une
nuée de fonctionnaires nouveaux; le projet de loi
n'en dit rien; ce serait donc la délation, exercée par
la concurrence qui deviendrait fonction de la protec-
tion contre le gâchage des prix. Jolie perpective en
vérité, et combien de chicanes, de haines, de procès
ferait naître un système semblable.

Et où commence le gâchage?
En offrant une ou deux cigarettes d'un paquet

ouvert à l'acheteur d'un paquet de même marque
ou en offrant à l'acheteur d'un certain nombre de
paquets de même marque un paquet en plus gratis.
Ces procédés pratiqués dès longtemps constituent-ils
du gâchage ou un cadeau? — et pourquoi si c'est du
gâchage n'est-il pas tout aussi dangereux dans toute
autre branche où il se pratique tout autant — c'est
l'affaire de l'industriel de savoir se protéger contre
ce méfait qui se produit et se produira toujours dans
toutes les branches.

Je ne crois pas, Messieurs, en ce qui me concerne,
que si l'impôt de fabrication n'est pas supprimé du
projet de loi, l'industrie, en général, si gravement
menacée par son extension à d'autres branches que
celle de la cigarette puisse ne pas réaliser le danger
inévitable auquel elle s'expose par cette innovation
si dangereuse et alors c'est le referendum et très
probablement le rejet de la loi; conséquence: retard
dans la mise sur pied de l'assurance-vieillesse et sur-
vivants que, par le vote à une énorme majorité du
peuple en faveur de l'art. 34quater de la Constitution,
nous avons le devoir d'instituer au plus vite.

Le Département des douanes a tout le matériel
en mains pour amender son projet en fort peu de
temps sur une base plus équitable; c'est pourquoi
j'avais proposé à la commission son renvoi au Conseil
fédéral et que je maintiens ici cette proposition.

Pour teminer, je tiens à affirmer que je n'ai aucun
intérêt quelconque dans l'industrie du tabac, que
je ne défends aucun intérêt spécial autre que ceux
de l'industrie et du commerce et proteste contre un
projet, qui poursuit l'ingérence de l'Etat dans une
industrie depuis l'entrée de la matière première
jusque dans le contrôle du prix de détail du produit
manufacturé afin de pouvoir introduire un impôt
spécial de fabrication pour un seul produit de la
branche du tabac, en attendant de l'imposer à toute
une série d'autres produits.

Allgemeine Beratung. — Discussion générale.

Schmid-Zürich : Die schweizerische Angestellten-
schaft hat sich mit dieser Gesetzesvorlage einläßlich
beschäftigt. Ich erlaube mir, einige Gedanken dazu
auszuführen.

Mit der Zweiteilung der Belastung des Tabakes,
wie sie nun vorgesehen ist, kann man einverstanden
sein. Aber nicht einverstanden bin ich mit der Be-
gründung • dieser Zweiteilung. Man will sie damit
begründen, daß man sagt, es müßte eine außerordent-
liche Komplikation entstehen, wenn man den Tabak
wie bisher bloß durch die Zollorgane belasten, würde,
und es hätte dies zur Folge, daß eine große Zoll-
gendarmerie den Fabrikanten und den Händler be-
lästigen müßte. Der bisherige Grundsatz hat gelautet:
« Differenzierte Zölle je nach Verwendung des Tabaks
zur Herstellung von Zigarren, Pfeifentabak oder
Zigaretten », und in Verbindung damit herrschte der

Grundsatz der progressiven Zölle je nach Qualität.
Infolgedessen sind jetzt schon im ganzen sechs ver-
schiedene Positionen zur Verwendung gekommen (für
die Zigarren zwei, für den Pfeifentabak zwei und für
die Zigaretten ebenfalls zwei Positionen). Warum
sollte es nicht möglich sein, mit diesen sechs Posi-
tionen auszukommen, ohne daß man eine Zigaretten-
steuer erhebt?

Wir haben also die feste Ueberzeugung, daß unsere
Zollverwaltung auch diese Aufgabe leicht lösen könnte.
Diejenigen Herren, die Gelegenheit haben, in der
Geschäftsprüfungskommission die Zollverwaltung in
der Nähe zu sehen, sind überzeugt, daß diese so aus-
gezeichnet funktioniert und eingerichtet ist, daß sie
auch die Tabakbesteuerung vornehmen könnte ohne
eine direkte Zigarettensteuer. Herr Böhi hat—meiner
Meinung nach mit Becht — im Ständerat speziell
wegen der Differenzierung der Zigarettensteuer ge-
sagt: « Die Differenzierung der Besteuerung der Ziga-
retten ist nicht die notwendige Folge des Steuer-
systems, sondern sie ist eine gesuchte, künstlich
konstruierte Grundlage für die Preisschutzklausel. »
Worin liegt nun die Ursache, daß man dieses, wie Herr
Böhi sagt, gesuchte, künstlich konstruierte System
gefunden hat? In das feste Gefüge der Preise der
Zigaretten- und Zigarrenhändler sind einige Detail-
listen als Preisschleuderer in Zürich eingebrochen.
Es ist dann eine Gegenwehr entstanden, die eine
Heftigkeit und Brutalität entwickelte, die alles über-
traf, was Syndikats- und Boykottbewegung zur Ver-
fügung stellen können. Das Bundesgericht hat dann
diese vom Händler- und Fabrikantenring angewen-
deten Methoden als mit den Grundsätzen der Han-
dels- und Gewerbefreiheit unvereinbar erklärt. Jener
Handel hat bekanntlich in der Oeffentlichkeit großes
Aufsehen erregt. Nun haben aber die Händler ge-
funden: «wenn das Bundesgericht uns nicht schützt,
dann wollen wir einen ändern Weg gehen . . . » Sie
verlangen jetzt die Unterstützung des Staates zur
Verhinderung des. Einbruches in ihr Preisgebäude,
und man ist mit dieser Vorlage gewillt, sie in Form
eines privaten Monopols zu geben. Ich glaube, der
Staat will hier einer kleinen Gruppe von Bürgern Vor-
teile einräumen, die er bisher keinem anderen Bürger
eingeräumt hat. Ich habe das Gefühl, das Privileg,
das man mit dem Zugeständnis der Preisschutzklausel
gewährt, stelle den größten Einbruch in die Handels-
und Gewerbefreiheit dar. Trotz dem Gutachten von
Prof. Blumenstein wird jedermann erkennen müssen,
daß die Verfassung eine solche Ausschaltung der
freien Konkurrenz nicht gestattet. Aber wir wissen
ja: Gutachten und Statistiken sind da, um alles zu'
beweisen. Besonders auffallend und störend ist, daß
man den Fabrikanten und Händlern bedingungslps
einen Preisschutz gewähren will; denn der Bund hat
bei der Preisfestsetzung nichts zu sagen. Er hat nur,
wie Herr Thalmann im Stäriderat ausgeführt hat,
als Staatsanwalt zu wirken, und denjenigen Händler,
der einmal die Preise nicht einhält, mit Bußen bis
zu 5000 Fr., ja bis zu 20,000 Fr. zu belasten.

Besonders auffallend ist aber auch der Standpunkt
des schweizerischen Gewerbeverbandes, des Verban-
des, der sich im allgemeinen doch zusammensetzt aus
kleinen und mittleren Gewerbetreibenden, Handwer-
kern, der sich immer gewehrt hat gegen die Macht
des Großkapitals, gegen die Macht der Warenhäuser,
gegen die Macht der Zusammenballung von Interessen.
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Der gleiche Gewerbeverband ist es, der heute diese
Preisschutzklausel, dieses private Monopol für eine
kleine Gruppe von Bürgern forciert. Er hat in einem
Schreiben bekanntlich u. a. folgendes ausgeführt:
« In den leitenden Kreisen des schweizerischen Ge-
werbeverbandes ist man darüber einig, daß ohne die
Preisschutzklausel der Bund mit der Zigarettensteuer
schlechte Erfahrungen machen wird. Die gleiche
Auffassung besteht auch im schweizerischen Zigarren-
händlerverband. Ohne heute zur Vorlage Stellung
nehmen zu wollen, möchten wir doch zu bedenken
geben, daß Sie auf die Unterstützung des Gewerbe-
verbandes nicht mit Sicherheit rechnen können, wenn
die Preisschutzklausel nicht aufgenommen wird. »
Ich glaube, Herr Evéquoz hatte Recht, als er im Stän-
derate sagte : « Cette innovation est, en outre, sou-
verainement injuste. Les fabricants de tabac ou de
cigarettes fixeraient eux-mêmes les prix de ces ciga-
rettes ; mais une fois les prix fixés, l'Etat garantirait
les prix.

Was würde der schweizerische Gewerbeverband
oder einer seiner Hauptunterverbände, der schwei-
zerische Baumeisterverband, sagen, wenn man für
Zement, für die Bindemittel, für die Ziegel usw.
ebenfalls staatlich garantierte Preise vorschreiben
wollte! Wohin wird es führen, wenn man dieses
Beispiel weiter befolgt. Unser verehrter Herr Bundes-
präsident Musy muß doch innerlich eine gewisse
Angst vor der Entwicklung fühlen; denn er als
Monopolgegner, und als ausgesprochener Föderalist
schlittert mit dieser Vorlage in den Etatismus hinein.
Er wird es mir verzeihen, wenn ich das hier fest-
stelle. Wenn wir die Entwicklung noch weiter ver-
folgen, müssen wir damit rechnen, daß in gewisser
Zeit der Bäcker, der Metzger, der Milchhändler, der
Kolonialwarenhändler, der Bierbrauer, der Hotelier
und auch hoffentlich der Angestellte und Arbeiter
Preisschutzklauseln erhalten werden, die letzte Gruppe
natürlich sogenannte garantierte Mindestlöhne.

Gewiß braucht man nicht unbedingt gegen eine
planvollere Gestaltung der Wirtschaft zu sein, und
es ist schließlich eine Ermessensfrage, ob wir uns dem
Prinzip der gebundenen Wirtschaft zuneigen wollen.
Wogegen man sich aber auflehnen muß, das ist der
Versuch, ganz einseitig zugunsten einer relativ
kleinen Interessengruppe ein Prinzip einzuführen,
das man mit größter Beharrlichkeit anderen, an Zahl
und wirtschaftlicher Potenz viel bedeutenderen,Volks-
kreisen vorenthalten hat. Da erlauben Sie mir doch,
daran zu erinnern, daß wir in der letzten Session ein
sogenanntes Handelsreisendengesetz behandelt haben.
Dort war keine Preisschutzklausel vorgesehen. Es
war dort bloß der Grundsatz enthalten, daß man die
entstehenden Spesen den betreffenden Bürgern er-
setzen solle. Damals hat man aber erklärt: Das ge-
hört nicht in dieses Gesetz hinein; denn es ist ein
Polizeigesetz. Wir müssen Reinlichkeit in der Ge-
setzgebung haben! Was Sie hier machen, das ist
aber keine Reinlichkeit in der Gesetzgebung. Das ist
ein Zwang, auf diejenigen ausgeübt, die gern die
Sozialversicherung hätten. Es wird gesagt, wenn man
diese Preisschutzklausel nicht hineinnehme, dann
werde das Referendum ergriffen, und dann leide
die Sozialversicherung darunter. Darum wollen wir
ebenfalls konstatieren: Da wird dem Staate von
dritter Seite eine Konzession abgepreßt, die die
gleichen Kreise mit Entrüstung zurückweisen würden,

wenn andere sie fordern würden. Ich möchte Herrn
Tschumi, meinem verehrten Kollegen, in Erinnerung
rufen, daß er sich bei der ersten • Besprechung des
Handelsreisendengesetzes vor ein paar Jahren sehr
darüber entrüstet hat, als ich wagte, den Gedanken
zu äußern, man sollte in jenem Gesetz einen gewissen
Schutz gewähren. Freund Tschumi wird sich wahr-
scheinlich daran erinnern. Es ist hier verschiedentlich
schon gesagt worden : Warum soll ein Bürger seine
Ware nicht verkaufen können und verkaufen dürfen,
wie er will ? Das ist ja eigentlich gerade das A und 0
des Handels, daß ein Händler versucht, möglichst
billig einzukaufen und auch möglichst billig zu ver-
kaufen. Wenn Sie diese Möglichkeit ausschalten,
schalten Sie den freien Handel aus und führen Sie
die Planwirtschaft ein. Ich nehme an, daß die sozial-
demokratische Fraktion speziell aus diesem Grunde
der^Vorlage beipflichte. Sie zieht nun einmal am glei-
chen Stricke wie Herr Bundesrat Musy, aber wahr-
scheinlich aus ganz anderen Ueberlegungen.

Es werden verschiedene Schwierigkeiten auf-
tauchen. Man muß sich fragen: Was entsteht, wenn
der Händler in Konkurs gerät? Was entsteht bei
Liquidationen? Was entsteht bei stockweisem,
zwangsweisem Verkauf von Waren, und wie_steht es
mit dem Verkauf in den Restaurants und in den Ho-
tels? Nehmen wir an, daß ein Concierge, der sich
einen gewissen Stock von Zigarren und Zigaretten
angeschafft hat, seine bisherige Stellung im Hotel
aufgeben muß. Was entsteht dann? Es heißt da in
der Vorlage, man werde in den Ausführungsbestim-
mungen die nötigen Vorschriften aufstellen. Ich habe
das Gefühl, daß die Trakasserien bei dieser Art der
Lösung ebenso groß oder größer sind, als wenn man
überhaupt von der Steuer Umgang genommen hätte.

Ich möchte hier auch noch festhalten, daß man
nicht etwa diejenigen, die gegen die Preisschutzklausel
und infolgedessen auch gegen einen Hauptteil dieser
Vorlage sind, als Gegner der Sozialversicherung hin-
stellen darf. Er sieht fast so aus, als ob man nicht
gegen die Preisschutzklausel sprechen dürfe, weil man
sonst die Sozialversicherung oder ihre Finanzierung
gefährde. Diejenigen aber, die die Finanzierung ge-
fährden, sind die Herren, die die Preisschutzklausel
erzwingen wollen. Das ist speziell auch Herr Kollega
Tschumi als Ehrenpräsident des schweizerischen Ge-
werbeverbandes. Sollte das Referendum doch von
einer anderen Seite kommen, dann bitte, werfen Sie
nicht den Stein auf diese andere Seite, sondern
klopfen Sie an Ihre eigene Brust!

Ich schließe, indem ich erkläre, daß ich zum
Gesetz stehe, aber bei einzelnen Artikeln noch Ab-
änderungsanträge stellen werde, speziell bezüglich
der Preisschutzklausel und eventueller Mitwirkung
bei der Preisfestsetzung durch die Konsumenten.
In diesem Falle sind die Konsumenten ja sehr zahl-
reich.

König: Nachdem durch den Antrag des Herrn
Steinmetz Eintreten bestritten ist, und nachdem
•Herr Schmid zwar das Eintreten nicht direkt be-
stritten, aber verschiedene Vorbehalte angebracht
hat, möchte ich mir einige Worte zur Unterstützung
des Kommissionsantrages gestatten und mich mit
Entschiedenheit für Eintreten auf die Vorlage aus-
sprechen. Ich bin mit den Kommissionsreferenten der
Meinung, daß sich das bisherige System ausgezeichnet
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bewährt hat, und daß es sich deshalb in jeder Be-
ziehung empfiehlt, dieses System nun auf einen defini-
tiven gesetzlichen Boden zu stellen. Das ist ja der
Hauptzweck, den die Vorlage verfolgt. Gegenüber
den Kritiken, die in verschiedener Bichtung ange-
bracht worden 'sind, möchte ich dem Finanzdeparte-
ment und der Oberzolldirektion die Anerkennung
aussprechen für die Energie und das Geschick, mit
mit der sie dieses schweizerische System durchgesetzt
haben. Es waren dabei verschiedene Widerstände
und Vorurteile von allen möglichen Seiten zu über-
winden. Man hat dem System vorgehalten, es sei
brutal, nicht anpassungsfähig, es könne der Lei-
stungsfähigkeit der Raucher nicht angepaßt werden,
auch der Ertrag werde nicht ergiebig ausfallen. Die
Erfahrungen haben nun aber bewiesen, daß diese
Vorurteile nicht gerechtfertigt waren. Es hat sich
gezeigt, daß das schweizerische System, durch^das
die Steuer in der Hauptsache in Form des Zolles
erhoben wird, sehr anpassungsfähig ist. Diese An-
passungsfähigkeit ist gelungen dank der Differen-
zierung der Zollansätze im doppelten Sinne, zunächst
nach der Qualität der Ware. So ist es möglich, die
größere Leistungsfähigkeit der bessersituierten Kon-
sumenten in Betracht zu ziehen und sie auch etwas
stärker zu belasten. Ferner hat man ja eine zweite
Abstufung nach der Verwendungsart vorgenommen.
Das hat ermöglicht, eine geringere Belastung für die
Pfeifenraucher und Zigarrenraucher eintreten zu
lassen, dagegen die Zigarettenraucher mit einer
etwas stärkeren Belastung zu bedenken. Also, das
System hat sich als anpassungsfähig erwiesen, ebenso
als sehr einfach in der Durchführung. Es ist möglich,
mit vier Beamten einen Ertrag von etwa 20 Millionen
jährlich flüssig zu machen. Punkte Verhältnis der
Erhebungskosten zum Ertrag der Steuer muß also
dieses schweizerische System geradezu als ideal be-
zeichnet werden. Ich bin deshalb dafür, daß man,
wenn man nun zur gesetzlichen Regelung kommt,
zur Hauptsache das bisherige System im Bundes-
gesetz festlegt.

Wenn man aber von'der Tabaksteuer noch einen
Mehrertrag verlangt, dann bin ich allerdings mit dem
Bundesrat der Auffassung, daß es nicht wohl möglich
sein wird, auch diesen Mehrertrag einfach in Form
einer weitern Erhöhung der Zölle zu erlangen, son-
dern daß dann die Einführung einer besondern
Zigarettensteuer der richtige Weg ist. Wir dürfen
ganz zweifellos den Zigarren- und Pfeifentabak mit
Rücksicht auf die Konsumenten, aber auch mit
Rücksicht auf die Fabrikation der betreffenden
Produkte, nicht weiter belasten. Es ist auch ab-
stimmungstaktisch von sehr großem Vorteil, wenn
wir sagen können, für die Pfeifen- und Zigarren-
raucher bleibe alles beim Alten, es trete keine weitere
Belastung ein; dagegen ist eine weitere Belastung
möglich und erträglich beim Zigarettenraucher. Auch
hier ist es möglich, in einer ganz einfachen Form
dieses Ziel zu erreichen, in Form einer Fabrikations-
steuer im Sinne der Vorlage. Die Zigarettensteuer
an sich wird ja eigentlich nicht stark bestritten, wohl
aber die Preisschutzklausel, die im Zusammenhang
damit vom Gesetz statuiert werden soll.

Was nun zunächst die Verfassungsmäßigkeit dieser
< Preisschutzklausel anbetrifft, stehen wir vor der
Tatsache, daß sich zwei namhafte Juristen im großen
ganzen übereinstimmend für die Verfassungsmäßig-

keit ausgesprochen haben. Der eine erklärt sie als
wenigstens zulässig, mit der Verfassung vereinbar,
während der andere sogar bestimmt für die Verfas-
sungsmäßigkeit dieser Preisschutzklausel eintritt.
Ich bin mit den betreffenden Autoren der Auffassung,
daß, wenn man das Prinzip einer Steuer in die Bundes-
verfassung aufgenommen hat, man dann auch dem
Gesetz die Mittel mitgeben muß, um diese Steuer
tatsächlich durchzuführen. Ich habe mich auf
Grund der längern Verhandlungen, die in dieser
Sache gepflogen worden sind, überzeugt, daß in der
Tat die Preisschutzklausel zur praktischen Durch-
führung des Gesetzes nötig ist.

Nun kommt für mich noch das Moment der Billig-
keit dazu. Wir stehen vor der Tatsache, daß die Vor-
lage, wie wir sie heute vor uns haben, einen außer-
ordentlich weitgehenden Eingriff des Staates in die
Sphäre der Privatwirtschaft darstellt. Sie bringt
eine sehr starke finanzielle Belastung, damit sind
verbunden alle möglichen Vorschriften über die
Produktion, über den Handel, über den Verkauf
von Tabakfabrikaten ; die betreffenden Kreise müssen
sich alle möglichen Maßnahmen der Kontrolle usw.
gefallen lassen, lästige Dinge und große finanzielle
Belastungen. Deshalb sage ich: Wenn sie nun eine
Gegenforderung stellen, die ihren Interessen dient
und die nach meiner Meinung sachlich berechtigt ist,
so soll man das gebührend in Betracht ziehen und
soll ihnen aus Gründen der Billigkeit hier entgegen-
kommen und die Preisschutzklausel mit in Kauf
nehmen.

Ich möchte mich auch noch kurz zur Behandlung
des inländischen Tabakbaues in der Vorlage äußern
und möchte hier dem Finanzdepartement danken,
daß es eine Formulierung, die in einem früheren
Diskussionsentwurf enthalten war, und die die Mög-
lichkeit einer Beschränkung des inländischen Tabak-
baues vorsah, nun aus der definitiven Vorlage be-
seitigt hat. Ich kenne diese Verhältnisse des inlän-
dischen Tabakbaues einigermaßen aus eigener Be-
obachtung, indem ich in einer solchen Tabakbau-
gegend, im waadtländischen Broyetal einige Monate
landwirtschaftlicher Praxis absolviert habe. Wir haben
beim inländischen Tabakbau noch häufig das alte
System des sogenannten Teilbaues. Ein größerer Bauer
stellt ein Stück Land gepflügt und gedüngt zur Ver-
fügung; der eigentliche Anbau wird von einer Klein-
bauernfamilie besorgt, also das Setzen und die Pflege
der Tabakpflanzen, die sehr viel zu tun geben und
endlich die Ernte. Am Ende des Jahres wird schließ-
lich der Ertrag zwischen den beiden Beteiligten in
natura geteilt. Dieses System gibt die Möglichkeit,
daß kinderreiche Kleinbauernfamilien beschäftigt
werden können, die Mühe hätten, eine andere Be-
schäftigung zu finden. Insofern hat ganz gewiß die
Erhaltung des inländischen Tabakbaues eine gewisse
Berechtigung und muß auch in dieser Richtung als
erwünscht bezeichnet werden. Denjenigen dagegen,
die befürchten, es könnte eventuell der inländische
Tabakbau zu stark ausgedehnt werden, glaube ich
sagen zu dürfen, daß eine starke Ausdehnung des
inländischen Tabakbaues nicht zu erwarten ist. Es
ist in den Voten der Kommissionsreferenten bereits
davon gesprochen worden, daß der Tabak ganz be-
stimmte Anforderungen an das Klima stellt, die bei
uns nur in verhältnismäßig wenigen Gegenden er-
füllt sind. Man hat auch davon gesprochen, daß die
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Qualität der inländischen Erzeugnisse zu wünschen
übrig lasse. Ich möchte meinerseits noch auf ein
weiteres Moment hinweisen, das mir sehr wichtig
zu sein scheint. Der Tabakbau verlangt außerordent-
lich viel Arbeitsaufwand. Und nun machen wir die
Beobachtung, daß schon der Getreidebau, gerade
aus dem Grunde, weil er viel Arbeit verlangt, sich
nur mit großer Mühe durchsetzt und ausgedehnt
werden ,kann. Der Tabakbau verlangt aber das
Vielfache der Handarbeit wie der Getreidebau. Ich
glaube also, speziell aus diesem Grunde sei' nicht zu
erwarten, daß sich der inländische Tabakbau zu
stark ausdehnen könnte. Deshalb ist es nach meiner
Meinung richtig, wenn man von einschränkenden
Bestimmungen nach dieser Richtung in der Vorlage ab-
gesehen hat. Dagegen begreife ich durchaus, daß
die Oberzolldirektion das Bedürfnis hat, sich jährlich
über den Stand der Kulturen und über die Aus-
dehnung der Anbaufläche zu orientieren, damit sie
eventuell bestimmte Schlüsse daraus ziehen kann.

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß die
Vorlage nach meiner Meinung gut ist.. Sie ist sehr
gründlich vorbereitet und gut ausgearbeitet, und es
ist nur zu wünschen, daß sie möglichst bald in Kraft
treten kann. Ich erlaube mir auch noch darauf hin-
zuweisen, daß wir geradezu verpflichtet sind, nun
ein Ausführungsgesetz zu erlassen. Wir haben uns
jetzt jahrelang mit Bundesratsbeschlüssen und mit
dringlichen Bundesbeschlüssen auf diesem Gebiete
beholfen. Das war nicht nur unvermeidlich, es war
im Gegenteil richtig, daß. man endlich zugegriffen
und hier eine sehr wichtige neue Finanzquelle spe-
ziell für die Sozialversicherung erschlossen hat. Aber
nachdem nun das Schweizervolk einen Verfassungs-
artikel, der die Möglichkeit einer Tabakbesteuerung
in der Verfassung vorsieht, angenommen hat, ist es
unsere Pflicht, das Ausführungsgesetz zu erlassen.
Das ist ja eigentlich der Zweck dieser Vorlage.

Endlich muß auch noch gebührend beachtet
werden, daß ja schließlich der Ertrag dieser Tabak-
steuer der Finanzierung der Sozialversicherung dient.
Ich bin persönlich ein eifriger Anhänger der Ein-
führung der Alters- und Hinterbliebenenversicherung
und zwar auf dem Boden derjenigen Vorlage, die
vor den eidgenössischen Räten liegt. Auch von
diesem Standpunkte möchte ich mit Entschiedenheit
Eintreten befürworten.

Präsident: Sie werden mit mir einverstanden sein,
wenn ich Sie ersuche, die Frage, die in Art. 19 ge-
regelt ist, in der Hauptsache dort zu behandeln.

Welti-Basel: Zwei Gründe sind es, die mich ver-
anlassen, gegen Eintreten zu stimmen. Einmal die
allgemeine Erwägung, daß neue indirekte Steuern
durch die weitere Zollbelastung und durch die Spe-
zialsteuer, die in dieser Vorlage vorgesehen ist, wie-
derum gefordert werden, welche indirekten Steuern
ja die großen Massen belasten. Herr König hat soeben
versucht, Ihnen diese Vorlage mundgerecht zu ma-
chen, und zwar mit der Begründung, daß sich das
sogenannte Schweizersystem außerordentlich gut
bewährt habe. Er hat wohlweislich nur von dem einen
Teil gesprochen, nämlich von der Regelung der Ta-
bakzölle. Da kann man von einem Schweizersystem
reden und kann sich fragen, ob sich dieses System
bewährt hat. Von dem ändern Schweizersystem,

das nun wahrscheinlich erst später besprochen wird,
nämlich von der Regelung der Zigarettensteuer,
kann man sagen, daß es sich noch nicht bewährt hat,
daß man darüber noch keine Erfahrungen gesammelt
hat. Wenn ich auch in der ganzen Tendenz mit
Herrn Steinmetz nicht einiggehe, so glaube ich doch,
daß hier ein Mann gesprochen hat, der immerhin in
der Lage ist, die praktische Seite und die praktische
Abwicklung einer derartigen gesetzlichen Regelung
zu überprüfen. Ich habe den Eindruck bekommen,
daß er mit Recht darauf hinweist, daß sich hier große
Schwierigkeiten herausstellen werden, nicht nur
Schwierigkeiten in der Handhabung des Gesetzes,
sondern eine Plagerei und Schnüffelei beim kaufenden
Publikum, bei den Konsumenten, eine polizeiliche
Regelung mit einem Wort, und, was bei der ganzen
Zigarettensteuer das wichtigste ist, eine einseitige
staatliche Unterstützung der Interessen der Fabri-
kanten und Händler und ein staatlicher Preisschutz,
der sich zweifellos gegen die Konsumentenschaft
wenden wird. Herr Tschumi hat nun allerdings in
seinem Referat darauf hingewiesen, und es quasi als
einen Erfolg gebucht, daß die Tabrikanten und die
Händler, mit denen er in der Lage war, über diese
neue Vorlage zu sprechen, mit dieser Vorlage zufrie-
den seien. Ich glaube ihm das ohne weiteres und will
hinzufügen, daß sie auch allen Grund haben, zufrie-
den zu sein. Allein neben den Tabakfabrikanten und
Händlern gibt es schließlich noch andere Leute. Das
sind die breiten Massen der Konsumenten. Wenn
man diese gefragt hätte, oder künftig fragen wird, so
werden sie nicht mit diesem Gesetze zufrieden sein,
und zwar im allgemeinen nicht, wie auch im speziellen
nicht mit der Preisschutzklausel bei der Zigaretten-
steuer. Herr Tschumi hat sich dann in seinen histori-
schen Betrachtungen auf die Argumente der Madame
Pompadour gestützt und erweckt so fast den Eindruck,
als ob die mehr oder weniger guten Witze der Madame
Pompadour nun im 20. Jahrhundert zu den Volks-
parolen für das Schweizervolk werden sollten. Wenn
man in dieser Richtung konsequent ist und nicht in
der schönen, aber oft auch sehr unschönen Sprache
der Madame Pompadour, je nachdem sie in diesem
oder jenem Zirkel gesprochen hat, mit etwas derberen,
volkstümlichen Worten sprechen will, so würden diese
gesellschaftlichen Anweisungen der Madame Pom-
padour in der Schweiz ungefähr lauten: Sauft
Schnaps und raucht wie die Türken, damit Ihr ein
hohes Werk vollendet, nämlich die Alters- und Hin-
terbliebenenversicherung I Es ist Pflicht jedes an-
ständigen Menschen, möglichst viel Schnaps zu saufen
und möglichst viel Zigaretten, Zigarren und Pfeifen
zu rauchen! Man könnte ja auch in dieser Beziehung
eine Pflicht aufstellen, nicht nur, wie Herr Steinmetz
gesagt hat, für die jungen und für die reiferen Frauen,
Zigaretten zu rauchen, sondern auch noch die Säug-
linge einzubeziehen, und zwar mit dem Hinweis
darauf, daß es ja zu ihrem ganz besondern Wohle
dient, wenn sie schon in recht frühem Alter dafür
sorgen, daß sie dann später die Alters- und Hinter-
bliebenenversicherung in vollem Maße genießen
können.

Nun möchte ich mir noch einige Bemerkungen zur
bundesrätlichen Botschaft gestatten, die hier etwas
in Vergessenheit geraten ist. Es wird mit Recht
darauf hingewiesen, daß jede Verbrauchssteuer eine
Verteuerung der Lebenshaltung nach sich ziehe. Es
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geht -nun aber meines Erachtens nicht an, daß man
in bezug auf die fiskalische Erfassung des Tabaks
durch die Form des Zolles und die Form der Spezial-
steuer, wie sie hier vorgesehen ist, etwa sagen wollte,
hier handle es sich nicht um eine Verbrauchssteuer.
Ich bin der Auffassung, daß es sich hier um eine echte
Verbrauchssteuer handelt und daß es zu weit gegan-
gen ist, wenn man darauf hinweist, daß der Tabak ein
Artikel sei, der unter allen Umständen als Luxus be-
zeichnet werden müsse. Das ist heute sicherlich
nicht mehr in vollem Maß zutreffend, und es ist des-
halb auch durchaus verständlich, wenn eine Differen-
zierung gemacht worden ist zwischen den gewöhn-
lichen Tabaken und Zigaretten und zwischen den
Luxustabaken und -Zigaretten. Diese Verbrauchs-
steuern aber, die hier nun in vermehrtem Maße ein-
geführt werden und erhöht werden, soweit sie be-
stehen, bilden eine erhebliche Belastung. Herr
Tschumi hat es unterlassen, als er die Liste der fis-
kalischen Belastung des Branntweins im Auslande
und des Tabaks im Ausland, als er die vergleichende
Liste der fiskalischen Belastung in der Schweiz er-
wähnte und die niedrigen Ansätze von 2 Fr. pro Kopf
der Bevölkerung für Alkohol und 5 Fr. 35 pro Kopf
der Bevölkerung für Tabak angeführt hat, hat es
unterlassen, zu sagen, daß wir mit der neuen Maß-
nahme, mit der neuen Belastung des Alkohols, mit
der neuen Belastung des Tabaks in eine ganz andere
Reihenfolge bei denjenigen Staaten einrücken, die
hier genannt worden sind. Im übrigen ist darauf
hinzuweisen, daß hier als abschreckendes Beispiel
ausgerechnet diejenigen Staaten angeführt worden
sind, die eine sehr hohe fiskalische Belastung von
Alkohol und Tabak auf weisen.

Noch eine letzte Bemerkung in bezug auf die Bot-
schaft des Bundesrates. Ich glaube, gerade an alle
diejenigen, die angeblich noch nicht ganz die Pro-
gramme und Postulate in bezug auf die Belastung
des Besitzes aufgegeben haben, wäre die Mahnung
zu richten, einmal nachzulesen, was eingangs der
bundesrätlichen Botschaft in dieser Beziehung zur
großen Beruhigung des Besitzes ausgeführt ist. Der
Bundesrat hat hier einen Wechsel ausgestellt, meines
Erachtens ohne Vollmacht der Bundesversammlung,
und hat hier in fast kategorischer Weise erklärt, daß
eine direkte Steuer auf dem Vermögen oder Erwerb
kaum mehr ins Auge gefaßt werden könne. Er hat
ferner erklärt, daß von der Uebertragung der Erb-
schaftssteuer auf den Bund künftighin keine Rede
mehr sein könne. Ich habe gesagt, daß diese Dar-
legungen eine Beruhigung für den Besitz bedeuten.
Ich unterstreiche, daß diese Zusicherungen, die hier
gegeben worden sind, meines Erachtens weit über die
Kompetenz des Bundesrates hinausgehen, und ich

* für meine Person und meine Partei möchte mit aller
Entschiedenheit betonen, daß wir das Postulat der
direkten Erfassung des Besitzes sowohl beim Vermö-
gen als beim Einkommen nicht fallen lassen, sondern
mit demselben immer wieder vor die Bundesversamm-
lung und das Volk treten werden.

Bratschi: Ich gestatte mir namens unserer Frak-
tion einige Bemerkungen zum Eintreten anzu-
bringen. Ich schicke voraus, daß die sozialdemokra-
tische Fraktion die Finanzierung der Altersversiche-
rung, wie sie jetzt vorgesehen ist, nicht als Ideal be-

trachtet. Auch unsere Partei hätte gern andere Wege
betreten, und wir haben auch nicht unterlassen, ent-
sprechende Vorschläge einzureichen. Auch wir sind
der Meinung, daß der Besitz stärker hätte belastet
werden sollen, um die Mittel flüssig zu machen, die
notwendig sind für die Altersversicherung, und wir
haben auch nach dieser Richtung unsere Vorschläge
hier im Parlament und dem Volk unterbreitet. Es
gab eine Zeit, wo auch andere politische Gruppen und
Parteien sich mehr diesen Auffassungen angeschlossen
hatten. Ich erinnere an die Initiative Rothenberger,
die nicht aus unseren Reihen hervorgegangen ist, die
aber zuletzt nur noch von unserer Partei verteidigt
wurde. Ich möchte der Botschaft, soweit sie der
Meinung Ausdruck gibt, daß die Zeit vorbei sei, wo
der Bund den Besitz stärker belaste, in keiner Weise
zustimmen und möchte auch für unsere Partei vor-
behalten, daß wir zu gegebener Zeit neue Forderungen
stellen werden, nach denen auch der Bund den Besitz
stärker belasten wird.

Aber auch in bezug auf die Tabakbesteuerung
sind wir der Ansicht, daß der Weg, den wir ursprüng-
lich vorgeschlagen haben, nämlich des Monopols,
besser und sicherer zum Ziele geführt hätte. Wir sind
heute noch davon überzeugt, daß wir auf dem Wege
des Monopols einen höheren Ertrag erzielt hätten,
ohne daß der Konsument "stärker hätte belastet
werden müssen, so daß das Monopol als Ganzes als
besser anzusehen ist als das System, das uns mit der
Botschaft unterbreitet wird. Anderseits wissen wir
aber, daß wir heute an das verfassungsmäßige Gebot
gebunden sind, wenn es uns überhaupt daran gelegen
ist, die Altersversicherung bald zu schaffen. In diesem
Punkt weiche ich nun entschieden von meinem Vor-
redner, Herrn Welti, ab, der auch hier wieder, wie
meistens seine Partei, in der Politik vollständig nega-
tiv bleibt und es ablehnt, der Botschaft zu folgen,
und zwar aus gewissen prinzipiellen Erwägungen
heraus, auch auf die Gefahr hin, daß noch Jahre oder
Jahrzehnte lang die wichtigste Gegenwartsforderung
der Arbeiterschaft nicht verwirklicht werden kann.
Weil es uns daran gelegen ist, die Altersversicherung
möglichst bald zu erwirken, treten wir auf diese Vor-
lage ein, da sie den einzigen zur Zeit gangbaren Weg
darstellt, um die notwendigen Mittel zu beschaffen,
um das Versicherungswerk möglichst rasch auch in
Kraft setzen zu können.

Wir begrüßen es, daß die Botschaft den Pfeifen-
tabak nicht wesentlich stärker belastet, als gegen-
wärtig. Allerdings sieht der Tarif vor, daß an Stelle
der bisherigen drei Ansätze ein einziger geschaffen
wird. Aber ich glaube, die Höhe des neuen Ansatzes
sei derart, daß nicht mit einer wesentlichen Verteue-
rung dieses Tabaks gerechnet werden muß. Wir be-
grüßen das deshalb, weil der Pfeifentabak doch nach
wie vor diejenige Tabaksorte sein wird, die für die
wenig bemittelte Bevölkerung, insbesondere in der
Arbeiterschaft, aber auch in der Landwirtschaft, als
Genußmittel der Raucher konsumiert wird. Wir sind
auch der Meinung, es sei richtig, daß die Zigarren-
industrie etwas geschont werde, und zwar im Hinblick
auf ihre volkswirtschaftliche Bedeutung. Sie be-
schäftigt doch immerhin einige tausend Personen,
was von der Zigarettenindustrie nicht gesagt werden
kann. Wir glauben daher, wenn aus dem Tabak mehr
herausgeholt werden muß als bisher, und das ist nach
dem Finanzplan für die Altersversicherung unbedingt
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notwendig, sei es richtig, daß die entsprechenden Mittel
in erster Linie'bei der Zigarette gesucht werden.

Im Ständerat ist ein Antrag gestellt worden, auf
die Vorlage nicht einzutreten. Dieser Antrag ist hier
wiederholt worden von Herrn Steinmetz. Die Ver-
treter dieses Antrages sind der Ansicht, daß die
Mittel, die man aus der Zigarette herausholen will,
ebensogut oder noch leichter und einfacher dadurch
beschafft werden können, daß die entsprechenden
Eingangszölle erhöht würden. Wir sind, durchaus der
Meinung, daß das auch denkbar wäre, glauben aber,
daß dieser Weg des Eingangszolles nicht zu emp-
fehlen sei. Die Gründe, die für die Rückweisung
geltend gemacht werden, halten wir nicht für stich-
haltig. Wir stimmen daher der Rückweisung auch
nicht zu, sondern glauben, daß das System, das heute
vorgeschlagen wird, richtiger sei. Wir können der
Rückweisung aber auch deshalb nicht zustimmen, weil
dadurch zwangsläufig eine weitere Verzögerung in der
Behandlung der Vorlage eintreten müßte, was wieder
sehr unerfreulich wäre; denn je länger die Steuer nicht
erhoben werden kann, desto weniger Gelder werden
für die Altersversicherung flüssig gemacht, desto
weniger Aussicht ist vorhanden, die Versicherung
möglichst rasch in Kraft setzen zu können. Unsere
Fraktion stimmt also für Eintreten auf die Vorlage,

Der Herr Präsident hat uns gemahnt, über die
Frage des Preisschutzes im Zusammenhang mit
Art. 19 zu sprechen. Ich halte diese Frage für so
wichtig, daß es doch nötig ist, sie bei der Eintretens-
debatte zu erwähnen. Es ist ja diejenige Frage, die
schon in der Kommission die breiteste Diskussion
veranlaßt hat. Ich verspreche aber dem Herrn
Präsidenten, die Ausführungen, die ich jetzt mache,
beim Art. 19 nicht zu wiederholen und dort das Wort
überhaupt nicht mehr zu verlangen.

Wir haben uns in der Kommission bei der Ab-
stimmung über den Preisschutz der Stimme ent-
halten, in der Meinung, daß wir unsere Fraktion nicht
binden wollten. Die Fraktion hat inzwischen das
Geschäft behandelt und nach gründlicher Prüfung
der Verhältnisse beschlossen, dem Preisschutz zuzu-
stimmen.

Die Gründe, die vom Standpunkt der Handels-
und Gewerbefreiheit gegen den Preisschutz geltend
gemacht worden sind, konnten uns nie sehr großen
Eindruck machen. Wir haben schon in der Kommission
erklärt, daß nach unserer Auffassung die Handels-
und Gewerbefreiheit überhaupt nicht mehr besteht.
Bereits der Herr Kommissionsreferent hat darauf hin-
gewiesen, was unter Handels- und Gewerbefreiheit
heute zu verstehen ist. Tatsächlich ist es so, daß heute
Handel und Gewerbe beherrscht werden von kartell-
und trustähnlichen Gebilden, daß an Stelle der Frei-
heit in weitestgehendem Maße Unfreiheit und Ge-
bundenheit getreten ist. Wir haben Preisabmachungen
in weitestgehendem Maße, wir haben Produktions-
beschränkungen, wir haben eine Aufteilung des
Marktes, kurz, von einer Handels- und Gewerbefrei-
heit, wie man sie in der Verfassung garantiert hat,
ist in Tat und Wahrheit nicht mehr viel vorhanden.
Insbesondere ist es der kleine Gewerbetreibende, der
Grund hätte, sich über die heutige Art der Anwen-
dung der Handels- und Gewerbefreiheit zu beklagen.

Sehr drastisch .kommt die Unfreiheit bei den soge-
nannten Markenartikeln zum Ausdruck. Es gibt eine
ganze Reihe von Waren, die unter dem Markenschutz
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verkauft werden. Viele davon dienen dem Lebens-
unterhalt auch der breitesten Bevölkerungsschichten.
Von größter Wichtigkeit sind bekanntlich auch die*
pharmazeutischen Produkte, die der Mensch im
Krankheitsfall benötigt. Er befindet sich in diesem
Falle in einer Zwangslage. Die pharmazeutischen
Mittel werden ihm vom Arzte vorgeschrieben und
er muß sie kaufen, wenn er Wert darauf legt, wieder
gesund zu werden. Ursprünglich mag die Marke ein
Qualitätsschutz gewesen sein. Das wird auch heute
noch bis zu einem gewissen Grade zutreffen, aber in
der Mehrzahl der Fälle ist die Marke nichts anderes
als ein Preisschutz. Es werden drakonische Strafen
ausgefällt gegenüber denjenigen, die den vorge-
schriebenen Preis nicht einhalten. Solche Firmen
dürfen nicht mehr beliefert werden, man schaltet sie
ganz einfach aus Handel und Gewerbe aus.

Was hier mit dem Preisschutz für einen weniger
wichtigen Artikel durch den Staat geschaffen werden
soll, besteht also seit langem durch diejenigen, die
sich für Handels- und Gewerbefreiheit und die strikte
Anwendung des Verfassungsartikels 31 einsetzen. Die
Preisschutzklausel ist uns von einem bestimmten
Gesichtspunkte aus nicht unsympathisch, weil sie ein
neuer Beweis dafür ist, daß die Einmischung des
Staates in die Wirtschaft immer mehr zur Not-
wendigkeit wird und daß auch diejenigen Kreise, die
politisch diese Prinzipien sonst nicht anerkennen, die
sie theoretisch bekämpfen, sie in der Praxis anwenden
müssen, um die eigenen Forderungen durchzusetzen,
da gar kein anderer Weg dazu führen kann, weil
man mit der privaten Initiative in der Wirtschaft
nicht mehr durchkommt. Wir begrüßen es, daß auch
der Gewerbeverband, der sonst nicht auf diesem Boden
steht, hier sich dafür einsetzt, und daß auch Herr
Bundespräsident Musy Prinzipien anzuwenden bereit
-ist, die sonst nur von unserer Partei empfohlen werden.
Das Argument, daß der Staat in die Wirtschaft sich
nicht einmischen soll, kann also auf uns keinen Ein-
druck machen. Wir finden es im Gegenteil in der
Ordnung, daß er das tue, und wir sind überzeugt, daß
die ordnende Hand des Staates in Zukunft in der
Wirtschaft nach viel notwendiger sein wird, gleich-
gültig, ob die bürgerlichen Parteien es wünschen
oder nicht.

Man kann sich an der Art und Weise stoßen, wie
die Einmischung in diesem Falle geschieht. Die
Preisschutzklausel, so wie sie uns unterbreitet wird,
hat bedeutende Schattenseiten. Sie liegen zur Haupt-
sache darin, daß der Staat sich nicht zugunsten der
Schwachen, der Konsumenten, einsetzt und sie gegen
Ueberforderungen schützt, daß er nicht denjenigen
straft, der zuviel verlangt, sondern mit Strafe be-
droht, wer einen aufgeschriebenen Preis unterbietet.
Hier haben wir ohne Zweifel etwas Stoßendes. Der
Preisschutz, wie er hier vorgesehen ist, ist somit ein
Element der Teuerung wie der erwähnte Marken-
artikel, ein Punkt, der die Zustimmung erschwert und
der, uns veranlaßt hat, sie ganz gründlich zu über-
legen. Dieser Aeußerurig muß aber sofort beigefügt
werden, daß es sich bei der Zigarette nicht um einen
lebenswichtigen Artikel handelt. Zigarettenrauchen
muß man nicht zwangsläufig, man kann sich ein-
richten, wie man will, man kann viel oder wenig
rauchen oder kann es auch ganz unterlassen. Es
handelt sich um einen Artikel, auf den der einzelne
nicht angewiesen ist. Das ermöglicht uns in diesem
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Falle die Zustimmung. Wir möchten aber ausdrück-
lich den Vorbehalt anbringen, eine andere Stellung

• einzunehmen, wenn der Staat Preisschutzklauseln auf
andere, lebenswichtige Artikel einführen,wollte. Ich
möchte indessen nicht erklären, daß der Staat bei
keinem ändern Artikel Minimalpreise garantieren
könne; wenn er es aber bei lebenswichtigen Artikeln
macht, dann darf es jedenfalls nicht zugunsten
privater Interessen gehen, sondern nur zugunsten
der Gemeinschaft. Hier geschieht es in der Haupt-
sache zugunsten eines bestimmten privaten Kreises,
der Zigarettenhändler.

Ein weiterer Grund, der uns die Zustimmung zum
Preissehutz ermöglicht, liegt im Zwecke der Vorlage.
Es ist zum Ausdruck gebracht worden, daß ohne
Preisschutz das Gesetz bestimmte Gefahren laufen
könnte. Wir legen großen Wert darauf, daß die
Zigarettensteuer eingeführt werden kann als Mittel
des Zustandekommens der Altersversicherung. Wir
möchten daher nichts tun, was das Zustandekommen
der Vorlage ernsthaft gefährden könnte. Angesichts
dieser Gründe hat unsere Fraktion beschlossen, dem
Preisschutz zuzustimmen. > •

Zum Schluß gestatten Sie mir noch eine Bemer-
kung. Im äußern Zusammenhang mit der Preisschutz-
klausel steht die Differenzierung der Steuer. Wir
stimmen grundsätzlich dem Gedanken zu, daß die
teure Zigarette etwas stärker belastet werden soll als
die billige. Wir sind aber der Meinung, daß die
Differenzierung nicht so aussehen sollte wie ein Vor-
wand für den Preisschutz. Nach der Vorlage ist das
aber so. Die höhere Steuer von einem Rappen für
Zigaretten von 7 und mehr Rappen Verkauf spreis bringt
nach den Zahlen in der Botschaft jährlich 150,000 Fr.
mehr ein oder ziemlich genau ein halbes Prozent der
ganzen Tabakbesteuerung. Fiskalisch ist somit die
Differenzierung zwischen teurer und billiger Zigarette
vollständig bedeutungslos. Nach unserer Auffassung
sollte man etwas weiter gehen, damit die Differenzie-
rung einen höheren Betrag einbringt. Man darf die
teurere Zigarette ganz gut etwas mehr belasten, als
es nach der Botschaft geschehen soll. Wir behalten
uns denn auch vor, bei Art. 12 entsprechende Anträge
zu stellen. Ich will jetzt nicht dazu sprechen, sondern
bei Art. 12 die Begründung zu einer ändern Ab-
grenzung zwischen höherem und niedrigem Steuer-
ansatz bei der Zigarette anbringen.

Unsere Fraktion stimmt für Eintreten, stimmt als
Ganzes der Vorlage zu in der Meinung, daß damit
ein wichtiger Schritt getan werde in der Richtung
der Einführung der Altersversicherung.

M. Musy, président de la Confédération: Le prin-
cipe de l'imposition du tabac n'est combattu par per-
sonne, je le constate avec satisfaction. M. Welti seul
fait exception. Si je l'ai bien compris, il estime que
nous avons tort d'imposer l'alcool et le tabac, parce
que nous avons ainsi l'air d'inviter les Suisses à boire
beaucoup de schnaps et à fumer beaucoup. Immédia-
tement après, M. Welti ajoute que l'on a bien fait
de ne pas établir sur le tabac de qualité ordinaire
une taxe élevée, le tabac n'étant plus aujourd'hui
un objet de luxe. Je vous laisse le soin de coordonner
ces deux déclarations contradictoires.

Au sein de la commission, M. le conseiller national
Nicole avait déjà suggéré l'idée que les impôts directs
devraient être développés davantage, tandis que les

impôts indirects, s'ils n'étaient pas supprimés, ne
devraient en tout cas pas être aggravés. Je tiens à
rappeler au Conseil qu'actuellement, la Suisse est
de tous les pays celui où les impôts directs sont déve-
loppés dans la proportion la plus forte et en même
temps celui où les impôts indirects sont le moins
lourds.

De 1913 à 1919, nous avons prélevé 10 milliards
d'impôts sur le peuple suisse. C'est une somme énorme.
Ces 10 milliards se répartissent comme suit: un peu
moins de 3 milliards comme impôts indirects et un
peu plus de 7 milliards comme impôts directs.

Pour 1919, nous avons environ 300 millions d'im-
pôts indirects et un peu plus de 600 millions d'impôts
directs. Vous constatez ainsi que nous avons pratiqué
une politique fiscale largement démocratique. Chez
nous, la fortune et le produit du travail sont, donc,
imposés beaucoup plus que dans les autres pays,
proportionnellement aux charges qui pèsent sur le
consommateur.

J'espère que vous aurez trouvé le temps de lire
ce que le Conseil fédéral .a exposé aux pages 4 et 5
du message sur le tabac. Nous y faisons une comparai-
son ( entre le rendement de l'imposition du tabac
en Suisse et dans les autres pays. L'Angleterre, par
exemple, perçoit 2 milliards de francs, la France,
l'Italie, l'Allemagne environ un milliard de francs or.
Comme notre population est assez exactement le
dixième de la population de la France, et comme nous
fumons davantage par tête de. population que les
Français, notre recette devrait être égale au moins
à un dixième de la .recette française, si l'imposition
était équivalente. Or, le dixième d'un milliard, c'est
100 millions.

Pendant la période de guerre, nous l'avons rappelé
dans le message, le rendement était quelque peu
inférieur à 3 millions. Hier soir, dans son excellent
exposé, M. le président de la commission s'étonnait,
non sans raison, qu'en 1918, alors que le déficit total
était d'un quart de milliard, l'impôt sur le tabac
n'ait rapporté que 1,800,000 fr. Il y a là incontes-
tablement une lacune fiscale; le moment est venu
de la combler.

Il ne faudrait pas croire que jusqu'à présent on
n'ait pas cherché à imposer le tabac. Il y a plus
de 60 ans que la question a été posée devant les
Chambres. Nous allons très rapidement rappeler les
principaux projets présentés. De cette façon, nous
pourrons nous rendre compte que le problème n'est
pas facile à résoudre. Le premier projet fut déposé
par le conseiller fédéral Challet-Venel en 1869.

En 1871 et 1877, plusieurs députés suggérèrent
l'introduction du monopole du tabac.

En 1895, MM. Milliet et Frey remettent au Conseil
fédéral une étude sur le système du monopole se
terminant par un projet dont le rendement était
évalué à 6% millions.

Au moment où la guerre éclate, en 1914, MM. Mil-
liet et Frey procèdent à une nouvelle étude du projet
de monopole, dont le rendement eût été de 15 mil-
lions de francs. — Une année après, le Département
des finances publie un projet d'impôt de consomma-
tion sur les cigarettes, les cigares et le tabac pour la
pipe. D'après les experts, cet impôt intérieur devait
rapporter à peu près 15 millions.

En 1916, le projet est revisé.' On constate que
l'impôt de consommation ne peut pas rapporter les
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15 ou .16 millions escomptés. On propose le système
de la banderole, dont on attend un rendement d'en-
viron 9% millions.

En 1917, nouveau projet de M. Milliet. Cette fois,
il s'agit de nouveau du monopole. Vous savez que la
commission du Conseil national réunie à Vevey sous
la présidence de M. Gaudard se prononça à une grosse
majorité contre le projet. Il fallut donc chercher dans
une autre direction.

M. Milliet fit une nouvelle étude et en 1920 il
remit au Conseil fédéral un nouveau projet d'impôt
intérieur sur le tabac.

Comme la situation financière, en 1920, était
difficile, le moment paraissait venu de sortir de la
période de la théorie. Nous avons proposé au Conseil
fédéral de tripler les taxes sur le tabac perçues à la
frontière. C'était une taxe assez rudimentaire : 25 fr.
par 100 kilos, sans distinction des qualités fines ou
ordinaires, soit environ le 5 % de ce que les autres
pays prélevaient sur les qualités les moins imposées.
Nous pouvions' donc hardiment proposer de tripler
les taxes. Le rendement s'éleva ainsi à 9 millions
environ.

Amenés à chercher une solution pratique simple,
lucrative, peu coûteuse de l'imposition à la frontière,
nous avons examiné ensuite si l'on ne pourrait pas
introduire un impôt progressif.

Nous avons pensé qu'il fallait faire une différence
entre les qualités ordinaires et fines et, au fond, l'ex-
périence a démontré que cela était parfaitement pos-
sible. Nous avons établi trois groupes de tabac:
les qualités ordinaires, les qualités moyennes et les
qualités fines et leur avons appliqué un taux progressif.

Les études des différents experts avaient encore
attiré notre attention sur un autre point. Partout la
cigarette est imposée beaucoup plus que le cigare et
le tabac pour la pipe. Nous nous sommes demandé
s'il ne convenait pas de tenir compte, au moins dans
une certaine mesure, de cet exemple de frapper par
conséquent un peu plus la cigarette, d'introduire
en d'autres termes, dans le cadre de l'imposition à
la frontière, un taux, non seulement progressif, mais
aussi différentiel.

Le système proposé comprenait trois groupes:
les qualités ordinaires, les qualités moyennes et les
qualités fines, et, en outre, une différenciation entre
tabacs affectés aux cigares ou à la pipe ou à la fabri-
cation de la cigarette. Cette solution devait nous rap-
porter, non pas 9 ou 10 ou 15 millions au maximum,
comme le portaient des projets beaucoup plus com-
pliqués, mais une somme très supérieure^ avec une
méthode de perception beaucoup plus simple.

Les fabricants furent convoqués. A l'origine, ils
se sont opposés au taux différentiel, pour les raisons
invoquées tout à l'heure par l'honorable M. Stein-
metz. Ils ont souligné notamment le caractère diffi-
cile et même tracassier d'un contrôle exercé dans les
fabriques sur l'utilisation des tabacs qui auraient
fait, à l'occasion du dédouanement, l'objet d'une décla-
ration formelle précisant qu'ils étaient destinés à la
coupe ou au cigare. Les fabricants craignaient que ce
système ne devînt inquisitorial et, par conséquent,
fort désagréable. Ils s'y sont résignés après beaucoup
d'hésitation. Mais l'expérience a démontré qu'il
ne comporte, en réalité, dans l'application qui en
est faite, aucune difficulté insurmontable.

J'ai constaté avec une très grande satisfaction,
lorsque le projet actuel a été soumis aux fabricants,
que tous, sans exception, ont reconnu qu'ils s'étaient
trompés au début, en exprimant des craintes exces-
sives, et se sont déclarés prêts à ce que ce système
qui, maintenant, avait fait ses preuves, soit fixé'
dans la loi.

Nous vous proposons en effet aujourd'hui un
système qui. dans ses grandes lignes, ne signifie pas
autre chose que la cristallisation de la méthode déjà
appliquée depuis six à sept ans. Ce système a produit
le rendement cherché.

Et cependant les tabacs, tant pour le cigare et
la cigarette que pour la pipe, restent encore meilleur
marché chez nous que dans tous les autres Etats.
Nous constatons avec plaisir que les différentes
majorations décidées n'ont pas eu comme conséquence
un renchérissement de l'article pour fumeurs. Elles
ont coïncidé, fort heureusement, je dois le dire,
avec une réduction du prix des matières premières.
Nous ne nous engageons pas dans une aventure fis-
cale. Nous proposons simplement, je le répète, la
cristallisation d'un système qui a fait jusqu'ici,
on peut le dire, brillamment ses preuves.

Toutefois,, nous ajoutons un impôt nouveau,
l'impôt intérieur sur la cigarette. Au Conseil des
Etats, dans la dernière session, l'honorable M. Evé-
quoz, en un discours fort bien tourné, s'est élevé,
d'une façon générale, contre le système proposé.
Il a invoqué les arguments qui ont été exposés tout
à l'heure par M. Steinmetz. Il en a même esquissé
quelques autres, sur lesquels je veux très rapidement
revenir.

M. Evéquoz nous disait, et M. König l'a répété
tout à'l'heure: «Au fond, il n'y a pas de majoration
sur les cigares ni sur le tabac pour la pipe; toute
la majoration porte sur la cigarette; cela n'est pas
juste; on aurait dû majorer, au moins dans une cer-
taine mesure, les tabacs destinés à la fabrication du
cigare et à la coupe, afin'de ne pas devoir charger
autant la cigarette. L'impôt sur la cigarette est
écrasant, et la taxe sur les autres articles, très mi-
nime. »

Messieurs, ce sont des arguments d'ordre éco-
nomique qui nous ont empêché de majorer les taxes
sur les tabacs destinés à la fabrication du cigare.
M. König l'a déjà dit. J'y reviens. La fabrication
de la cigarette n'est pas très intéressante au point
de vue main-d'œuvre. J'évalue la consommation
suisse à 1,500,000,000 cigarettes par année. La
machine moderne perfectionnée arrive à fabriquer
60,000 cigarettes à l'heure, donc un demi-million
de cigarettes par jour, soit 150 millions de cigarettes
par an. 10 machines tout à fait modernes suffisent
ainsi à couvrir les besoins en cigarettes du peuple
suisse. Or, pour surveiller et assurer le service d'une
machine, il suffit d'une ou deux personnes, tandis que
les ouvriers ou les ouvrières les plus habiles n'arrivent
pas à faire plus de 500 cigares par jour. On voit ainsi
que la fabrication de la cigarette, au point de vue
occasion de travail, est d'une importance économique
beaucoup moins considérable que l'industrie du cigare.

En outre, il faut tenir compte de la perte résul-
tant du déchet dans la fabrication du cigare. On peut
l'évaluer à environ 30 % p de la matière brute, qui
est frappée du droit de douane dans sa totalité.
En revanche, sur le tabac pour la cigarette, la perte
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atteint environ le 5 %. Il faut donc ajouter à peu près
un tiers à la taxe perçue sur le poids brut à la frontière
pour avoir l'exacte quotité de l'imposition sur le
cigare, soit sur le tabac qui rentre effectivement dans
sa fabrication.

Nous avons examiné la situation des fabricants
de cigares, tant en Suisse allemande qu'en Suisse
romande. Ces industriels sont venus d'ailleurs nous
l'exposer eux-mêmes. Ils nous ont déclaré nettement:
« Vous êtes à la limite extrême du possible. » Cet
argument d'ordre économique a joué un rôle déter-
minant dans la discrimination des taux que nous
avons réservés à la cigarette et aux cigares, et bien
qu'il ne soit pas d'ordre fiscal, je crois qu'il n'était
point négligeable.

En ce qui concerne les cigarettes, M. Evéquoz,
et après lui M. Steinmetz, nous ont tenu ce langage:
«Pourquoi vous embarrassez-vous d'un impôt sur
la cigarette? Contentez-vous de votre système
de dédouanement, majorez plus ou moins à la fron-
tière les taux prévus pour les tabacs destinés à la
fabrication de la cigarette; si vous trouvez que les
taxes de 680, 1000 et 1200 fr. par 100 kilos ne sont
pas suffisantes, augmentez-les de 50 %. » Loin de moi
la pensée de faire un reproche à MM.. Evéquoz et
Steinmetz d'avoir eu cette idée et de l'avoir exposée
ici. Je dois dire que je l'avais eue avant eux.

Je l'ai fait examiner par la direction générale
des douanes. Je ne conteste point que la solution
de M. Steinmetz ne soit beaucoup plus simple que
celle que nous présentons. Malheureusement, l'étude
qui a été faite du système que nous avions d'abord
l'intention de proposer au Conseil fédéral a démontré
qu'il se heurte en réalité à des difficultés d'ordre pra-
tique et d'ordre économique que nous n'avons pas
pu résoudre. M. Steinmetz sait que, comme lui, je
désire les solutions simples en matière fiscale« Pour-
quoi chercher le compliqué si on peut obtenir le même
résultat avec des méthodes simples? Elles sont
meilleur marché que les méthodes compliquées et
leur coefficient de rendement est meilleur.

Les grosses fabriques auraient pu accepter notre
système; par contre un tel système donnerait le coup
de grâce aux fabricants de petite et moyenne pro-
duction. Aussi ont-ils protesté contre un relèvement
du taux dans les proportions nécessaires.

Leur premier argument peut s'énoncer ainsi: Si
vous augmentez les taxes à la frontière de 50 ou de
100 %, nous serons obligés de payer le double des droits
d'entrée actuels; au lieu de payer 610 fr. sur 100
kilos de tabac dédouané pour la cigarette ordinaire,
nous devrons payer 1300 fr. ; pour les tabacs fins
1700 fr. au lieu de 1200 fr. Cette charge est trop lourde
pour que nous la payions dès le moment du dédouane-
ment. Nous sommes prêts à payer à la frontière à
peu près la moitié de ce que vous voulez nous prendre,
mais il faut nous permettre de nous acquitter du
reste seulement au moment où nous vendons la ciga-
rette. »

Les brasseurs nous avaient fait la même objection
il y a quelques années. « Si vous prenez des taxes
élevées sur le malt, disaient-ils, nous devons faire
une avance considérable au fisc; les intérêts inter-
calaires s'ajoutent au capital. »

Le second argument, c'est le contrôle. L'honorable
M. Steinmetz, et moi avec lui, nous avons peur
d'un contrôle tracassier. Le peuple suisse, aussi

bien le consommateur que le fabricant, ne l'aime pas.
La raison pour laquelle je me suis, en fin de compte,
résigné à renoncer au système qui a votre préférence
et aussi la mienne, c'est qu'il aurait nécessité l'intro-
duction d'un taux différentiel allant de 300 à 1300 fr.
sur les mêmes qualités, suivant qu'il s'agit de tabac
affecté à la coupe ou à la fabrication des cigarettes.
Cela aurait.exigé dans les usines un contrôle journalier.
Or, il ne faut pas exposer le contribuable à des ten-
tations trop grandes. Si, dans la même fabrique,
on fait la coupe et la cigarette (il y a un certain
nombre de fabriques qui font les deux articles), on
introduirait du tabac qui a payé 300 fr. et du tabac
de même qualité qui a payé 1300 fr. Le danger de la
confusion voulue est très grand. Si nous adoptons
un taux différentiel • très accentué, nous devons,
de l'avis du directeur général des douanes, faire ce
qu'on a fait dans certains Etats: introduire un con-
trôleur permanent dans les usines. C'est lui qui
ouvrirait la fabrique le matin et la fermerait le soir,
parce qu'il se dirait: « Je veux sortir le dernier d'ici;
j'ai de bonnes raisons pour ne laisser personne. »

Ce système de contrôle, fatalement tracassier,
se heurterait dans la pratique à une opposition
considérable; et c'est la raison pour laquelle nous
n'avons pas pu nous rallier à cette solution et sommes
arrivés à proposer le système que vous connaissez:
l'introduction d'un impôt intérieur sur la fabrication.

Il n'y a de difficulté à craindre ni au point de vue
technique, ni au point de vue contrôle. Si nous
avions pu nous arrêter là, tout aurait été pour le
mieux dans le meilleur des mondes; malheureuse-
ment, une autre difficulté est intervenue.

M. le président ne m'en voudra pas si, en quelques
mots, je fais la genèse de cette garantie de prix qui
me Semble être, en réalité, la seule disposition sur
laquelle nous ayons de la peine à nous entendre.

Ce n'est pas nous qui avons proposé cette garantie
de prix. Lorsque je l'ai vue venir, j'ai eu peur. J'ai
dit: «Voilà une disposition sur laquelle nous aurons
de la peine à faire l'unanimité dans ce Conseil et qui,
si le referendum est demandé, pourrait, devant le
peuple, fournir aux adversaires du projet des argu-
ments extrêmement dangereux. »

Qui a demandé cette garantie de prix ? Ce ne sont
pas les fabricants; ceux-ci auraient • plutôt désiré
en faire abstraction: Elle a été demandée, à tort ou
à raison, par les détaillants. Personnellement, je suis
convaincu qu'elle n'aura pas l'efficacité qu'ils en
espèrent, même si nous faisons le contrôle de la façon
la plus stricte.

En quoi consiste cette garantie de prix? Elle
signifie que le prix faisant règle pour le fisc est le
même que celui qui fera règle pour le consommateur.
Au moment où l'on fait la cigarette, on inscrit son
prix de vente sur le tube. C'est sur ce prix que le fisc
prélèvera l'impôt. A première vue, et même si'l'on
y réfléchit davantage, il n'y a pas de raison de faire
deux prix, l'un pour le fisc et l'autre pour le consom-
mateur; le prix qui fait règle pour l'un doit faire règle
pour l'autre. Il sera fixé librement par les fabricants
et par conséquent,la concurrence subsistera.

Mais il y a eu un autre argument qui paraît être
décisif. Au moment où le détaillant achète ses ciga-
rettes, il doit payer la contre-valeur de la cigarette,
y compris l'impôt, et cet impôt est très élevé. «Au
fond, disent dès lors les détaillants, nous devenons
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en quelque sorte des percepteurs fiscaux. Nous payons
par avance l'impôt dû par le .-consommateur. Nous
voulons bien faire cette avance, mais il est équitable
que le fisc, qui nous y oblige, nous garantisse contre
le risque de perdre cette somme. »

Devant cet argument, je me suis incliné. C'est
d'une question de justice qu'il s'agit. Je sais que la
garantie de prix a trouvé dans l'opinion publique un
accueil peu enthousiaste. Je suis en présence de deux
groupes opposés. Vous avez entendu M. le conseiller
national Schmid dire : « Notre groupe agraire est
contre cette garantie de prix; si cette mesure est prise,
votre projet risque d'être soumis à la redoutable
épreuve du referendum et, devant le peuple, le projet
sera rejeté. »

D'un autre côté, vous avez entendu le président
de la commission, qui est en même temps le tout
puissant président d'une association suisse qui groupe
un grand nombre de détaillants: l'Union des arts et
métiers. Les détaillants nous disent : Si vous ne donnez
pas la garantie de prix, nous ne pourrons pas accepter
le projet, parce qu'il nous imposerait des risques que
nous ne pouvons pas courir.

Il faut choisir entre ces deux groupes. Je me déter-
mine pour la garantie de prix, non parce que les troupes
qui sont derrière le général Tschumi sont plus consi-
dérables que celles qui suivent le général Schmid,
mais parce qu'il y a en faveur de cette garantie de
prix un argument d'équité que vous devez accepter.
Nous n'avons pas le droit d'exposer celui qui nous
fait l'avance du paiement de l'impôt à ne pas le
recouvrer sur le consommateur.

Les Allemands se sont trouvés en présence de la
même situation. La garantie de prix fut introduite
en 1919. Puis, en 1925, sous la pression de gens qui
invoquaient les mêmes arguments que M. Steinmetz
et M. Schmid, la loi fut modifiée en ce sens qu'il
fut permis de vendre au-dessous du prix déclaré.
Au bout de quelque temps on a constaté que le gâ-
chage avait ruiné un grand nombre de petits détail-
lants et que le fisc allemand avait perdu des sommes
considérables. On a été alors obligé de reprendre
les dispositions que l'on avait écartées à l'origine.

C'est en considération ide ces faits que je crois
devoir accepter la garantie de prix. Depuis^,60 ans,
on cherche une solution. Je crois que nous l'avons
trouvée. Notre projet, dans sa majeure partie, a déjà
subi la preuve de l'expérience. Reste cette innova-
tion qui fait peur à quelques-uns : la garantie des prix.
Je crois que nous devons l'accepter aussi. J'espère
que le referendum ne sera pas demandé, car je suis
certain que s'il est demandé, nous aurons beaucoup
de difficulté à faire accepter par le peuple cet impôt
sur la cigarette et le cigare. Dans les autres pays,
où le"'peuple n'est pas appelé à se prononcer, c'est
plus facile, mais dans une démocratie, où l'ensemble
des fumeurs devrait être appelé à décider que doré-
navant le cigare et la cigarette coûteraient un peu
plus cher, un effort considérable serait nécessaire.

Je vous prie donc de vous rallier à la proposition
du Conseil fédéral. Nous examinerons de nouveau
cet art. 19 quand la discussion par article nous aura
conduits jusque-là.

A b s t i m m u n g . — Voie.

Für den Antrag der Kommission Mehrheit
Für den Antrag Steinmetz-Welti Minderheit

Titel vnd Ingreß.

Antrag der Kommission. 0
Zustimmung zum Beschluß des Ständerates.

Titre et préambule.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Angenommen. — Adoptés.

Art. 1.

Antrag der Kommission.
Die fiskalische Belastung des Tabaks erfolgt durch

Erhebung
Lit. a und b : Zustimmung zum Beschluß des

Ständerats.

Proposition de la commission.
Il est perçu, au titre d'impôt sur le tabac:
Pour les lettres a et b adhérer à la décision du

Conseil des Etats.
•

Tschumi, Berichterstatter : Gestatten Sie in erster
Linie zu bemerken, daß sowohl die ständerätlichen
als auch die .Abänderungsanträge der nationalrät-
lichen Kommission nur ganz unbedeutende materielle
Abweichungen vom bundesrätlichen Entwurf ent-
halten. Es handelt sich fast durchweg um formelle
Aenderungen, mit denen sich der Rat wohl ohne
weiteres einverstanden erklären kann. Wo Strei-
chungen einzelner Artikelabschnitte erfolgt sind,
handelt es sich jeweilen um eine andere Einordnung
des Stoffes.

Der erste Artikel ist so ziemlich der wichtigste
des ganzen Gesetzes. Er bestimmt das System der
Besteuerung des Tabaks, und wie ich Ihnen schon
in der Eintretensfrage auseinandergesetzt habe, han-
delt es sich um das sogenannte « Schweizersystem »,
das auf dem Grundsatze der differentiellen Zölle
beruht. Der Zollansatz bemißt sich nach der Qualität
des Tabaks, d. h. der Tabaksorte, und nach seiner
Verwendungsart. Den höchsten Zollansätzen unter-
liegen die Tabake zur Zigarettenfabrikation, während
sich die Pfeifen- und Zigarrentabake in bescheidenen
Grenzen halten.

Das Schweizersystem, wie es zurzeit in Anwendung
steht, wurde durch Bundesbeschluß vom 4. April
1924 eingeführt. Es hat sich als außerordentlich
entwicklungsfähig erwiesen, dürfte nun aber wohl
beim Maximum seiner Fiskalleistung angelangt sein.
Darin lag der Grund, daß man eine weitere Einnahme
aus dem Tabak nicht weiter in einem nochmaligen
Aufbau der Grenzzölle, sondern in einer besonderen
Zigarettensteuer suchte. "~

Ich habe ebenfalls schon in der Eintretensdebatte
dkrgetan, daß bei einer weiteren Zollbelastung, aus
welcher 8—10 'Millionen Franken herausgebracht
werden müssen, die Zollansätze so stark auseinander-,
gehen würden, daß man es kaum mehr verstehen
könnte. Auch würde durch die große Kapital-
investition in den Zöllen namentlich den finanziell
weniger starken Fabrikanten der Betrieb unnötiger-
weise erschwert.
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Zum vornherein soll festgestellt werden, daß
die Fabrikanten mit dem in Art. l festgelegten
Steuersystem* einverstanden sind. Ueber den Inhalt
der beiden Abschnitte habe ich mich schon in der
Eintretensfrage ausgesprochen und will nun Ge-
sagtes nicht wiederholen. Vor allem möchte ich auch
nicht unnötigerweise den Inhalt der einzelnen Artikel
in der Ausführlichkeit entwickeln, wie es im Stände-
rate geschah, wo es sich empfehlen mußte.

Unnötig findet die nationalrätliche Kommission
den vom Ständerat angenommenen -Eingang zum
Art. 1. Er ist eine Wiederholung der Ziff. 6 des
Art. 34quater der Bundesverfassung, der lautet:
«Vom 1. Januar 1926 an leistet der Bund einen Bei-
trag in der Höhe der gesamten Einnahmen aus der
fiskalischen Belastung des Tabaks an die Alters-
und Hinterlassenenversicherung. >> Gleichsam in Aus-
führung dieses Artikels ist es ganz natürlich und
logisch, einfach zu sagen: Die fiskalische Belastung
des Tabaks erfolgt usw. oder auch nur die « Be-
lastung ». Das mag dann die Redaktionskommission
noch bestimmen.

Mit dieser Abänderung empfiehlt Ihnen die Kom-
mission Zustimmung zum Ständerat.

t

M. Jobin, rapporteur: Les modifications adoptées
par le Conseil des Etats et la commission de notre
Conseil ne touchent pas le fond du projet du Conseil
fédéral.

Cet article prévoit l'imposition du tabac sous les
deux formes suivantes:

1° un droit d'entrée sur les tabacs manufacturés
ainsi que sur les tabacs en feuilles et déchets de fabri-
cation destinés à la fabrication des cigares, à la
préparation de tabac pour la pipe, à mâcher et à
priser, et

2° un droit d'entrée sur les tabacs en feuilles et
les déchets destinés à la fabrication de cigarettes,
complété par l'impôt de fabrication sur toutes les
cigarettes préparées industriellement en Suisse.

Tandis que les droits sur les tabacs de la première
catégorie continueront à être déterminés et prélevés
à l'entrée en Suisse du tabac brut ou lors de sa mise
en œuvre, la perception des taxes fiscales frappant
la cigarette comportera deux opérations distinctes:
le dédouanement d'importation qui se fera de la
même manière qu'actuellement lors de l'entrée en
Suisse dès-feuilles de tabac ou de leur mise en œuvre
et la fixation du montant de l'impôt de fabrication
dont le versement ne sera exigible qu'un certain
temps après la fabrication des cigarettes.

D'après ce système, le versement des taxes est
réparti sur un certain laps 'de temps, ce qui est à
l'avantage des fabricants. La commission vous pro-
pose d'adhérer au Conseil des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 2.

Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

Proposition de la commission.

Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 2 behandelt die
Grundlagen der Zollerhebung. Die Zollansätze richten
sich nach dem zum Gesetze gehörenden Tarif, der
in den Nummern 2—7 (Seite 85 der Botschaft) ein-
zelne typische Sorten von Rohtabaken aufzählt.
Die bundesrätliche Vollziehungsverordnung, die in
Ziff. 2 des Artikels vorgesehen ist, wird in Anlehnung
an die heute geltende Ordnung die Rohtabaksorten
erschöpfend aufzählen, wie sie den einzelnen Tarif-
nummern zugewiesen werden. Es wird dies der Fall
sein für die zur Herstellung von Zigarren und Ziga-
retten bestimmten Rohtabake. Für die zur Herstel-
lung von Pfeifentabak, Kau- und Schnupftabak be-
stimmten Rohtabake erübrigt sich eine besondere
Aufzählung, weil für diese Tabake eine einzige Tarif-
nummer vorgesehen ist.

Wie Sie sehen, schlägt der Ständerat im Eingang
der Ziff. 2 eine kleine redaktionelle Aenderung vor,
ohne dieselbe auch in ändern Artikeln zu berücksich-
tigen. Ihre Kommission holte diese Unterlassung nach ;
ich trete darauf nicht weitere ein.

' Wir beantragen Zustimmung zum Ständerat.

M. Jobin, rapporteur: Art. 2, base de perception
des droits de douane.

A l'importation, l'acquittement des droits sur les
tabacs en feuilles aux taux réduits des numéros 2 à 7
du tarif qui fait suite au projet ainsi que sur les dé-
chets de fabrication prévus aux rubriques 8 à 11,
est délivré par les bureaux que la direction générale
des douanes désigne à cet effet et dont la liste est
publiée officiellement.

En revanche, l'acquit des droits à l'importation
des tabacs en feuilles d'après le n° 1 du tarif et des
tabacs manufacturés d'après les nos 12 à 19 peut
être délivrée par tous les bureaux de douane.

Nous vous proposons d'adhérer au texte du Conseil
des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 3.

Antrag der Kommission.4
1 Die Verzollung des Rohtabaks zu den ermäßigten

Ansätzen des zu diesem Gesetz gehörenden Tarifs
wird nur gegen Hinterlegung einer Verwendungs-
verpflichtung (Art. 18 des Zollgesetzes) gestattet.
Die Verwendungsverpflichtung (Revers) umfaßt auch
die Einhaltung der Vorschriften über den Handel mit
Rohtabak und über die Herstellung von Tabak-
fabrikaten und den Handel mit solchen (Art. 18—21).
Der Aussteller des Reverses hat überdies eine genü-
gende Sicherheit in den durch Art. 66—72 des Zoll-
gesetzes vorgesehenen Formen zu leisten. Form und
Inhalt des Reverses sowie Art und Höhe der Sicher-
heitsleistung werden durch die Oberzolldirektion
festgesetzt. Die Sicherheit haftet auch für alle in-
folge Uebertretung des vorliegenden Gesetzes oder
der Zollgesetzgebung geschuldeten Bußen und Kosten,
sowie für die Zigarettensteuer (Art. 13, 24—30).

2 Für Abfälle aus der Verarbeitung der mit Zoll-
begünstigung eingeführten Tabakblätter in der ein-
heimischen Zigarrenindustrie können je nach der
Verwendungsart Zollnachzahlungen gefordert wer-
den. Voraussetzungen und Höhe dieser Nachzah-
lungen sind in den Vorbemerkungen des zu diesem
Gesetz "gehörenden Tarifs (Ziff. IV) umschrieben.
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Proposition de la commission. '
1 L'acquittement de tabacs bruts aux taux réduits

des numéros 2 à 7 du tarif afférant à la présente loi
n'est autorisé que moyennant dépôt d'une déclaration
de garantie quant à l'emploi de la marchandise (art. 18
de la loi sur les douanes). L'engagement requis
(revers) implique également la stricte observation
des prescriptions concernant le commerce du tabac
brut, la fabrication et le commerce des tabacs manu-
facturés (art. 18 à 21). L'auteur de la déclaration
est tenu de fournir en outre des sûretés suffisantes,
dans les formes prévues aux art. 66 à 72 de la loi
sur les douanes. La forme et le contenu de la décla-
ration, ainsi que la nature et le montant des sûretés
à exiger, sont fixés par la direction générale des
douanes. Les sûretés garantissent également le paie-
ment des amendes et frais encourus pour contraven-
tions à la présente loi ou à la législation douanière,
ainsi que le paiement de l'impôt sur les cigarettes
(art. 13, 24 à 30).

2 Les déchets provenant de la mise en œuvre,
dans l'industrie suisse du cigare, de tabacs en feuilles
importés aux taux réduits, peuvent être soumis à
un droit supplémentaire qui varie selon le genre de
leur emploi. Les remarques préliminaires sur le tarif
afférant à la présente loi précisent, sous chiffre. JV,
les conditions d'application et le taux de ce droit
supplémentaire.

Tschumi, Berichterstatter : Der Art. 3 ist ebenfalls
von großer Bedeutung; er handelt von der Verwen-
dungsverpflichtung, dem Generalrevers, wie das
Gesetz sagt, den der Empfänger des Tabaks betref-
fend dessen Verwendung ausstellen muß. Denn da-
nach bemißt sich neben der Qualitätsberücksichti-
gung der Zollansatz. Der Aussteller des Reverses
verpflichtet sich damit gegenüber der Zollverwal-
tung, den Rohtabak nur dem angegebenen Zweck
gemäß zu verwenden. Es handelt sich hier nicht um
eine der Tabakbesteuerung eigene, sondern um eine
allgemeine Maßnahme des Zollrechts nach Art. 18
des Zollgesetzes und Art. 40 der zugehörigen Voll-
ziehungsverordnung. Bei Widerhandlung würde er
straffällig. Die Strafandrohung ist gleich in Ziff. 2
des Artikels aufgenommen, wird aber hier gestrichen
und in den Strartikel 24 verwiesen, wo sie logischer-
weise hingehört.

Verschiedene Tabake können nach Belieben ver-
wendet werden, als Zigaretten-, Pfeifen- oder Zigarren-
tabak. Als Zigarrentabak zahlen sie einen Zoll von
225 oder 285 Fr., evt. auch nur 175 Fr., als Zigaretten-
tabak 780 Fr. Daraus ergibt sich, daß eine genaue
Kontrolle über die Art der Tabakverwendung ge-
führt werden muß. Wenn ein Fabrikant einen bil-
liger verzollten Tabak an Stelle eines teurer zu ver-
zollenden verwenden will, hat er eine Nachzahlung
zu leisten, im urngekehrten Falle hat er Anspruch
auf eine Zollrückvergütung. Solche Aenderungen
werden von der Oberzolldirektion erledigt.

Die -Verwendungsverpflichtung behält ihre Gül-
tigkeit, bis sie entweder vom Fabrikanten oder von
der Zollverwaltung widerrufen wird. Gleichzeitig
mit der Verwendungsverpflichtung hat der Bezüger
des Tabaks für den mittleren -Jahresverbrauch in
seinem Betriebe Zahlungssicherheit zu leisten, ent-
weder durch Bürgschaft oder Hinterlage von Wert-
schriften.

Unwillkürlich gelangt man zu der Frage, ob die
Durchführung der Kontrollvorschriften und der
Zahlungsmodalitäten nicht Schwierigkeiten aller Art
mit sich bringen könnten. Man darf sie auf Grund
der bisherigen Erfahrungen unbedenklich verneinen.
Die Tabakfabrikanten, die sich den Vorschriften
unterwerfen müssen, erklären sich damit einver-
standen. Ueberhaupt hat das Schweizersystem nun
all die Zeit seiner Anwendung nicht zu Friktionen
oder Schikanen geführt.

Noch eine Bemerkung über den dritten Abschnitt
dieses Artikels. Bei der Zigarrenfabrikation ergeben
sich Abfälle verschiedener Art, wie Rippen, Ab-
schnitte, Bruch usf. Bis zu einer gewissen Höchst-
menge dürfen diese Abfälle zur Fabrikation von
Pfeifentabak verwendet werden. Werden sie aber als
Zigarettentabak verwendet, so unterliegen sie einer
Zollnachzahlung gemäß dem zu dem Gesetze gehö-
renden Tarif.

Ich empfehle Ihnen namens der Kommission
Zustimmung zum Ständerat unter Berücksichtigung
der kleinen redaktionellen Abänderungen.

M. Jobin, rapporteur: Le dédouanement aux taux
réduits des nos -2 à .7 du tarif est lié à la condition
du dépôt, par le fabricant, à la direction générale des
douanes d'une déclaration de garantie aux termes de
laquelle l'intéressé prend envers l'administration
divers engagements quant au commerce des tabacs
bruts, des déchets de ceux-ci, et l'emploi des tabacs
en feuilles, conformément aux indications contenues
dans la déclaration d'importation. Le fabricant s'en-
gage notamment à mettre les livres prescrits à la dis-
position de la direction générale des douanes pour
contrôler la mise en œuvre des tabacs.

La déclaration demeure valable tant qu'elle n'est
pas retirée soit par le fabricant, soit par l'adminis-
tration des douanes.

Le fabricant doit fournir en outre des sûretés
proportionnées à la quantité de tabac employée en
moyenne par année dans son exploitation, au moyen
d'un cautionnement ou d'un dépôt de papiers-
valeur. Ces sûretés garantissent le . paiement des
créances douanières découlant éventuellement de la
non-observation des engagements pris, en ce qui
concerne l'emploi du tabac.

Il pourrait arriver en effet que du tabac déclaré
et dédouané comme destiné à la fabrication des
cigares soit employé à la préparation du tabac pour
la pipe, ou que le tabac ayant payé le droit pour la
pipe serve à la fabrication des cigarettes, sans que
la direction générale des douanes soit avisée du change-
ment et sans que la différence des droits d'entrée
plus élevé pour le tabac destiné à la pipe que pour
le cigare et pour la cigarette que pour la pipe, ait
été acquittée.

Les sûretés garantissent également le paiement des
droits de douane pour lesquelles un délai de verse-
ment (de 90 jours) est accordé ainsi que la rentrée
de l'impôt sur la cigarette en tant qu'il s'agit du tabac
destiné à cette fabrication.

La fabrication des cigares laisse des déchets: les
côtes, rognures de feuilles, brisures, rognures de
cigares qui, employés dans la préparation du tabac
pour la pipe, et dans certaines limites peuvent être
exemptés du droit; mais le droit supplémentaire prévu
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au tarif est dû lorsque ces déchets entrent dans la
composition de la cigarette.

Comme vous le voyez, le deuxième alinéa de l'art. 3
est renvoyé à l'art. 24.

Nous vous proposons l'adhésion au texte du Con-
seil des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 4.

Antrag der Kommission.
1 Der Zoll auf Rohtabak der Nummern l bis 7

des zu diesem Gesetz gehörenden Tarifs wird nach
dem Eigengewicht, der Zoll auf Waren der übrigen
Tarifnummern nach dem Bruttogewicht berechnet.

Rest: Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

Proposition de la commission.
1 Le droit d'entrée se calcule sur la base du poids

effectif pour les tabacs bruts rentrant dans les numéros
1 à 7 du tarif afférent à la présente loi, et sur la base
du poids brut pour les autres numéros du tarif.

Chiffres 2 et 3. Adhérer à la décision du Conseil
des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Es darf als allgemein
bekannt vorausgesetzt werden, daß der schweize-
rische Zolltarif auf dem System der Bruttoverzollung
beruht. Schon bei der Festsetzung der Zollansätze
wird jeweilen dem Umstände Rechnung getragen,
daß die Verpackung den gleichen Zoll bezahlt wie
der Inhalt. Aus leicht verständlichem Grunde
suchen die Importeure die Zollbelastung dadurch zu
vermindern, daß sie eine möglichst leichte Verpak-
kung wählen. Am besten ist das beim Bezüge ganzer
Wagenladungen möglich. Der Großbezüger ist darum
in der Lage, die Waren zum Nettogewicht herein-
zubringen, während der Kleinbezüger den Zoll auf
dem Bruttogewicht zu entrichten hat, was eine Un-
gleichbehandlung und damit eine Ungerechtigkeit,
bedeuten würde. Um sie auszuschalten, hat der
Bundesrat auf Grund von Art. 8 des Zolltarifgesetzes
die sogenannte Taraverordnung vom 24. August
1926 erlassen, deren Vorschriften für solche Fälle
maßgebend sind. In dieser Taraverordnung wird
u. a. für die einzelnen Warengattungen die Minimal-
tara in Prozenten des Nettogewichts festgesetzt. Sen-
dungen, die diese Minimaltara nicht erreichen, können
mit den in Art. 7 der in Rede stehenden Verordnung
festgelegten Tarazuschläge belastet werden. Dieses
Vorgehen ist außerordentlich kommod; denn die
allgemeine Verzollung nach dem Nettogewicht würde
ein Auspacken aller Waren nötig machen, womit
•Beschädigungen derselben und Verzögerungen in der
Weiterexpedition nicht zu vermeiden wären.

Für Rohtabake gelten nun besondere Verhält-
nisse. Die amerikanischen Sorten (Kentucky, Vir-
ginia, Maryland, Burley usf.) pflegen in schwerer
Verpackung versandt zu werden, die eine Tara von
12—14 % erreicht. Mit Rücksicht auf die bestehende
Bruttoverzollung und die auf Rohtabaken,lastenden

hohen Zollansätze wurden nun bereits unter der
Herrschaft des gegenwärtigen Tabakzollsystems er-
leichternde Bestimmungen für in Faßpackung zur
Verzollung gelangende Tabake eingeräumt. Es wurde
verfügt, daß bei Fässern, bei denen die Tara mehr als
10 % des Bruttogewichtes ausmacht, ein Abzug von
10 % vom Bruttogewicht gestattet wird. Stellte
sich die Tara auf weniger als 10 % des Brutto-
gewichtes, so wude als Tara l % zum ausgewiesenen
Nettogewicht geschlagen.

Um Frachtspesen und Zölle nach Möglichkeit zu
reduzieren, wurden auf Anordnung der Tabakfabri-
kanten die Tabaksendungen in den europäischen
Häfen der schweren Faßverpackung entledigt und
der meist in Zylinderform festgepreßte Rohtabak
in Packleinwand eingenäht. Diese Verpackung wurde
von der Zollverwaltung toleriert, um so mehr, als auch
feinere Orienttabake in ähnlicher Verpackung gelie-
fert werden. Allein diese Umpackung bringt aller-
hand Nachteile mit sich, ^o daß .die Industrie mit
Recht Nettoverzollung beanspruchen durfte. Diesem
Begehren ist nun in Art. 4, Abs. l, entsprochen.

Der zweite Absatz des Art. 4 soll gegen Miß-
bräuche der in Abs. l gewährten Nettoverzollung
schützen. Es ist besonders zu betonen, daß nur die
Tabake der Tarifnummern l—7 nach dem Netto-
gewicht verzollt werden, während für die Waren der
übrigen Tarifnummern das allgemeine System der
Bruttoverzollung zur Anwendung kommt. Bei den
letztgenannten Tarifnummern wäre öfters eine Fest-
stellung des Nettogewichts gar nicht möglich. Sollte
auch die Nettoverzollung eingeführt werden, so
müßten die Zollansätze entsprechend erhöht werden.
Um Härten zu vermeiden, wird eine Ausnahme vom
System der Bruttoverzollung gemacht für Zigarren,
deren Originalverpackung in Glaspokalen oder kera-
mischen Gefäßen besteht.

Der vierte Absatz des Artikels endlich stellt eine
Schutzbestimmung gegen Mißbräuche dar. Der
fünfte Abschnitt wird gestrichen und in Art. 35,
Abs. 2 a, untergebracht.

Wir empfehlen Ihnen auch bei diesem Artikel
unter Berücksichtigung der kleinen redaktionellen
Aenderung Zustimmung zum Ständerat.

M. Jobin, rapporteur: D'une manière générale,
la loi sur le tarif des douanes prévoit l'acquittement
d'après le poids brut. Eu égard aux droits élevés
sur les tabacs en feuilles et les emballages lourds
qu'ils nécessitent, le projet admet le dédouanement
d'après le poids net. L'ordonnance sur la tare, du
Conseil fédéral, en date du 24 août 1926, détermine
la portée des termes « poids brut, tare, poids net et
poids effectif » des envois de tabac sous toutes ses
formes. En tant que le calcul des droits d'entrée
se fait sur la base du poids effectif — nos 1 à 7 du
tarif — le déclarant doit établir l'exactitude du poids
effectif. Les attestations des sortes de tabac émanant
de légations et de consulats suisses sont acceptées
comme pièces probantes; l'administration se réserve
le droit de vérifier-les poids.

Le projet prévoit aussi des allégements pour les
tabacs manufacturés soumis à l'acquittement d'après
le poids brut, notamment pour les cigares importés
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dans des bocaux de verre ou des récipients en matière
céramique, comme c'est le cas pour ceux de la Havane
et du Brésil; le^ droits peuvent être versés aux bureaux
autorisés à cet effet, sur la base du poids effectif
ou constaté officiellement, poids auquel 's'ajoute la
tare additionnelle. Dans ce cas, le matériel d'embal-
lage est dédouané séparément. La même facilité
est accordée au tabac pour la pipe et les cigarettes
importées en boîtes de tôle ou de carton.

Les emballages dans lesquels la marchandise est
habituellement vendue au fumeur sont seuls considérés
comme emballages pour la vente au détail. Les tabacs
manufacturés rentrant dans les numéros 15 à 19 du
tarif (cigares, cigarettes, tabac à fumer et à cigarettes)
importés dans des emballages qui ne répondent pas
à l'ordonnance du Conseil fédéral, ont à supporter
le droit supplémentaire prévu à l'art. 4 du tarif.
Par exemple, en supposant que l'emballage normal
pour la vente au détail des cigarettes soit fixé à
50 pièces, toutes les boîtes de 100 ou de 1000 cigarettes
sont passibles du droit supplémentaire.

La commission recommande l'adhésion au texte
adopté par le Conseil des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 5.

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

o Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 5 handelt von den
Ausnahmen von der Zollpflicht. Ausgenommen von
derselben ist der Musterverkehr. Für den Verkehr mit
Tabaksblättern^ werden erleichternde Verzollungs-
bestimmungen aufgestellt, wie solche übrigens auch
schon heute gewährt werden. Hat der Musteremp-
fänger eine Verwendungsverpflichtung hinterlegt, so
werden für ihn je die niedrigsten Zollansätze in der-
jenigen Kategorie .berechnet, in welcher der Roh-
tabak Verwendung finden soll.

Im zweiten Absatz dieses Artikels wird der Tabak,
der auf Grundstücken in der ausländischen Wirt-
schaftszone, deren Breite bekanntlich 10 km beträgt,
gebaut wird, von der in Art. 14, Ziff. 23, des Zoll-
gesetzes allgemein vorgesehenen Zollbefreiung aus-
genommen. Unter der heute geltenden Ordnung
mußte diese Zollbefreiung beispielsweise für im Velt-
lin angebauten Tabak gewährt werden. Im Hin-
blick darauf, daß schon in unserem Lande selbst
eine Ueberproduktion an beschränkt verwendbarem
Tabak besteht, ist es nicht erwünscht, italienische
Tabake zollfrei zuzulassen. Andere Grenzzonen fallen
nicht in Betracht.

Eine weitere Ausdehnung des schweizerischen
Tabakbaues kann nicht befürwortet werden. Schon
zweimal mußte der Bund wegen der Unverkäuflich-
keit schweizerischer Tabake um finanzielle Hilfe
angegangen werden. '

M. Jobin, rapporteur: Le trafic des échantillons
de tabac en feuilles fera l'objet de dispositions spé-
ciales en vue d'en faciliter le traitement en douane.
Sous réserve du dépôt de la déclaration requise du

Nationalrat. — Conseil national. 1930.

destinataire, les échantillons destinés à la fabrication
des cigares, de tabac pour la pipe, à mâcher ou à
priser, sont dédouanés au taux le plus bas prévu
au tarif pour les feuilles de tabac servant à la fabri-
cation des cigares.

Par contre, le taux le plus bas prévu pour les
tabacs en feuilles destinés à la fabrication de ciga-
rettes ou aux tabacs à cigarettes sera appliqué aux
échantillons destinés à ces tabacs ou à cette fabri-
cation.

L'art. 14, chiffre 23, de la loi sur les douanes
stipule que les produits bruts des biens-fonds sis
dans la zone limitrophe étrangère (10 km de profon-
deut au-delà de la frontière) qui sont cultivés par les
propriétaires, usufruitiers ou fermiers, peuvent être
importés en Suisse "*ert franchise de douane, si le
cultivateur est domicilié dans cette zone limitrophe
et s'il importe ses produits lui-même ou par l'entre-
mise de ses employés. En raison de l'extension prise
par la culture du tabac dans certaines régions fron-
tières, la tolérance de l'article 44, chiffre 3, ne s'appli-
quera pas à cette culture.

Nous propososns d'adhérer au Conseil des Etats.
Angenommen. — Adopté.

Art, 6.

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 6 handelt von der
Zollzahlung. Regel machen hier die Bestimmungen
der Art. 61, 62 und 64 des Zollgesetzes. Doch wird
in Abweichung'-von der allgemeinen Ordnung bei der
Verzollung von Rohtabak gegen Verwendungsver-
pflichtung eine Zollstundung bis auf 90 Tage vorge-
sehen — natürlich gegen Leistung genügender Sicher-
heit. .

Ist diese Ausnahmebehandlung gerechtfertigt?
Wir glauben ja. Denn kein anderer Artikel ist so
hoch belastet wie der Tabak. Die Tendenz geht dahin,
die Steuer möglichst nahe an den Konsum heranzu-
drücken, womit den Tabakbezügern eine finanzielle
Erleichterung geboten wird.

Damit läuft der Fiskus ' allerdings eine gewisse
Gefahr, des geschuldeten Zollbetrages verlustig zu
gehen. Um ihr zu begegnen, würden die Abschnitte 2
und 3 aufgenommen. Für den Notfall bleibt immer
noch die Haftung des Zollpfandes gemäß Art. 120—
122 des Zollgesetzes, womit eine absolut- genügende
Sicherung der Einbringung der Zollbeträge gegeben
ist.

M. Jobin, rapporteur: Les dispositions des art. 6l,
62 et 64 de'la loi sur les douanes font règle, mais un
délai de 90 jours est accordé pour l'acquittement des
droits de douanes. Cette concession nous paraît
justifiée en raison des droits si considérables perçus
sur cette marchandise, à condition toutefois que les
sûretés prévues à l'art. 3, paragraphe 1, aient été
fournies. Enfin, le tabac importé et les produits
manufacturés qui en ont été tirés servent de gage
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jusqu'au versement des droits, conformément aux
art. 120, 122 de la loi sur les douanes.

La commission vous recommande l'adhésion au
texte du Conseil des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 7.

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

Proposition de la commission.

Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 7 handelt von den
Privatlagern. Wegen der hohen Zollansätze auf Roh-
tabak muß der Fabrikant darnach trachten, die
Zölle erst zu entrichten, wenn er den Tabak verar-
beiten kann. Hierin kommt man ihm durch die Zu-
lassung von Privatlagern entgegen. In denselben kann
der Rohtabak bis zum Verbrauch unverzollt gelagert
werden. Zuständig zur Erteilung der Bewilligung ist
die Oberzolldirektion. Die Bewilligung hängt in
erster Linie von der Bedürfnisfrage ab. Maßgebend
ist da die örtliche Lage der Fabrik, in welcher der
Tabak zur Verarbeitung kommen soll, ihre Entfer-
nung vom nächstgelegenen Zoll-Lager, der'jährliche
Verbrauch an ausländischen Rohtabaken und schließ-
lich auch die Solvenz des Fabrikanten. An Orten,
wo Zoll-Lager bestehen, sollen Privatlager grund-
sätzlich nicht bewilligt werden.

Der Schlußsatz des Artikels nach dem bundes-
rätlichen Entwurf wird hier gestrichen und im Sammel-
artikel 35 aufgeführt.

Ganz allgemein möchte ich meine Anerkennung
darüber aussprechen, daß man seitens der Zollorgane
bestreut ist, die Zahlungsmodalitäten für die Tabak-
bezüger im Sinne möglichster Erleichterung zu ge-
stalten.

M. Jobin, rapporteur: L'autorisation d'ouvrir un
entrepôt privé pour y loger les tabacs en feuilles est
de la compétence de la direction générale des'douanes.
Celle-ci prend en considération, à cet effet, la situa-
tion locale de la fabrique, la distance qui la sépare
du port franc public le plus proche, la consommation
annuelle moyenne de tabacs bruts importés et la
solvabilité de l'entreprise.

L'entrepôt privé répond à un besoin réel pour les
maisons importantes. Il leur permet l'achat de lots
considérables, lorsque les conjonctures de récoltes
et de prix le permettent, sans les obliger à dédouaner
la marchandise à son entrée en Suisse. Bien plus, le
fabricant tient à pouvoir disposer d'un choix aussi
varié .que possible de sortes de tabacs afin d'avoir
toute latitude et toutes facilités de procéder à des
expériences et à des mélanges. L'entrepôt privé
procure ces avantages, mais le titulaire d'un entre-
pôt privé doit s'engager à tenir une comptabilité
de magasin exacte et l'administration doit pouvoir
y avoir librement accès.

Nous recommandons l'adhésion au texte adopté
par le Conseil des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 8.

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

•

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 8 handelt vom
Rückzoll. Bis zum Jahr 1921 konnte man ohne einen
solchen auskommen, weil die Zollbelastung des Tabaks
eine bescheidene war. Von da hinweg machte die
starke Erhöhung der Zollansätze auf Rohtabak die
Ausrichtung von Rückzöllen nötig. Es wurde diesem
Bedürfnis durch die Rückerstattung des gesamten
auf dem Rohprodukt entrichteten Eingangszolles
unter Abzug von Fr. 25 pro 100 kg entsprochen.
Nun sind Verhältnisse denkbar, daß bei dem genannten
Abzug der Export überhaupt verunmöglicht würde.
War unser Export in Tabakfertigfabrikaten vor dem
Weltkriege noch ziemlich groß, so stellen sich ihm
nun namhafte Schwierigkeiten entgegen, denen durch
die Rückzölle zum Teil abgeholfen werden kann.
Es besteht noch ein nennenswerter Export schwei-
zerischer Tabakfabrikate, speziell von Zigaretten.
Er soll erleichtert werden durch eine weitgehende
Rückerstattung des Eingangszolles auf Zigaretten-
tabak. Art. 20 des Zollgesetzes ermächtigt grund-
sätzlich nur die Bundesversammlung zur Gewährung
von Rückzöllen.

Für Tabakfabrikate erscheint die Gewährung von
Rückzöllen im Gegensatz zu ändern Waren Absolut
nötig, weshalb in diesem Art. 8, Abs. l, die Sache
grundsätzlich geordnet wird. Die Höhe und die
Berechnungsart der Rückzölle sollen vom Bundesrat
bestimmt werden.

M. Jobin, rapporteur: L'augmentation des charges
fiscales sur le tabac après guerre a porté un coup
sensible à l'exportation des tabacs manufacturés
en Suisse; le relèvement énorme des droits d'entrée
depuis 1920, a entravé aussi l'exportation. Il est
inévitable de permettre à cette industrie d'exporta-
tion qui avait été si florissante 'antérieurement, de
reconquérir quelque peu le terrain sur le marché
mondial.

Le système des drawbacks peut y contribuer.
L'octroi du drawback qui, sous déduction d'un mo-
deste montant de 25 fr., prévoit le remboursement
des droits de douane payés à l'importation est lié
en principe à la condition que l'identité entre le
tabac contenu dans le produit exporté et les feuilles
de tabac importées soit dûment établie par des
livres spéciaux de contrôle des articles d'exportation,
les rapports de fabrication utiles, en plus des sûretés
particulières.

Des facilités peuvent être accordées pour le paie-
ment des droits dûs par les tabacs en feuilles à ciga-
rettes destinées à l'exportation pourvu que ces ta-
bacs soient déclarés comme tels à la frontière.

Angenommen. — Adopté.

Art. 9.

• Antrag der Kommission.
1 Für trockene Rippen endgültig verzollter aus-

ländischer Tabakblätter, die bei der Zigarrenfabri-
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kation in Abfall kommen, kann im Falle einer Wieder-
ausfuhr oder einer einwandfrei nachgewiesenen Dena-
turierung ein Teil des bezahlten Eingangszolles zu-
rückvergütet werden, wenn es die jeweiligen wirt-
schaftlichen Verhältnisse als gerechtfertigt erscheinen
lassen. Die Rückvergütungsquote wird durch den
Bundesrat unter Berücksichtigung der Marktlage
periodisch festgesetzt; die Qupte darf jedoch 80 %
des auf die Rippen entfallenden Zolles nicht über-
steigen.

Rest: Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

Proposition de la commission.
1 En cas de réexportation ou de dénaturation

dûment constatée de côtes sèches provenant de la
fabrication des cigares avec du tabac en feuilles
étranger dédouané définitivement à l'importation,
une partie du droit d'entrée acquitté peut être rem-
boursée si les conditions économiques semblent le
justifier. Le Conseil fédéral fixe périodiquement la
cote de remboursement en tenant compte de la si-
tuation du marché; toutefois, la cote ne doit pas
excéder le quatre-vingts pour* cent du droit afférent
aux côtes.

Pour le reste adhérer à la décision du Conseil
des Etats.

•-- *

Tschumi, Berichterstatter: Art. 9 handelt von
der Zollrückvergütung und Zollermäßigung. Die
Rippen der Tabakblätter sind für die Zigarrenfabri-
kation nicht verwendbar. Sie bilden ein Rohprodukt
für die Pfeifentabakfabrikation. Auch zur Nikotin-
gewinnung können sie Verwendung finden. Liefe-
ranten und Abnehmer von Tabakrippen stehen des
Rippenpreises wegen in einem steten Kampf. Die
inländische Rauchtabakindustrie ist in der Regel
nicht in der Lage, alle Tabakrippen der Zigarren-
fabrikation aufzunehmen. Die Jahresproduktion 1929
an Tabakrippen stellte sich auf 6000 q, während die
Rauchtabakindustrie davon nur 4800 q aufnehmen
konnte. So mußte ein Absatz bei der einzigen in
Betracht fallenden inländischen Nikotinfabrik oder
im Auslande gesucht werden. So ist hier ein starker
Rückzoll geboten ; er wird vom Bundesrat festgesetzt,
darf aber 80 % des auf die Rippen entfallenden Ein-
gangszolles nicht übersteigen.

In Abweichung von dem allgemeinen Grundsatz,
wonach der dem Gesetze beigegebene Tarif als Ge-
setzestext vom Bundesrat nicht abgeändert werden
kann, bestimmt nun Absatz 3 ausnahmsweise, daß
dem Bundesrat das Recht zustehe, den Zollansatz
für rohe Tab'akrippen, Tarifnummer 8, zeitweise zu
ermäßigen, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse
das als angezeigt erscheinen lassen.

Ob im Einzelfalle die Vorausse£zung der Gewäh-
rung eines Drawbacks vorhanden ist, entscheidet die
Oberzolldirektion.

Wir empfehlen Ihnen die Annahme dieses Artikels
in der ständerätlichen Fassung mit der kleinen redak-
tionellen Abänderung, die die nationalrätliche Kom-
mission vorschlägt und die eine Verbesserung des
Textes darstellt.

M. Jobin, rapporteur: La côté médiane des feuilles
de tabac accuse parfois des dimensions et une con-
sistance qui la rend impropre à la fabrication des
cigares; mais elles peuvent en revanche, après avoir

été laminées et coupées menu,- servir à la préparation
du tabac pour la pipe, en les mélangeant avec des
feuilles de tabac de qualité plus fines. Elles sont
employées également pour la préparation à priser,
du sulfate de nicotine et de nicotine.

La reprise des affaires dans la fabrication du
cigare a contribué à augmenter les disponibilités en
côtes, d'autant plus que l'extension de la culture
du tabac en Suisse mettait des quantités suffisantes
de tabac indigène à des prix relativement bas, puis-
qu'ils ne sont frappés d'aucun droit d'entrée, à la
disposition de nos fabricants de tabac pour la pipe.
D'où sensible réduction de l'utilisation des côtes dans
la fabrication du tabac pour la pipe.

Les fabricants de- cigares ont été amenés ainsi
à chercher à écouler à l'étranger ou à une fabrique de
nicotine du pays leur excédent des côtes.

Grâce au drawback, la chose est réalisable pour
autant que l'impossibilité de la vente en Suisse est
démontrée. Le Conseil fédéral fixe périodiquement
le taux de remboursement en tenant compte de la
situation du marché; mais ce taux ne doit pas dé-
passer le 80 % du droit acquitté pour les côtes.

Le'Conseil fédéral peut aussi réduire temporaire-
ment le taux normal d'entrée sur les côtes fixé à
150 francs les 100 kg bruts, taux considéré comme
protecteur pour la fabrication indigène des côtes.

Nous proposons d'adhérer au texte adopté par
le Conseil des Etats.

Angenommen. — Adopté.

Art. 10.

Antrag der Kommission.
1 Die Zigarettensteuer ist geschuldet für alle in

der Schweiz gewerbsmäßig hergestellten Zigaretten,
ohne Rücksicht auf das Herstellungsverfahren und
die Herkunft des verwendeten Materials.

Rest Zustimmung zum Beschluß des Ständerats.

Proposition de la commission.
1 L'impôt sur les cigarettes est dû sur toutes les

cigarettes fabriquées industriellement en Suisse,
quels que soient le mode de fabrication et la provenance
de la matière employée.

Pour le reste adhérer à la décision du Conseil des
Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 10 handelt von
der Zigarette als Steuerobjekt. Man könnte zunächst
den Begriff « Zigarette » näher definieren. Der Präsi-
dent der ständerätlichen Kommission hat es im
Ständerate getan, weshalb ich es nicht auch noch tun
möchte. Ganz besonders muß aber betont werden,
daß die Zigarette, die sich ein Raucher selbst von
Hand dreht, der Zigarettensteuer nicht unterworfen
ist. Erfaßt wird nur die gewerbsmäßig hergestellte
Zigarette — ohne Rücksicht auf das Herstellungs-
verfahren und die Herkunft des verwendeten Ma-
terials. Unter Berücksichtigung der kleinen Ein-
schaltung im Antrag der nationalrätlichen Kommis-
sion empfehlen wir Ihnen Annahme des Artikels.
Abs. 2 erscheint in Art. 35 wieder, in welchen alle
Punkte einverwoben sind, die durch bundesrätliche
Verordnung gelöst werden sollen.
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M. Jobin, rapporteur: Sont réputées cigarettes
au sens de la loi toutes cigarettes dans le sens commer-
cial usuel du terme, c'est-à-dire les produits composés
de tabac coupé, roulé en forme de cylindre enveloppés
d'un tube de papier avec bout de papier, carton,
liège, étoffe, etc. ; de même les cigarillos, les cigarettes
comprimées, les cigarettes antiasthmatiques, de
camphre, de stramoine, de chanvre indien, médi-
cinales, bref toutes les sortes de cigarettes contenant
du tabac.

On entend par fabrication industrielle toute fabri-
cation entreprise en vue d'obtenir un gain direct
ou indirect par l'introduction de la marchandise dans
le commerce.

Seules les cigarettes roulées par le fumeur lui-même
pour son propre usage, ne sont pas soumises à l'impôt.

Nous vous recommandons le texte légèreme'nt
modifié proposé par votre commission.

Angenommen. — Adopté. ,

Art. 11 und 12.

Antrag der Kommission.
M e h r h e i t :

Art. 11. 1 Für die Bemessung der Steuer wird auf
den Kleinhandelspreis und auf das Gewicht der
Zigarette abgestellt.

2 Als Kleinhandelspreis gilt derjenige Preis der
einzelnen Zigarette, der vom Hersteller der Zigarette
gemäß den Bestimmungen von Art. 21, Abs. 5, auf
der Zigarettenhülse und entsprechend auf der Ver-
packung anzubringen und zu dem die Ware, einschließ-
lich der Steuer, im Kleinhandel an den Verbraucher
abzugeben ist (Art. 19, Abs. 3).

3 Als Gewichtseinheit gilt für Zigaretten mit einem
Kleinhandelspreis von weniger als 7 Rappen ein
Gewicht von höchstens 1250 Gramm auf 1000 Ziga-
retten, für Zigaretten mit einem höhern Kleinhandels-
preis ein solches von höchstens 1500 Gramm auf 1000
Zigaretten. Bruchteile von Gewichtsüberschreitungen
werden einer ganzen Einheit gleichgestellt.

4 Abs. 4 wird Art. 20, Abs. 2.
Art. 12. Zustimmung zum Beschluß des Stände-

rats.

M i n d e r h e i t :
(Bratschi, Chamorel, Eymann, Gasser, Keel, Nicole,

Nobs, Surbeck.)
Art. 12. Die Zigarettensteuer beträgt für jede

Gewichtseinheit (Art. 11, Abs. 3):
a) 1/2 Rappen für das Stück bei Zigaretten, deren

Preis im Kleinhandel (Art. 11, Abs. 2) weniger
als 5 Rappen beträgt,

b) l Rappen für das Stück bei Zigaretten, deren
Kleinhandelspreis 5 Rappen und mehr beträgt.

Proposition de la commission.
M a j o r i t é : (>

Art. 11. 1La cote d'impôt se calcule d'après le
prix de détail et le poids de la cigarette.

2 Est réputé prix de détail le prix par pièce qui
doit être marqué sur le tube de la cigarette, ainsi que
sur l'emballage, conformément aux dispositions de
l'art. 21, 5e alinéa, et auquel la 'marchandise doit

être livrée, impôt compris, aux consommateurs dans
le commerce de détail*(art. 19, 3e alinéa).

3 Est considéré comme unité de poids, pour les
cigarettes dont le prix de détail est inférieur à sept
centimes par pièce, un poids de mille deux cent
cinquante grammes au maximum par mille pièces,
pour les cigarettes d'un prix de détail plus élevé,
un poids de mille cinq cents grammes au maximum
par mille pièces. Les fractions d'unité sont assimilées
à une unité entière.

Le 4e alinéa est transféré à l'art. 20, comme 2e

alinéa.
Art. 12. Adhérer à la décision du Conseil des

Etats.
•

M i n o r i t é :
(Bratschi, Chamorel, Eymann, Gasser, Keel, Nicole,

Nobs, Surbeck.)
L'impôt est fixé, pour chaque unité de poids

(art. 11, 3e alinéa), à:
a) un demi-centime par pièce, pour les cigarettes

dont le prix de détail (art. 11, 2e alinéa) est
inférieur à cinq «centimes par pièce;

tô) un centime par pièce, pour les cigarettes dont
le prix de détail est de cinq centimes ou plus
par pièce.

Tschumi, Berichterstatter der Mehrheit: Art. 11
handelt von den Bemessungsgrundlagen für die
Steuererhebung und steht mit Art. 12 im logischen
Zusammenhang. Wir beantragen Ihnen deshalb,
diese zwei Artikel im Zusammenhang zu behandeln,
und dieser Antrag ist so gut motiviert, daß er ohne
Widerspruch gutgeheißen werden wird.

Die sämtlichen in den Handel gebrachten Ziga-
retten haben eine charakteristische Bezeichnung,
unter welcher sie bei den Rauchern bekannt sind,
die « Marke ». Die Zigarette ist — im Gegensatz zu
der einheimischen Kopfzigarre — ein Markenartikel.
Der Kleinhandelspreis wird von den Fabrikanten
festgesetzt, was wohl bemerkt werden muß, und nicht
etw-a vom Bund, und, wie schon an anderer Stelle
betont, ist die Konkurrenz auf diesem Gebiete so
groß, daß ein Ueberborden in der Preisbildung direkt
ausgeschlossen ist. Eingeschlossen in den Preis sind
Warenwert, Fabrikationsspesen, Zoll und Steuer und
eine angemessene Marge für den Grossisten und De-
taillisten. Am Kleinhandelspreis sind durchschnitt-
lich beteiligt : der Fabrikant mit 60 %, der Grossist
mit 15 %, und der Detaillist mit 25 %. Um den schar-
fen Konkurrenzkampf bestehen und die Maschinen
voll ausnützen zu können, muß das Bestreben des
Fabrikanten dahin gehen, die Detailverkaufspreise
möglichst niedrig zu halten. So wird der Steuer-
betrag sicher nicht auf den Verbraucher allein ab-
gewälzt, sondern wohl zum großen Teil vom Fabri-
kanten getragen. Daß auch die Ringbildung ausge-
schlossen ist, habe ich schon in der Eintretensfrage
genügend dargetan.

Ganz selbstverständlich muß im Interesse des
Fiskus verhindert werden, daß der Steuerertrag durch
Herstellung übermäßig schwerer oder langer Ziga-
retten geschmälert werden könnte.' Das Höchstge-
wicht für Zigaretten unter 7 Rappen Verkaufspreis
ist für 1000 Zigaretten 1250 Gramm, für Zigaretten
von 7 und mehr Rappen 1500 Gramm. Es liegt
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darin ein kleines Entgegenkommen für den hochver-
zollten orientalischen Tabak.

Der Detailverkaufspreis muß auf der Zigaretten-
hülse und entsprechend auch auf der Verpackung
angegeben werden.

Die Fassung der Ziffer 3 im Antrag der national-
rätlichen Kommission ist etwas klarer, als die Fassung
des Ständerates,, weshalb wir Ihnen deren Annahme
empfehlen. Soviel über Art. 11. Dessen 4. Abschnitt
wird hier gestrichen und erscheint in Artikel 20,
Ziff. 2.

Art. 12 handelt vom Steuermaß. Die Steuer be-
trägt für die Zigarette mit Kleinhandelspreis unter
7 Rappen % Rappen pro Stück und l Rappen für
die Zigarette von 7 und mehr Rappen Kleinhandels-
preis. In der Eintretensdebatte haben wir für die
beiden Kategorien die Ausdrücke «Volkszigarette »
und « Luxuszigarette » gebraucht.

Im Gesetz stehen diese beiden Bezeichnungen
nicht; für die Verhandlungen sind sie indessen be-
quem.

Der Preis der eigentlichen Volkszigarette, die
diesen Namen materiell verdient, beträgt heute
50—60 Rappen pro Packung von 20 Stück. Es be-
stand zunächst, wir bemerken es wiederholungs-
weise, die Absicht, die in Art. 12 gewählte Grenze von
7 Rappen.bei 5 oder 6 Rappen festzusetzen. Allein
im Laufe der Besprechung mit den Interessenten
erklärten die Vertreter der hellen Zigarette, daß wenn
die Grenze nicht bei 6,9, d. h. rund 7 Rappen gewählt
würde, überhaupt alle hellen Zigaretten eine Steuer
von l Rappen zu zahlen hätten, bei welcher Sachlage
die helle Zigarette den Konkurrenzkampf mit der
dunklen nicht mehr auszuhalten vermöchte. Die in
Art. 12 gewählte Ordnung beruht demnach auf einem
Kompromiß mit den Vertretern aller Fabrikanten-
gruppen. Es ist zu befürchten, daß bei der Nicht-
achtung dieses Kompromisses die Vertreter der hellen
Zigarette zu Gegnern der Vorlage werden könnten.

Nun ist ein Minderheitsantrag Bratschi und Kon-
sorten da, die Linie doch bei 5 zu wählen. Welches
wäre die finanzielle Konsequenz? Schätzungsweise
kann der Ertrag der Zigarettensteuer bei der Grenze 7
minimal auf 7 Millionen veranschlagt werden, bei der
Grenze 5 auf 8,1 Millionen.

Der Begründung des Minderheitsantrages möchte
ich in meinen Ausführungen nicht vorgreifen.

Zur richtigen Durchführung des Steuerbezuges
müssen in jedem Einzelfall der Oberzolldirektion
Typenmuster der Zigaretten vorgelegt werden. Es
ist diese Maßnahme nötig, da neben der Zigaretten-
steuer eine Kontrolle über die Verzollung an der Gren-
ze ausgeübt werden muß. Man muß feststellen kön-
nen, wieviel Tabak von jeder Sorte verwendet worden
ist. Aenderungen in der Zusammensetzung einer
Marke sind zulässig, müssen aber im Interesse der
Kontrolle der Oberzolldirektion angezeigt werden.

M. Jobin, rapporteur de la majorité: Font règle
pour le calcul de l'impôt le prix auquel la cigarette
est vendue au consommateur dans le commerce de
détail et le poids de la cigarette.

Le prix.de détail doit être marqué en chiffres
lisibles sur le tube de chaque cigarette et sur l'embal-
lage et l'unité de poids est celui de 1000 cigarettes à
la sortie du séchoir. Mais ce poids est fort variable;

il oscille entre 800 et 1500 grammes par mille pièces
suivant la longueur et l'épaisseur.

Nous vous recommando'ns l'adhésion au texte
du Conseil'des Etats, texte qui a été quelque peu
remanié par votre commission.

Art. 12. Taux de l'impôt. Ainsi, l'impôt se cal-
cule, comme nous venons de le voir, sur la base de
l'unité de poids et du prix de vente au détail de la
cigarette.

Jusqu'au poids de 1250 grammes par mille ciga-
rettes, qui se vendent moins de 7 centimes la pièce,
le taux de l'impôt est d'un demi centime par ciga-
rette.

Les cigarettes qui se paient 7 cts et davantage la
.pièce acquittent un droit d'un centime pour autant
que leur poids n'excède pas 1500 grammes par mille
cigarettes.

Lorsque l'unité de poids est dépassée, l'impôt
est doublé automatiquement.

Par exemple, la cigarette débitée au détail à
6 cts. qui accuserait un poids de 1300 grammes le
mille au lieu de 1250 grammes serait assujettie à
l'impôt de 1 et. et non plus d'un % et.

Au'cours de la discussion de cet article au sein de
la commission, une proposition fut faite de ramener
à 5 ou 6 cts. le prix de vente de la cigarette populaire
soumise à la taxe d'un % ct.; mais M. le chef du
Département des finances rappela que lors de la
conférence avec les représentants des fabricants de
cigarettes utilisant les tabacs clairs autres que ceux
d'Orient, ces industriels avaient déclaré que si toutes
les cigarettes blondes étaient taxées à 1 centime, ils
ne seraient plus en situation de soutenir la concurrence
des cigarettes foncées. En conséquence, les taxes
fixées à l'art. 12 résultent d'un compromis entre les
divers groupes de fabricants, compromis dicté par
le souci de maintenir leur place au soleil, au groupe
de fabricants de cigarettes claires dont la marchandise
vendue en dessous de 7 cts, ne doit verser un impôt
que d'un % et.

Cependant, M. le conseiller national Bratschi et
ses collègues du groupe socialiste, membres de la
Commission n'en persistent pas moins à proposer de
fixer à 5 centimes et non à 7 la limite d'imposition de
un y2 centime. Il en résulterait une recette supplé-
mentaire de un* million sans doute. Mais cet avan-
tage compenserait-il l'inconvénient de la ruine de
groupe intéressant des fabricants de la cigarette
blonde dont nous venons de parler? La majorité
de la commission ne l'a pas pensé et vous propose
d'adhérer au texte du Conseil des Etats.

Bratschi, Berichterstatter der Minderheit: Ich
möchte zunächst eine Berichtigung anbringen zur
Vorlage des Bundesrates. Unter den Namen der
Minderheit muß im französischen Text auch der
Name des Herrn Chamorel beigefügt werden. Ich
möchte das anbringen, um Herrn Chamorel nicht
unrecht zu tun.

Wir stimmen grundsätzlich einer Differenzierung
bei, wie ich bereits ausgeführt habe. Es stellt sich
die Frage, ob man differenzieren soll in zwei oder
drei Stufen. In der Kommission ist die Anregung
gemacht worden, bzw. ein Antrag gestellt worden,
in drei Stufen zu differenzieren. Vom Standpunkte
der Steuergerechtigkeit aus hätten wir uns diesem
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Antrag sehr gut anschließen können. Wir haben
verzichtet im Hinblick darauf, daß daraus eine ge-
wiß unnötige Komplikation hätte -entstellen können
und die Durchführung erschwert worden wäre. Daß
aber differenziert wird, ist richtig. Es würde sicher-
lich nicht verstanden, wenn die Luxuszigarette gleich
viel Steuer bezahlen würde wie die Volkszigarette,
um diese beiden Bezeichnungen zu gebrauchen. Wenn
wir bei zwei Stufen bleiben, stellt sich nur noch d'e
Frage, wo die Grenze zu ziehen sei. Ich gebe ohne
weiteres zu, daß man in dieser Frage in guten Treuen
zweierlei Meinung sein kann. Es ist eine reine Zweck-
mässigkeitsfrage, ob man die Grenze weiter oben oder
weiter unten ziehen solle. Der Bundesrat und mit
ihm der Ständerat und die Mehrheit der Kommission
schlagen vor, daß l Rappen nur erhoben werden soll
auf der Zigarette, die im Detailverkauf mehr als
7 Rappen per Stück kostet. Die Minderheit stellt
sich auf den Boden, daß die höhere Steuer erhoben
werden solle bereits von Zigaretten mit einem Detail-
verkaufspreis von 5 Rappen. Das entspricht einem
Verkaufspreis von l Franken für die Normalschachtel
mit 20 Stück. Wir sind der Auffassung, daß diese
Grenze auch deshalb gezogen werden solle, um das
Odium von der Differenzierung zu entfernen, daß
sie nur ein Vorwand für den Preisschutz sei. Ich habe
darauf schon in der Eintretensdebatte kurz hinge-
wiesen.

Die Differenzierung, wie sie heute vorliegt, bringt
einen Betrag von 150,000 Fr. ein. Die ganze Tabak-
steuer und der Tabakzoll machen zusammen die
Summe von 30 Millionen Franken aus. Die Differen-
zierung bringt also knapp % % der ganzen Tabak-
besteuerung. Sie ist also sicherlich fiskalisch so gut wie
belanglos ; vom fiskalischen Standpunkte aus könnte
man sie ohne weiteres weglassen. Im Ständerat hat
man zwar versucht, die Sache dadurch bedeutender
zu machen, daß man den Ertrag auf 20 Jahre oder
weiß ich wie viel Jahre summiert oder kapitalisiert
hat und damit zu einer Summe gekommen ist, die
sich sehen läßt. Ich glaube nicht, daß ein solches
Vorgehen richtig ist.

Das finanzielle Ergebnis sollte unseres Erachtens
größer sein. Nach den Berechnungen der Botschaft
bringt die Vorlage bei Festsetzung der Differenz
auf 7 Rappen im ganzen eine Einnahme von 6,15
Millionen. Würden wir die Differenz bei 5 Rappen
ansetzen, so ergäbe sich eine Totaleinnahme nach
den Berechnungen der Oberzolldirektion von 7 Mil-
lionen Franken. Diesen Berechnungen ist ein Ziga-
rettenkonsum von 1,200,000,000 Stück zugrunde
gelegt. Der Konsum ist aber heute schon bedeutend
größer. Ich glaube, er beträgt 1,6 Milliarden und
wird wahrscheinlich auch diese Zahl bald über-
schreiten. Somit würden die Einnahmen bei 7 Rappen
Differenz höher als 6,15 Millionen Franken sein und
die Einnahmen bei 5 Rappen Differenz mehr als
7 Millionen Franken betragen. In Wirklichkeit wird
die Differenz auch größer sein als die 850,000 Fr.,
die aus den beiden Berechnungen hervorgehen und
mindestens l Million ausmachen oder sogar über-
schreiten. Die Differenzierung würde nach unserem
Vorschlage statt den 150,000 Fr., die sie jetzt ein-
bringt, eine Summe von mindestens 1,200,000 Fr.
einbringen, wenn wir auf den wirklichen Konsum
abstellen, wie er heute ist und wahrscheinlich auch
in nächster Zukunft sein wird. Dieser Betrag könnte

sich sehen'lassen und ist auch eine materielle Recht-
fertigung der Differenzierung. Der bemühende Ein-
druck, den die Differenzierung heute macht, daß sie
nur eine Drapierung, ein Vorwand für den Preisschutz
sei, würde hinfällig werden.

Warum ist nun gerade die Differenz von 7 Rappen
gewählt worden? Sie kam natürlich auch nicht von
ungefähr zustande. Wie man uns in der Kommission
gesagt hat, ist sie hauptsächlich darauf zurückzu-
führen,, daß eine Anzahl Fabriken geschützt werden
wollten. Die Interessen einer Anzahl Fabrikanten
sind bei dieser Grenzziehung berücksichtigt worden.
Es handelt sich um den Kampf zwischen der soge-
nannten dunklen und der hellen Zigarette. Ich bin
hier vollständig frei. Ich bin Aktionär weder bei der
dunklen noch bei der blonden Zigarette; ich bin
Konsument weder von blonden noch von dunklen
Zigaretten, so daß ich vollständig frei sprechen kann.
Die helle Zigarette ist die teurere. Warum sie viel
teurer ist als die andere, möchte ich vorläufig nicht
im einzelnen erörtern. Ich glaube nicht, daß alle
diese Gründe nur auf das verwendete Material zu-
rückzuführen sind. Es spielen auch andere Verhält-
nisse mit. Die Festsetzung auf 7 Rappen soll den
Fabrikanten der blonden Zigarette den Konkurrenz-
kampf erleichtern. Ich bin der Auffassung, daß sich
der Bund in diesen Konkurrenzkampf nicht einzu-
mischen hat und daß er bei der Festsetzung der
Steuer einzig und allein abstellen sollte auf den Ver-
kaufspreis der Zigarette. Das ist absolut unparteiisch,
das ist auch einfach und nach meiner Meinung ge-
rechter als das, was in der Vorlage vorgeschlagen
wird.

Es ist dabei auch zu erwähnen, daß die Differen-
zierung beim Eingangszoll zwischen den dunklen und
hellen Tabaken in der neuen Vorlage verkleinert wird.
Der Zoll für die hellen Tabake wird herabgesetzt und
derjenige für die dunkeln etwas. erhöht, so daß die
bedeutende Differenz zwischen hellen und dunkeln
Tabaken, die von den Fabrikanten der hellen Ziga-
retten beanstandet worden ist, reduziert wird. Also
auch von diesem Gesichtspunkte aus kann man einer
Differenzierung bei 5 Rappen unbedenklich zu-
stimmen. Sobald man nur auf den Preis abstellt und
mit der Botschaft von Volks- und Luxuszigaretten
sprechen will, sind 7 Rappen Differenz unbedingt
zu hoch. Eine Zigarette, die 7 Rappen kostet, wird
sicherlich von den breiten Massen des' Volkes nicht
geraucht. Es handelt sich nicht um eine Volksziga-
rette, sondern um eine ausgesprochene Luxus-
zigarette. Wer für die Schachtel l Fr. 40 auslegt,
kann unseres Erachtens einen Rappen pro Zigarette
an Steuern bezahlen.

Es wird noch ein Einwand geltend gemacht
gegen eine Aenderung des Art. 12. Es wird ins Feld
geführt, daß sich der Bundesrat und die vorbera-
tenden Behörden mit den Zigarettenfabrikanten ge-
einigt hätten. Ich bin durchaus einverstanden damit,
daß der Bundesrat bei der Vorbereitung von Gesetzes-
vorlagen mit den Interessenten Fühlung nimmt und
mit ihnen Verhandlungen pflegt, um die Auffas-
sungen der Interessenten kennen zu lernen. Er soll
auch den Wünschen der Interessenten nach Möglich-
keit Rechnung tragen. Das ist alles.in Ordnung und
liegt im Interesse des Zustandekommens eines Ge-
setzes. Das sollte aber nicht zu formalen Abmachungen
führen, zu Abmachungen, deren Verletzung sofort
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das Zustandekommen des Gesetzes verhindert. Da-
durch würde das Parlament vollständig ausgeschaltet.
Wir hätten nichts mehr zu tun, als den bereits ge-
troffenen Abmachungen zwischen Bundesrat und
Interessenten zuzustimmen. Oft ist es ja eine sehr
kleine Zahl von Interessenten — es heißt, daß hier
15 Fabrikanten in Frage kommen. Ich kenne auch
Fälle, wo der Bundesrat den Standpunkt eingenom-
men hat, den ich soeben vertreten habe, und wo er
sich an Versprechungen und Verhandlungen, die vor
den parlamentarischen Beratungen stattgefunden
hatten, in keiner Weise gebunden gefühlt hat. Er
erklärte damals ausdrücklich, daß er allerdings bereit
sei, mit den Interessenten zu verhandeln, daß aber
das Parlament in seinen Entscheidungen vollständig
frei sein müsse. Entsprechende Erfahrungen konnte
ich auch schon persönlich ̂ machen, nämlich bei der
Beratung des Beamtengesetzes. Auch dort haben
vorher zwischen dem Bundesrat und den betref-
fenden Organisationen Verhandlungen stattgefunden.
Es sind gewisse Verständigungen herbeigeführt wor-
den, aber im Parlament hat man sich nicht daran
gehalten; man hat erklärt, daß das Parlament voll-
ständig frei sein müsse. Auch der Bundesrat hat
sich bei seinen Anträgen an das Parlament sehr frei
und ungebunden gefühlt. Ich glaube, daß man auch
im vorliegenden Falle nicht so weit gehen dürfe,
zu erklären, der Bundesrat habe sich mit den in Be-
tracht fallenden Fabriken verständigt, ergo müsse
man dieser Verständigung zustimmen.

Es wäre sicher auch nicht richtig, wenn die be-
treffenden Fabrikanten sofort mit Referendums-
drohungen kommen und erklären würden, sofern sich
das Parlement an Besprechungen, bei denen es selber
gar nicht mitwirkte, nicht folge, ergreife man das
Referendum, bekämpfe das Gesetz und suche es zu
Fall zu bringen. Ein solches Referendum würde auch
nicht im Interesse der betreffenden Fabrikanten
liegen. Ich glaube, wenn man sich die Sache allseitig
überlegt, haben die Fabrikanten alle Ursache, das
Referendum nicht herbeizuführen. -

Die Sache liegt so, daß man in guten Treuen den
7 oder 5 Rappen zustimmen kann. Es ist keine
grundsätzliche Frage, sondern eine reine Ermessens-
frage. Wenn man alle Gründe würdigt, die für oder
gegen die 5 Rappen sprechen, so muß man diesen
5 Rappen den Vorzug geben. Ich möchte bitten, dem
Antrag der Minderheit zuzustimmen.

Abstimmung. — Vote.
Art. 11.

Angenommen. — Adopté.

Art. 12.

Für den Antrag der Mehrheit Mehrheit
Für den Antrag der Minderheit Minderheit

*»

Art. 13.

Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluß des Ständerates.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 13 handelt vom
Steuerschuldner. Als solcher gilt, wer Zigaretten aus
verzollten, unter Reversvergünstigung eingeführten
oder aus inländischem Tabak an Dritte zur gewerbs-
mäßigen Herstellung von Zigaretten in Lohnarbeit
auf seine Rechnung abgibt. Steuerschuldner kann
somit sowohl der eigentliche Fabrikant sein, als
auch ein Zigaretterihändler, der Zigaretten gewerbs-
mäßig in seinem Geschäft in Handarbeit herstellen
läßt. Mit Rücksicht auf den engen Zusammenhang
der Zigarettensteuer mit dem Eingangszoll ist bei der
Einfuhr von Rohtabak zur Herstellung von Zigaretten
die mutmaßliche Steuer sicherzustellen.

Im Falle Ablebens des Steuerschuldners haftet
für einen noch, schuldigen Betrag das Zollpfand und
für den Fall, daß es nicht hinreichen sollte, die Erb-
schaft bis zu ihrem vollen Betrage.

Angenommen. — Adopté.

Art. 14.

' Antrag der Kommission.
1 Die Veranlagung der Zigarettensteuer erfolgt

durch die Oberzolldirektion.
2 Der Fabrikant hat monatlich der Zollverwal-

tung einen genauen Ausweis über die Art und Menge
der von ihm hergestellten Zigaretten, sowie über die
Menge des auf die einzelnen Tarifnummern entfal-
lenden verarbeiteten Rohtabaks einzureichen.

3 Daneben hat er alle weitern Auskünfte und
Nachweise zu leisten, die zum Zwecke der Veran-
lagung von ihm verlangt werden.

Zif. 4 und 5 Zustimmung zum Beschluß des
Ständerates.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.
La modification ne concerne que le texte allemand.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 14 handelt von
der Steuerveranlagung. Unter der bisherigen Ord-
nung des Tabakzolles waren nur die Hersteller von
Zigarren, Pfeifen-, Kau- und Schnupftabak verr
pflichtet, die von der Oberzolldirektion vorgeschrie-
benen Fabrikationsbücher zu führen und ihr perio-
dische Meldungen über Ein- und Ausgang von Roh-
tabak, sowie über die Produktion von Halb- und
Fertigfabrikaten zu erstatten. Dieser Verpflichtung
waren die Hersteller von Zigaretten nicht unterstellt.
Die Oberzolldirektion war daher über die numerische
Produktion an Zigaretten nicht orientiert; sie mußte
ihre Berechnungen lediglich auf Grund der verzollten
Rohtabake aufbauen. Nur solche Zigarettenfabri-
kanten, welche für die Ausfuhr bestimmte Zigaretten
herstellen, waren verpflichtet, über die Verwendung
von Rohtabak und Produktion von Exportzigaretten
periodisch Fabrikationsrapporte vorzulegen.

Mit dem neuen Tabaksteuergesetz unterstehen
nunmehr die sämtlichen gewerbsmäßigen Hersteller
von Zigaretten der Meldepflicht an die Oberzoll-
direktion. Die Steuerveranlagung wird sich aus-
schließlich zwischen den Herstellern von Zigaretten
und der Oberzolldirektion abwickeln. Monatliche
Meldungen sind der Oberzolldirektion zu machen
über den Eingung und Ausgang von inländischen
und ausländischen Rohtabaken, dann über die Sorten
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und Mengen des im Laufe des Meldemonats ver-
arbeiteten Rohtabaks, sowie die Art und Menge der
hergestellten Zigaretten, also eine Steuerdeklaration,
die für den Aussteller verbindlich ist. Sie bildet die
Grundlage der Steuerbemessung.

Die kleinen redaktionellen Abänderungen geben
zu weitern Erörterungen nicht Anlaß. Wir empfehlen
Ihnen Gutheißung des Artikels, dessen letztes Alinea
in Art. 35 untergebracht wird.

M. Jobin, rapporteur: Sous le régime actuel, les
fabricants de- cigarettes qui n'importent pas de
marchandises ne sont pas astreints à tenir la comp-
tabilité spéciale imposée aux fabricants de cigares,
de tabac à mâcher, à priser et de tabac pour la pipe.
Il n'en sera plus ainsi. Les fabricants de cigarettes
devront faire parvenir à la Direction générale des
douanes les pièces justificatives concernant: l'entrée
et la sortie des tabacs étrangers et des tabacs indi-
gènes, les sortes et qualités de tabacs bruts mis en
oeuvre pendant le mois auquel a trait le rapport de
fabrication, enfin le genre et le nombre de cigarettes
fabriquées pendant le mois auquel se réfère la dé-
claration d'impôt. La déclaration d'impôt engage
la responsabilité de celui qui la délivre. Nous pro-
posons l'adhésion.

Angenommen. — Adopté.

Art. 15.

Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluß des Ständerates.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 15 befaßt sich
mit der Steuerbeschwerde. Der Steuerpflichtige
muß das Becht haben, sich gegebenenfalls gegen eine
ungerechtfertigte Einschätzung zu wehren. Die
Fassung des Artikels gibt zu besonderen Erörte-
rungen keinen Anlaß.

M. Jobin, rapporteur: Le contribuable peut
recourir contre toute mesure de l'administration des
douanes.

Les conditions et délais de recours ne nécessitent
aucune observation.

Angenommen. — Adopté.

Art. 16.

Antrag der Kommission.
1 Die Zigarettensteuer wird mit ihrer endgültigen

Festsetzung vollstreckbar. Sie ist spätestens sechzig
Tage nach der Mitteilung ihrer Festsetzung gemäß
den Weisungen der Oberzolldirektion zu entrichten.

Best Zustimmung zum Beschluß des Ständerates.

Proposition de la commission.
1 L'impôt est exigible dès qu'il a été définitive-

ment fixé. Il doit être payé au plus tard soixante
jours après notification "de la fixation, conformément
aux instructions de la direction générale des douanes.

Pour le reste, adhérer à la décission du Conseil
des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Auch dieser Artikel,
der von der Steuerzahlung handelt, gibt zu weit-
läufigeren Ausführungen ebenfalls keinen Anlaß.
Nur im Punkte der Zahlungsfrist schlägt Ihre Kom-
mission eine Abänderung vor. Der Zigarettenfabri-
kant wird je nach den Verhältnissen nach Ablauf
von 45 oder 60 Tagen nach der Zustellung der Faktur
an seinen Abnehmer bezahlt. Er müßte also bei einer
Frist von 30 Tagen, wie sie in AI. l festgesetzt ist,
die Steuer direkt vorschießen.

In Art. 13, Abs. 2, ist eine Sicherstellung der
Steuer vorgesehen. Der Fiskus muß also nicht be-
fürchten, zu Schaden zu kommen, wenn er eine
Zahlungsfrist von 60 Tagen gewährt. Mit dieser ein-
zigen Abänderung, die gerechtfertigt ist, wird Ihnen
der Artikel zur Gutheißung empfohlen.

•

M. Jobin, rapporteur: II n'y a lieu de relever dans
cette disposition que la fixation à 60 jours, au lieu
de 30 seulement admis par le Conseil des Etats, du
délai de recours, délai qui ne court qu'à partir du
jour où le contribuable a reçu notification du mon-
tant dû.

Angenommen. — Adopté.

Art. 17.

Antrag der Kommission.

Ziff. l und 2 Zustimmung zum Beschluß -des
Ständerates.

3 Das Rückerstattungsbegehren ist an die Ober-
zolldirektion zu richten, die unter Vorbehalt der
Steuerbeschwerde gemäß Art. 15 darüber entscheidet.

Proposition de la commission.

Chiffres 1 et 2 adhérer à la décission du Conseil
des Etats.

3 Les demandes de remboursement doivent être
adressées, à la direction générale des douanes, qui
statue sous réserve du recours fiscal prévu à l'art. 15.

Tschumi, Berichterstatter: Art. 17 handelt von
der Steuerrückerstattung. Zigaretten, die nicht in
den Inlandskonsum übergehen, sollen von der Ziga-
rettensteuer grundsätzlich enthoben sein. In Be-
tracht fallen vor allem Zigaretten," die exportiert
werden und für welche die Bestimmungen über den
Preisaufdruck nicht zur Anwendung kommen. Die
Steuerbefreiung für exportierte Zigaretten bedingt die,
Führung besonderer Fabrikationsbücher, wie es
übrigens schon heute der Fall ist.

Aber auch für das Inland bestimmte Zigaretten
können aus irgend einem Grunde zum Genuß un-
tauglich werden, so daß deren Vernichtung notwendig
wird. Die entrichtete Steuer muß in einem solchen
Falle zurückerstattet werden, sofern die Vernichtung
der Zigaretten unter der Kontrolle der-Zollverwaltung
vorgenommen wird.

Ist der Tabak unverkäuflicher Zigaretten noch
anderweitig verwendbar, beispielsweise als Pfeifen-
tabak, so steht dem nichts im Wege. Nur muß jede
Manipulation unter Aufsicht der Zollorgane erfolgen.

Die nationalrätliche Kommission möchte das
Rückerstattungsbegehren nicht an die Frist eines
Jahres gebunden wissen und schlägt die Streichung
der betreffenden Bestimmungen vor. Mit dieser

c
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Abänderung empfehlen wir Ihnen Annahme des
Artikels.

•

M. Jobin, rapporteur: L'impôt sur la cigarette
est un impôt intérieur. Dès lors, l'impôt payé sera
remboursé, sous certaines conditions, quand les ci-
garettes dont la taxe a été versée sont exportées.
Ces conditions sont, notamment, la présentation du
certificat douanier d'exportation, de la quittance
d'impôt correspondante, des rapports de fabrication,
éventuellement d'autres pièces permettant à l'ad-
ministration des douanes de vérifier l'identité de la
marchandise.

Le remboursement de l'impôt peut encore être
accordé quand il s'agit de cigarettes reprises par le
fabricant, par exemple, parce qu'elles sont inven-
dables ou pour d'autres raisons, telles que mauvaises
conditions de magasinage ou défaut de fabrication etc.

La marchandise doit, alors, être détruite, sous
contrôle douanier. Et, si certaines parties sont ce-
pendant encore utilisables, elles en seront distraites
sous contrôle douanier également, et l'impôt cor-
respondant déduit du montant de la somme à rem-
bourser.

Votre commission estime que le 'délai d'un an
prévu pour le dépôt de la demande de rembourse-
ment peut être parfois insuffisant; elle vous propose
de faire abstraction de tout délai.

Angenommen. — Adopté.

Art. 18. '

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Beschluß des Ständerates.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Tschumi, Berichterstatter: Der Artikel regelt die
Handelsvorschriften für den Rohtabak. Er legt im
.großen und ganzen die bisherige Ordnung fest; nur
sind die entsprechenden Vorschriften auf die Fabri-
kanten von Zigarren, Pfeifen-, Kau- und Schnupf-
tabak beschränkt. Die Ordnung hat sich seit 10
Jahren bewährt, und darf unbedenklich beibehalten
werden. Fabrikanten und Händler haben sich vor
der Aufnahme ihrer Tätigkeit bei der Oberzolldirek-
tion anzumelden und sich über ihren Wohnsitz in
der Schweiz und die Eintragung ins Handelsregister
auszuweisen. Sie sind zu exakter Buchführung ver-
pflichtet, über welche der Oberzolldirektion das Kon-
trollrecht zusteht. Wir empfehlen Ihnen die unver-
änderte Annahme der ständerätlichen Fassung.

M. Jobin, rapporteur: Cette disposition ne fait
que confirmer le régime actuel, qui donne satis-
faction. Pas d'autre observation.

Angenommen. — Adopté.

Art. 19.

Antrag der Kommission.
M e h r h e i t :

Zustimmung zum-Beschluß des Ständerats.
Nationalrat. — Conseil national. 1930.

M i n d e r h e i t :
(Sulzer, Cailler, Chamorel, Eisenhut, Steinmetz.)

2
Die Bestimmung betreffend die Garantie des

Kleinhandels ist zu streichen.

Proposition de la commission. ;
M a j o r i t é :

Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

M i n o r i t é :
(Sulzer, Cailler, Chamorel, Eisenhut, Steinmetz.)
Biffer le 2e alinéa.

Antrag Schmid-Zürich. *
(Falls der Preisschutzklausel zugestimmt werden

sollte.)
Art. 19, Abs. 2. . . . verbindlich. Zur Ueber-

prüfung der festgesetzten Preise kann der Bundesrat
eine Kommission einsetzen, in der die Konsumenten
angemessen vertreten sein müssen.

Proposition subsidaire Schmid-Zürich.
(En cas d'adoption de la clause de garantie.)

Art. 19, 2e alinéa. ... 5e alinéa. Le contrôle des
prix fixés pourra être confié par le Conseil fédéral
à une commission dans laquelle il devra faire une place
équitable aux représentants des consommateurs.

Tschumi, Berichterstatter der Mehrheit: Zu Ar-
tikel 19, wo aller Voraussicht nach die Diskussion noch
einmal etwas stärker einsetzen wird, hat man sich
schonv in der Eintretensdebatte ziemlich weitläufig
ausgesprochen. Feststellen wollen wir noch einmal,
daß man die Verfassungsmäßigkeit des zweiten Ab-
schnittes, der Preisschutzklausel, sowohl auf Grund
des Art. 41ter als auch 34ter bejahen kann. Die
Klausel wird nicht im Interesse des Fiskus verlangt;
.es ist eine strikte Forderung der Fabrikanten, -denen
zu- gut bekannt ist, daß Preisschleuderei beim Ziga-
rettenverkauf das ganze Steuersystem über den Haufen
werfen müßte und die ehrlichen Detaillisten dem
wilden Geschäft zum Opfer fallen würden.

Zu Abschnitt l des Art. 19 ist zu bemerken, daß
zur Sicherung des Zollbezuges und der Zigaretten-
steuer der Oberzolldirektion die Befugnis eingeräumt
werden muß, den Handel mit Zigaretten der Kontrolle
zu unterwerfen. Die Verkäufer von Zigarren und
Zigarettentabak haben der Zollverwaltung auf Ver-
langen die zur Durchführung des Gesetzes erforder-
lichen Auskünfte und Nachweise zu geben, sowie den
zuständigen Beamten zur Vornahme der nötigen
Feststellungen Zutritt zu ihren Verkaufsräumen und
Magazinen zu geben.

Was könnte bei Abschn. 2 eingewendet werden?
Ja, wenn es im Kleinhandel nicht mehr Schleudere!
und unlautere Existenzen geben darf, wird dann mit
den Preisen nicht überbordet? Darauf ist die Ant-
wort bereits gegeben worden. Befürchtungen sind
im Hinblick auf die scharfe Konkurrenz im Ziga-
rettengeschäft nicht am Platze. Uebrigens hat der
Ständerat durch die Annahme des von Dr. Suter vor-
geschlagenen Amendements das nötige Ventil ge-
schaffen, um jeder übersetzten Preisbildung ent-
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gegenzutreten, wenn doch einmal eine solche — was
aber nicht zu erwarten ist — in die Erscheinung
treten sollte.

Man mißt der Preisgarantieklausel eine Bedeutung
bei, die ihr tatsächlich nicht zukommt. Seitens der
Industrie spricht man von der Notwendigkeit, die
Kosten der Lebenshaltung zu senken. Man könnte
dann — so wird argumentiert — an eine Lohnsenkung
denken und damit die Exportindustrien fördern. Ich
habe jedes Verständnis für die Sorge um unsere Ex-

v portindustrie und unterschätze ihren Einfluß auf das
gesamte Wirtschaftsleben unseres Landes nicht. Ob
nun aber gerade dadurch eine Verbilligung der
Lebenshaltung und eine Lohnsenkung herbeizuführen
wäre, daß die Zigarette einer wilden Konkurrenz
anheimgegeben würde, möchte ich doch bezweifeln.
Eine solche»Behauptung aufstellen, wäre denn doch
zu starker Tabak.

Mit dem Referendum drohen, geht nicht an. Wir
^müssen unsere Gesetze nach bestem Wissen und Ge-
wissen machen und nachher hat das Volk das Wort.
Aber aus rein doktrinären Gründen ein Referendum
gegen eine Vorlage provozieren, wäre doch auch kein
Akt der Staatsklugheit, namentlich bei einem Gesetz,
das fällt, sobald jemand die Mittel zur Durchführung
eines Referendums bereit stellt.

Meine Herren Nationalräte, wir empfehlen Ihnen
namens der Mehrheit der nationalrätlichen Kommis-
sion auch bei diesem Artikel Zustimmung zum Stände-
rate. .

M. Jobin, rapporteur de la majorité: Le premier
"alinéa soumet au contrôle de la direction des douanes
non seulement ceux qui fabriquent la cigarette, mais

• dans certains cas, les grossistes et les détaillants qui
placent et débitent des cigarettes et du tabac coupé.

Ce contrôle, et lés mesures appropriées indiquées
dans cet alinéa sont indispensables, de toute évidence,
pour assurer la perception exacte des droits de
douane.

A ceux qui s'inquiéteraient de cette immixtion,
considérable certainement, de l'autorité dans le

"fonctionnement interne de ces entreprises, qu'il nous
suffise de leur faire observer que du moment où les
industriels intéressés ont pu s'en accommoder sans in-
convénient, il n'y a pas lieu d'être plus difficile et
glus chatouilleux qu'eux-mêmes. Rappelons, en

'outre, que l'imposition du tabac revêt un caractère
tellement exceptionnel, du fait du prélèvement d'un
droit allant jusqu'au 300 % de la valeur de la mar-

: chandise, qu'une application extensive de ces dispo-
sitions de contrôle administratif ne se conçoit pas.
'Une minorité de la commission propose la suppression
du deuxième alinéa de l'art. 19 qui introduit la clause
de garantie du prix de vente au détail de la cigarette.
Nous ne voulons pas répéter ce que nous avons dit
à ce sujet à l'occasion de la discussion sur l'entrée en
matière. Le Conseil des Etats a adopté une dis-
position imposant au Conseil fédéral l'obligation de

-mettre hors de vigueur la clause de garantie et qui
"correspond au vœu exprimé par l'amendement de
notre collègue M. Schmid de Zurich. Votre commis-
sion a adhéré à cette disposition et nous vous pro-
posons le maintien du deuxième alinéa de l'art. 19,
les troisième et quatrième alinéas donnent des indi-

" cations qui se réfèrent à la non-application de la
'•clause de garantie.

Sulzer, Berichterstatter der Minderheit: Im
Namen einer Kommissionsminderheit beantrage ich
Streichung von Art. 19, Abs. 2—4, welche von der
staatlichen Preisgarantie handeln. Es ist in den
Beratungen und insbesondere in der Kommission
nachdrücklich betont worden, daß diese Vorlage rein
fiskalischen Charakter habe. Wir teilen diese Auf-
fassung. Aber die Bestimmungen des Art. 19 weichen
nun von dieser Tendenz ab und betreten ein Gebiet
der Wirtschaftspolitik, das ernste Bedenken ruft.
Wir sind einverstanden mit der Struktur der ganzen
Vorlage; wir anerkennen, daß dieselbe gut durch-
gearbeitet ist; wir sind einverstanden damit, daß der
Ertrag aus dem Tabak, sei es durch den Zoll, sei es
durch die Zigarettensteuer, auf ungefähr 30 Millionen
Franken gesteigert wird; wir sind um so mehr damit
einverstanden, weil dieser Ertrag ja der Sozialver-
sicherung zugewendet wird. Aber den Art. 19,
Abs. 2—4, der von der staatlichen Preisgarantie
handelt, betrachten wir als einen Fremdkörper, der
in keiner Weise in Beziehung zum Gesetz selbst steht
oder zu stehen braucht und dessen Tendenz wir auf
das entschiedenste bekämpfen.

Die Darlegungen der Botschaft über diese Preis-
garantie sind in keiner Weise überzeugend, und auch
die mündlichen Darlegungen, die uns in der Kom-
mission und im Rate gegeben worden sind, vermögen
uns nicht davon zu überzeugen, daß diese Bestim-
mung eine Notwendigkeit sei. Gestatten Sie mir, zu
den Argumenten der Befürworter kurz Stellung zu
nehmen.

In erster Linie bestreiten wir, daß diese Bestim-
mung auf Verfassungsmäßigkeit beruhe. Wir be-
trachten es als eine offenkundige Verletzung der Ver-
fassung, wenn in dieser Weise legiferiert werden will.
Nun haben die Krön Juristen erklärt, daß die Be-
stimmung verfassungsmäßig sei, wenn sie sich als
notwendig erweise zur Sicherung des Steuerbezuges.
Stellen wir uns einmal auf diesen Standpunkt und
prüfen wir, ob diese Notwendigkeit vorliegt. Die
Sicherung des Steuerbezuges wäre dann gefährdet,
wenn der Preis, auf Grund dessen die Steuer ent-
richtet würde, nachträglich derart erhöht würde, daß
er in die höhere Steuerkategorie einrücken müßte.
Nun glaubt doch kein Mensch, daß das der Fall sein
werde. Kein Mensch glaubt daran, daß die Möglich-
keit einer nachträglichen Preiserhöhung über den
Preis, der vorschriftsmäßig auf der Zigarettenhülse
und auf der Verpackung aufgedruckt ist, vorliegen
werde. Händler und Konsumenten werden dafür
sorgen, daß der Preis nicht nachträglich erhöht werden
kann. Niemand wird teurer verkaufen können, als
dem Preis gemäß, der aufgedruckt ist, und damit
fällt dieses Argument, das die Kronjuristen eventuell
als dasjenige bezeichnet haben, das der Bestimmung
die Verfassungsmäßigkeit verleihen würde, als haltlos
vollständig dahin. Darum hat man nach ändern
Argumenten gesucht.

Man hat vor allem die hohe Belastung betont, die
auf der Zigarette liege, und es damit begründen
wollen, daß hier nun eine Preisgarantie vorgeschrieben
werden müsse. Dabei hat man nicht unerheblich
übertrieben. Wie hoch ist denn diese Belastung über-
haupt? Sie rührt her einerseits vom Zoll, und dieser
beträgt im Maximum auf den Tabaksorten, welche
für die Zigarettehfabrikation in Frage kommen,
1000 Fr., d. h. l Rp. auf die Zigarette. Dazu kommt
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die Steuer, welche für die überwiegende Zahl der
Fabrikate einen halben Rappen beträgt, das macht
zusammen anderthalb Rappen. Stellen Sie das einem
mittleren Verkaufspreis von z. B. 6 Rp. gegenüber,
so ergibt sich eine Belastung aus staatlichen Auf-
lagen von rund 25 % des Verkaufspreises der Zigarette,
und das ist meines Erachtens die maßgebende Be-
lastung. Dieser gegenüber sind nun alle, .die in der
Fabrikation und im Handel tätig sind, einander voll-
ständig gleich gestellt. Die Steuer fällt auf den
Fabrikanten, ebenso der Zoll. Der Händler wird
davon gar nicht direkt betroffen, und der Fabrikant
seinerseits ist geschützt durch einen Zigarettenzoll
von nicht weniger als 2000 Fr. per 100 kg. Das macht
an sich schon rund 2 Rp. prò Stück, also einen Zoll,
der reichlich Sicherheit dafür bietet, daß die in-
ländische Industrie wird bestehen können. Wir er-
achten also auch dieses Argument für keineswegs
stichhaltig.

Nun wird von der Preisschleuderei gesprochen, der
man entgegentreten wolle und aus der die Bestim-
mung hervorgegangen sei. Wir sind durchaus damit
einverstanden, daß der Preisschleuderei entgegen-
getreten werde, wo sie sich wirklich in mißbräuch-
licher Weise geltend macht. Wenn wir das einmal
wollen, dann wollen wir es auch mit wirksamen
Mitteln tun. Aber dieses Mittel hier halten wir für
ein durchaus unwirksames. Die Preisschleuderei
hängt übrigens, wie die Botschaft selbst es etwas zart
andeutet, zum Teil damit zusammen, daß die Marge,
die dem Händler geboten wird, eine recht ausgiebige
ist, so daß innerhalb dieser Marge eine gewisse Preis-
verbilligung durchaus Platz findet. Im übrigen muß
man sich fragen: Wo beginnt überhaupt die Preis-
schleuderei? Man hat uns auf einzelne Fälle hinge-
wiesen, wo Ostgalizier Zigaretten aufgekauft und dann
billig in den .Handel gebracht hätten, und hat auch
beigefügt, daß. das Schundware gewesen sei. Ich
glaube, unsere Raucher sind Manns genug, um
Schundware von der guten Ware zu unterscheiden.
Im übrigen, wenn wir wirklich einer Preisschleuderei
entgegentreten wollen, die wir mit Recht verurteilen,
dann wollen wir das in der Vorlage über den un-
lauteren Wettbewerb versuchen, die ja im Studium
liegt und den verschiedenen Kreisen des Landes be-
reits zur Prüfung zugegangen ist. Dort ist der Platz,
um der Preisschleuderei entgegenzutreten; aber man
soll nicht hier eine Gelegenheit benutzen, um das in
einer Weise zu tun, die wir entschieden nicht billigen
können.

Ich frage Sie: Ist der Staat wirklich dazu da,
jede Preiskonkurrenz zu unterbinden? Es ist in der
Kommission mit Recht betont worden, daß es ein
Unikum sei, wenn der Staat Preise schützen solle,
bei deren Bestimmung er ja in keiner Weise mit-
gewirkt habe. Soll der Staat den Händler hindern,
sich mit weniger Gewinn zu begnügen, damit sein
Geschäft zu beleben und gleichzeitig einer gesunden
Tendenz nach Preisabbau zu folgen? Soll er dieser
immer klarer erkannten Notwendigkeit des Preis-
abbaues mit gesetzlichen Mitteln und sogar mit
hohen Strafen entgegentreten? Ich bitte Sie, sich
diese Frage zu überlegen. Soll in einem Zeitpunkt,
wo andere Staaten diese Notwendigkeit klar und be-
wußt erkennen, wo wir allen Grund haben, dieser
Bewegung volle Beachtung zu schenken, bei uns das
diametrale Gegenteil geschehen? Soll der Preis der

Tabakfabrikate stabil bleiben, während anerkannter-
maßen die Weltmarktpreise des Tabaks außerordent-
lichen Senkungen und Schwankungen unterliegen?
Ich glaube, wir haben Grund, diese ganze Frage auch
etwas vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkte aus
zu betrachten, und da müssen wir der staatlichen
Preisgarantie mit den größten Bedenken entgegen-
treten. Unser hohes Preisniveau ist derart, daß
unsere Exportindustrie mehr und mehr mit den aller-
größten Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Alles, was
im Inlande geschieht, wird auf sie überwälzt. Der
Absatz im Ausland wird immer schwieriger. Sie
wissen, daß eine Krise besteht, die sich immer stärker
ausdehnt. Da soll nun einer bestimmten Gruppe von
Gewerbetreibenden ein Privileg zugehalten, eine.
Politik der Hochhaltung der Preise inauguriert werden
in einem Augenblick, wo wir allen Grund hätten,
an das Gegenteil zu denken.

Ich glaube, auch vom Standpunkt des Händlers
selbst sehe die Sache keineswegs in jeder Beziehung
rosig aus. Der Ständerat hat viel darüber gesprochen.
Man hat darauf hingewiesen, daß eine Art Zwangs-
organisation durch diese Preisgarantie entstehe, daß
aber auch der Schnüffelei, der Denunziation Tür und
Tor geöffnet werde und daß der Denunziation hohe
Bußen und Strafen folgen können. Ob die Händler
eitel Freude an dieser Bestimmung erfahren werden,
dürfte somit noch keineswegs ausgemacht sein.

Was hindert übrigens die Händler, wenn sie es
wollen, die Bestimmung zu umgehen? Was hindert
den Händler, neben den verpackten Zigaretten in
einer offenen Schale offene Zigaretten liegen zu haben
und einem Käufer zu sagen: Bitte, probieren Sie
einmal eine von diesen Zigaretten und stecken Sie
sich eine weitere in Ihr Etui. Im übrigen kaufen Sie
mir dieses Päckchen ab. Dann hat der Händler dem
Käufer auf die 20 gekauften Zigaretten 2 geschenkt,
macht 10 % Rabatt. Es ist also nichts einfacher, als
durch ein kleines Geschenk — Geschenke erhalten,
bekanntlich die Freundschaft — der Bestimmung
ein Schnippchen zu schlagen. Ich könnte auch :auf
andere Methoden hinweisen, die dasselbe Ziel erreichen!
Ich will Ihnen aber noch ein kleines historisches
Müsterchen erzählen, wie man es machen kann.." Als
ich einmal in Bologna war und eine große Zeitung
zu kaufen wünschte, bekam ich eine Zeitung in die
Hand mit dem Titel « II resto del Carlino. », .der Rest
des" kleinen Karls. Da ich selbst zur Gattung.der
Karle gehöre, interessierte ich mich dafür, was dieser
Titel auf einer großen Tageszeitung zu,bedeuten habe:
Mir wurde folgende Erklärung zuteil : Dieser. Karl war.
ein Potentat gewesen. Sein Bild figurierte auf einer
kleinen Silbermünze der Bolognesergegend. Nun hatte
eines Tages die hohe Obrigkeit von Bologna be-
stimmt, daß der Humpen Bier nur für einen Carlino
verkauft werden dürfe, für nicht mehr und nicht
weniger. In der Folge ging der Konsum stark, zu^
rück, weil die verehrliche Bürgerschaf t "fand,'daß ein
Carlino für einen Humpen Bier entschieden zuviel
sei. Da die Wirtschaften beinahe leer waren, zer-
brachen sich die Wirte die Köpfe, wie die Frequenz
wieder zu steigern sei. Sie kamen auf den genialen
Gedanken, eine Zeitung zu gründen und jedem, der
einen Humpen Bier trinken würde, ein Exemplar
gratis und franko in die Hand zu drücken. Man hat
die Zeitung infolgedessen « II resto del Carlino* ge^
nannt. Die Wirtschaften füllten sich wieder. Die.
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Wirkung war aber in anderer Richtung eine uner-
wartete. Das Blatt hat mehr und mehr an Boden
gewonnen, hat alle ändern Zeitungen überflügelt und
ist schließlich zum größten Blatt von Bologna und
seiner Umgebung geworden, alle ändern Konkurrenten
erdrückend. Es ist heute das größte und gelesenste
Blatt. Sie sehen, daß die Preisschutzklausel für ein
bestimmtes Gebiet auf einem ändern Gebiete eigen-
artige Konsequenzen haben kann. Das gibt vielleicht
den verehrten Herren Kollegen Journalisten unter
uns und auf der Journalistentribüne einigermaßen
zu denken.

Durch solche Umgehungen wird selbstredend die
Autorität des Staates, der von Gesetzes wegen eine
Preisschutzklausel einführen will, in keiner Weise
gehoben. Man hat aber in der Diskussion auch noch
auf andere Konsequenzen hingewiesen. Was im einen
Fall als richtig erkannt wird, möchte sehr leicht auch
auf andere Gebiete übertragen werden. Was hindert
schließlich die Kaffeeverkäufer, zu verlangen, daß
der Staat die Preise der Kaffeepäckchen als allgemein
verbindlich erkläre? Warum sollen nicht auch die
Zucker- oder Schokoladehändler und andere mit
einem solchen Begehren kommen? Wir müssen uns
diese Konsequenzen wohl überlegen.

Als letztes kommt die Referendumsdrohung. Ist
es schön, überhaupt mit dem Referendum zu drohen ?
Ich glaube nicht. Ist es notwendig, daß wir von
referendumspolitischen Bedenken sprechen und daß
referendumspolitische Bedenken in einer so wichtigen
Angelegenheit den Ausschlag geben? Sollen wir uns
von diesen Bedenken imponieren lassen? Hand aufs
Herz! Wenn wir von unserer Verfassung sprechen,
dann bezeichnen wir das Referendum als eine Perle
dieser Verfassung. Wenn wir aber Gesetze machen,
dann bekommen wir es plötzlich mit der Angst zu
tun, daß ein solches Gesetz dem Referendum unter-
stellt werden und unter Umständen fallen könnte.
Diese Angst ist nicht begründet. Es handelt sich hier
um eine Vorlage von großer Wichtigkeit. Wenn es
sein muß, so mag das Volk darüber entscheiden.
Unsere Pflicht wird es dann sein, das Volk sachlich
aufzuklären, dafür einzustehen, daß die Belastung
des Tabaks wirklich angenommen wird, und daß die
ganze Gesetzesvorlage verstanden wird, dafür einzu-
stehen, daß wir der Sozialversicherung diesen Tribut
schulden. Das richtig belehrte Volk wird die Vorlage
annehmen, aber ohne Preisgarantieklausel. Im üb-
rigen haben wir uns dem Willen des. Volkes einfach
zu unterwerfen, möge sein Entscheid so oder anders
lauten. Wenn man von referendumspolitischen Be-
denken spricht, so scheint es nicht ausgeschlossen
— ich habe zwar, dafür keine bestimmten Anhalts-
punkte, aber die Möglichkeit liegt gewiß vor — daß
das Referendum auch gegen die Vorlage mit der
Preisschutzklausel ergriffen -werden könnte, denn
soweit ich sehe, bestehen gegen die Preisschutz-
klausel in weiten Kreisen ernste und gewichtige Be-
denken. Unser verehrter Herr Bundespräsident hat
in der Kommission erklärt, er habe sich mit allen
Mitteln gegen die Aufnahme dieser Klausel gewehrt,
so daß er innerlich wohl kaum davon überzeugt sein
wird, daß die Sache gut ist.

Alle diese Gründe sprechen gegen die Preisschutz-
klausel. Wir sind in keiner Weise gegen den berech-
tigten Schutz des Handels. Nichts liegt uns ferner,
als der Händlerschaft Schaden zuzufügen. Nichts

liegt uns auch ferner, als etwas zu tun, was die Vorlage
zu Fall bringen könnte. Unsere Haltung leitet sich
nicht aus doktrinären Gründen ab, wie von Ver-
tretern der Mehrheit gesagt worden ist. Aber mir
scheint, wir hätten Anlaß, in einer solchen Frage
grundsätzlich zu denken und zu entscheiden. Wir
dürfen in die Vorlage nichts hineinbringen, was in
keiner unmittelbaren Beziehung zu ihr steht und
was wir als etwas Verwerfliches betrachten. Ce n'est
que le premier pas qui coûte. Wir betrachten die
Preisschutzklausel als untaugliches Mittel gegen die
Schleudere! und als schweres Präjudiz mit unüberseh-
baren Konsequenzen. Wir betrachten sie als einen
wirtschaftlichen Mißgriff, als einen staatlichen Ein-
griff, der letzten Endes zu einer Schwächung der
Staatsautorität führen muß.

Aus allen diesen Gründen beantragen wir Ihnen,
die Abs. 2—4 des Art. 19 zu streichen.

M. Cailler, rapporteur de la minorité: La minorité
de la commission propose de supprimer l'art. 19,
notamment le second alinéa. Avant de justifier mes
arguments, je tiendrais, pour dissiper toute équi-
voque, à déclarer que j'ai accepté de voter l'entrée
en matière. Quel que soit le sort qui sera fait aux
propositions de la minorité, je voterai la loi.

C'est dire que je n'ai en défendant les propositions
de la minorité, aucune arrière-pensée d'arriver, par
un moyen détourné, à faire échouer les assurances.
Au reste, que vous acceptiez la suppression de la
clause de la garantie ou que vous la mainteniez, les
résultats économiques et financiers de la loi resteront
les mêmes.

J'ai donr été surpris d'entendre, soit au sein de
la commission, soit au sein de cette assemblée les
arguments des rapporteurs de la majorité, qui ont
fait donner la grosse artillerie.

On a même invoqué hier l'autorité du Père
Lacordaire, qui eût été bien étonné de se trouver
mêlé à pareils débats et l'on s'est placé sous son
illustre patronage pour justifier la clause de garantie
des prix.

Je ne prendrai pas un patronage aussi eminent et
je me bornerai à invoquer les arguments mêmes que
le président de la Confédération nous a donnés, soit
à la commission, soit ici même, en faveur de la clause
de garantie et je me servirai de ces arguments pour
justifier les appréhensions de la minorité.

Dans son rapport à la commission, M. le président
de la Confédération — C'est à la page 11 du procès-
verbal — a déclaré: « Quant à la clause de garantie
de prix, ce n'est qu'à la dernière extrémité que nous
avons consenti à l'insérer dans notre projet. » On
peut inférer de cette déclaration — et je suis per-
suadé que le président de la Confederatici! ne me
contredira pas — que, jusqu'à un moment donné,
on a vu avec une certaine crainte, au Département
fédéral des finances, l'insertion de cette clause.

Qu'est-il arrivé pour qu'on ait changé d'opinion?
Il est arrivé que les détaillants ont passé au bureau
fédéral et ont exhalé leurs craintes et leurs plaintes
et ont demandé, sinon exigé, cette clause de garantie,
sous menace de referendum.

Voilà, Messieurs, quelle est la principale raison
pour laquelle on s'est décidé à défendre la clause de
garantie par des arguments, qui, à mes yeux, n'ont
qu'une minime importance.
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